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währleistet nicht die Geheimhaltung der Wahl, da 
möglicherweise in einem solchen Fall ein Wahlbe-
rechtigter anhand des Stimmzettels identifiziert 
werden könnte. Leere oder doppelt gekennzeich-
nete Stimmzettel gelten als ungültige Stimmen.  

Ich eröffne nunmehr die Wahl und bitte den 
Schriftführer Herrn Tenhumberg mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.  

(Der Namensaufruf erfolgt.)  

Meine Damen und Herren, haben alle Mitglieder 
des Hauses ihre Wahlzettel abgegeben? – Das ist 
offensichtlich der Fall. 

Ich schließe die Wahl und bitte die Schriftführerin-
nen und Schriftführer, die Stimmen auszuzählen. 

(Es erfolgt die Auszählung der Stimmen.)  

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich darf Ihnen 
das Ergebnis der Wahl bekannt geben. Insge-
samt wurden 172 Stimmen abgegeben. Mit Ja 
haben 168 Mitglieder des Landtags gestimmt. 

(Beifall) 

Mit Nein haben zwei Mitglieder des Landtags ge-
stimmt. Mit Enthaltung haben ebenfalls zwei Mit-
glieder des Landtags gestimmt. 

Meine Damen und Herren, nach dem vorliegen-
den Ergebnis ist somit das im Wahlvorschlag 
Drucksache 14/2421 vorgeschlagene stellvertre-
tende Mitglied des Verfassungsgerichtshofs ge-
wählt. Nach § 5 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes haben die Mitglieder des Verfassungsge-
richtshofs, bevor sie ein Amt antreten, vor dem 
Landtag den nach § 80 der Landesverfassung 
vorgesehenen Amtseid zu leisten.  

Frau Dr. Haderlein, ich bitte Sie deshalb zu mir, 
damit ich die nach dem Verfassungsgerichtshof-
gesetz vorgesehene Vereidigung vornehmen 
kann. Ich werde den Text einmal vorsprechen und 
bitte Sie, nach Heben der Schwurhand diesen 
Text nachzusprechen: 

(Die Anwesenden erheben sich von ihren 
Plätzen.) 

„Ich schwöre, dass ich das mir übertragene Amt 
nach bestem Wissen und Können verwalten, 
Verfassung und Gesetze befolgen und verteidi-
gen, meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und 
Gerechtigkeit gegen jedermann üben werden. 
So wahr mir Gott helfe.“ 

(Allgemeiner Beifall – Präsidentin Regina van 
Dinther beglückwünscht Frau Dr. Haderlein.) 

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Vizepräsident Edgar Moron: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir kommen zu:  

2 Gesetz über die Feststellung des Haus-
haltsplans des Landes Nordrhein-
Westfalen für das Haushaltsjahr 2007 
(Haushaltsgesetz 2007) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/2300 

In Verbindung damit: 

Finanzplanung des Landes Nordrhein-
Westfalen 2006 bis 2010  

Vorlage 14/572 

Und: 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Ge-
meinden und Gemeindeverbände im 
Haushaltsjahr 2007 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/2302  

Sowie: 

Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer 
Landesgesetze und zur Bereinigung des 
Haushaltsrechts (Haushaltsbegleitgesetz 
2007)  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 14/2303 

erste Lesung  

Ich eröffne die Beratung zur Einbringung der Ge-
setzentwürfe und erteile zuerst Herrn Finanzmi-
nister Dr. Linssen zur Einbringung des Haus-
haltsgesetzes das Wort.  

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wer heute das 
Notwendige nicht tut, weil er es für unzumutbar 
hält, muss morgen das Unzumutbare tun, weil es 
unvermeidlich geworden ist. Die Koalition der Er-
neuerung hat sich dieser Herausforderung gestellt 
und ist 2005 angetreten, in dieser Wahlperiode 
das Notwendige zu tun, um die Landesfinanzen 
wieder in Ordnung zu bringen.  

(Beifall von der CDU) 
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Mit dem Haushalt 2007 werden wir diesem Ziel 
einen erheblichen Schritt näher kommen. Die Net-
toneuverschuldung sinkt von 5,59 Milliarden € in 
diesem Jahr auf 4,35 Milliarden € im Jahr 2007. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Alleine daran schon erkennen die Menschen, 
dass die Landesregierung hält, was sie verspro-
chen hat.  

(Beifall von der CDU – Widerspruch von 
SPD und GRÜNEN) 

Wir haben Kurs gehalten, wir haben die Konsoli-
dierung des Haushalts kontinuierlich vorangetrie-
ben und werden das weiter tun. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dieser Kurs ist notwendig. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Er ist alternativlos. Und er ist mittel- und langfristig 
allemal gerechter, weil sonst das tatsächlich Un-
zumutbare Wirklichkeit würde. Unzumutbar hieße 
für mich: noch weniger Spielräume für Vereine 
und Verbände. – Unzumutbar hieße: noch weni-
ger Geld für diejenigen, die tatsächlich auf Unter-
stützung angewiesen sind. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Kommunen, nicht 
wahr?) 

Unzumutbar hieße: die soziale und kulturelle Inf-
rastruktur dieses Landes dem Verfall ausliefern zu 
müssen. – Genau das wollen wir nicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir wollen eben das Unzumutbare verhindern. 
Deshalb setzen wir jetzt die notwendigen Konsoli-
dierungsmaßnahmen um und verändern Struktu-
ren. Damit investieren wir in die Zukunft. 

Wie beim Haushalt 2006 wird es auch im Jahr 
2007 fair und gerecht zugehen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das definieren 
Sie mit Ihrem Haushalt aber komisch!) 

Weil wir jetzt in Richtung Zukunft umsteuern, ist 
es uns noch möglich, die Lasten der Konsolidie-
rung gerecht zu verteilen. 

Auch in einem weiteren Punkt hat die Landesre-
gierung Kurs gehalten. Wir setzen bewusst finan-
zielle Schwerpunkte, um uns weiter auf die Finan-
zierung von Zukunftsaufgaben zu konzentrieren 
und politische Ziele zu verwirklichen. 

Im Jahr 2006 haben wir erste, für die Betroffenen 
sicherlich schmerzliche Einsparungen vorgenom-
men. Wir haben immer betont, dass dies nicht 

ausreichen wird, wenn wir den Haushalt nachhal-
tig sanieren wollen. Dazu sind strukturelle Verän-
derungen unumgänglich. Der Haushalt 2007 ist 
der Einstieg in diese Strukturveränderungen. 

Bei aller Notwendigkeit zu Veränderungen achten 
wir aber gleichzeitig darauf, dass die bestehende 
soziale und gesellschaftliche Balance nicht durch 
den Haushalt in Schieflage gerät. Auch das ist mit 
dem Haushalt 2007 sichergestellt.  

Wie der Haushalt des laufenden Jahres ist auch 
der Entwurf für 2007 finanzpolitisch seriös. Er be-
ruht auf realistischen und vorsichtigen Annahmen 
zur Einnahmeentwicklung. Wir halten unser Wort 
und werden zusätzliche Steuereinnahmen als 
Konsolidierungsbeitrag einsetzen. Dieses Geld 
werden wir, wie angekündigt, voll zur Reduzierung 
der Nettoneuverschuldung einsetzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir bleiben bei unserer Linie der Vorjahre. Der 
Haushalt des Jahres 2007 wird gerecht und fair 
sein. Wesentliche Hilfen für Kinder und Jugendli-
che werden nicht gekürzt. 

(Zuruf von der SPD) 

Das Schulsystem wird weiter verbessert, und es 
wird mehr für die Ausbildung der jungen Men-
schen getan. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit eini-
gen Sätzen die wesentlichen Eckdaten des Haus-
haltsentwurfs 2007 erläutern. Die für mich wichtigste 
Botschaft ist, dass die Nettoneuverschuldung von 
5,59 Milliarden € in diesem Jahr auf 4,35 Milliar-
den € im Jahr 2007 sinken wird. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Sylvia 
Löhrmann [GRÜNE]) 

Damit werden wir das in der letzten mittelfristigen 
Finanzplanung prognostizierte Niveau von 
5,1 Milliarden € deutlich unterschreiten. Gegen-
über 2006 ist das eine Senkung um 22 %, und 
gegenüber 2005 sind es 35 % weniger. 

An diesen Zahlen lässt sich ablesen, dass wir ers-
te Erfolge bei der Sanierung des Landeshaushalts 
erzielt haben. Das ist sicherlich ein befriedigendes 
Ergebnis. Es ist aber kein Ergebnis, mit dem sich 
ein Finanzminister zufrieden geben kann, weil der 
Haushalt nach wie vor nicht die Kreditverfas-
sungsgrenze einhält. Die Nettoneuverschuldung 
liegt um 1,05 Milliarden € über dieser Grenze.  

Die Gesamtausgaben belaufen sich auf 
49,5 Milliarden €. Trotz des klaren Sparkurses 
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steigt das Haushaltsvolumen gegenüber dem Jahr 
2006 damit rechnerisch um 2,2 %. Dafür gibt es 
nachvollziehbare Gründe.  

Zunächst ist ein Basiseffekt aus dem Bereich des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes, des GFG, zu 
nennen. Im Haushaltsjahr 2006 sind im GFG kre-
ditierte Beträge aus den Jahren 2004 und 2005 
abgerechnet worden. Dadurch wurde der kommu-
nale Steuerverbund im Haushaltsjahr 2006 um 
den Betrag von 674,4 Millionen € gesenkt. Um 
diesen bereinigt nehmen die Ausgaben 2007 nur 
um 0,8 % zu. Damit bleiben wir unterhalb der 
Empfehlung des Finanzplanungsrates von 1 %. 

Nach dem Systemwechsel von Soll- zu Ist-
Steuereinnahmen als Basis des Steuerverbundes 
wird es derartige Ausschläge in Zukunft nicht 
mehr geben. Das haben zu Recht vor allem die 
kommunalen Spitzenverbände sehr gelobt. 

Ein weiterer wichtiger Punkt im Haushaltsentwurf 
2007 ist die innere Dynamik der Ausgabenent-
wicklung. Hierbei handelt es sich um unvermeidli-
che Steigerungen. 

Dazu zählen zum Beispiel stetig steigende Perso-
nalausgaben. Insgesamt müssen dafür 260 Millio-
nen € zusätzlich eingeplant werden. Allein der Ta-
rifabschluss im öffentlichen Dienst ist mit 85 Milli-
onen € zusätzlich im Haushalt zu berücksichtigen. 
Hinzu kommen Steigerungen bei der Beihilfe und 
bei Fürsorgeleistungen von 95 Millionen €. 
Schließlich steigen die Versorgungsbezüge um 
70 Millionen €. 

Auch die dreiprozentige Mehrwertsteuererhöhung 
wird sich in der Landeskasse nicht nur auf der 
Einnahmenseite bemerkbar machen, sondern ist 
auch deutlich auf der Ausgabenseite spürbar. Al-
lein beim Familienleistungsausgleich erhalten die 
Kommunen dadurch 60 Millionen € mehr vom 
Land. Zudem muss auch das Land die um drei 
Punkte höhere Mehrwertsteuer auf die Sachaus-
gaben zahlen. Weiter steigende Zinslasten kom-
men hinzu. 

Ohne den konsequenten Konsolidierungskurs der 
Landesregierung sähe die finanzielle Situation in 
Nordrhein-Westfalen sicherlich deutlich schlechter 
aus. Gerade weil wir gegen die innere Dynamik 
ansparen müssen, kommen wir um strukturelle 
Veränderungen nicht herum.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die in-
nere Dynamik und der immense Gesamtschul-
denstand von 113 Milliarden € lassen uns darüber 
hinaus überhaupt keine Alternative bei der Ver-
wendung von zusätzlichen Steuereinnahmen. 

Beides zwingt uns, das Geld zur Reduzierung der 
Nettoneuverschuldung einzusetzen.  

Die Steuereinnahmen sind auf der Basis der 
Steuerschätzung vom Mai 2006 unter Zugrunde-
legung einer realistischen Wachstumserwartung 
mit 37,4 Milliarden € kalkuliert. Das sind 2,1 Milli-
arden € mehr, als für 2006 eingeplant sind.  

Angesichts der positiven Entwicklung bei den 
Steuereinnahmen in diesem Jahr sehe ich schon 
förmlich die Sparstrumpfattacken der Opposition 
in diesem Hause heraufziehen. Das ist angesichts 
des immensen Schuldenberges, den Rot-Grün 
hinterlassen hat, und der immer noch deutlich zu 
hohen Neuverschuldung eigentlich ein ziemlich 
abwegiger Vorwurf. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich bin deshalb schon jetzt gespannt, mit welcher 
Akrobatik Sie angesichts dieser Finanzsituation 
das Anlegen von Sparstrümpfen begründen wol-
len. Aber ich sage Ihnen: Ich diskutiere lieber über 
Sparstrümpfe als über Haushaltslöcher. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Im Übrigen lässt sich erst auf Basis der Steuer-
schätzung im November solide entscheiden, ob 
die positiven Zuwächse bei den Steuereinnahmen 
einem verlässlichen Trend folgen. Dann werden 
wir im weiteren Beratungsverfahren selbstver-
ständlich mit einer Ergänzungsvorlage darauf re-
agieren. 

Ich will an dieser Stelle direkt eines klarstellen: Ich 
kann durchaus nachvollziehen, dass sich gerade 
vor dem Hintergrund der Mehreinnahmen aus der 
Mehrwertsteuererhöhung mancher zu Wunsch-
denken hinreißen lässt. Diese Wünsche zielen 
dann zumeist auf die Ausgabenseite des Haushal-
tes. Aber, meine Damen und Herren, Geld für Be-
gehrlichkeiten haben wir nicht zu verteilen.  

Nach dem Abzug aller Sondereffekte und Verän-
derungen aufgrund der weiteren Steuerrechtsän-
derungen zum 1. Januar 2007 ergeben sich aus 
der Mehrwertsteuererhöhung zusätzliche Ein-
nahmen des Landes von 960 Millionen €. Diese 
müssen mit unabweisbaren Mehrausgaben in Hö-
he von 213 Millionen € saldiert werden. Dann 
verbleiben 747 Millionen €. Mit dieser Mehrein-
nahme schaffen wir es, die Nettoneuverschuldung 
gegenüber den früheren Planungen von 5,1 Milli-
arden € auf 4,35 Milliarden € zu senken.  

(Beifall von CDU und FDP – Dr. Axel Horst-
mann [SPD]: Da wäre ein Dank an die Bun-
desregierung fällig!) 
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Wir haben bereits mit dem Haushalt 2006 ein-
schneidende Konsolidierungsmaßnahmen umge-
setzt. Diese notwendigen und schmerzhaften Ein-
schnitte werden einerseits von der Opposition als 
Teufelswerk verdammt. Die gleichen Damen und 
Herren rügen andererseits im gleichen Atemzug 
die angebliche Verfassungswidrigkeit des Haus-
haltes. Ein Ausweis stringenter Argumentation ist 
dieses Vorgehen gerade nicht.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Faktum ist, meine Damen und Herren: Die Fi-
nanzlage des Landes bleibt auch im kommenden 
Jahr angespannt. Es ist uns auch für das Haus-
haltsjahr 2007 objektiv unmöglich, einen Haushalt 
aufzustellen, der in Einnahmen und Ausgaben 
ausgeglichen ist 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Das kennen wir 
schon!) 

und die Kreditverfassungsgrenze des Art. 83 der 
Landesverfassung nicht überschreitet. Unsere 
Haushaltslage ist immer noch durch den verfas-
sungsrechtlichen Befund der objektiven Unmög-
lichkeit gekennzeichnet. Ohne die Kreditverfas-
sungsgrenze zu überschreiten, könnte das Land 
seinen bundesrechtlichen Verpflichtungen und 
den Aufgaben, die sich aus der Landesverfassung 
ergeben, nicht nachkommen. Im Interesse der 
Handlungsfähigkeit des Staates ist in diesem Fal-
le eine Ausnahme vom in der Landesverfassung 
statuierten Kreditbegrenzungsgebot zulässig.  

Die Landesregierung hat sich der Aufgabe der 
Sanierung und Konsolidierung des Landeshaus-
halts gestellt und geht diesen Prozess aktiv an. 
Wir haben notwendige Konsolidierungsentschei-
dungen getroffen und erste Sanierungserfolge er-
zielt. Wir sind aber beileibe noch nicht am Ende 
dieses Weges. Das Ziel der Landesregierung ist 
bekannt: Wir wollen die Nettoneuverschuldung so 
schnell wie möglich wieder unter die Summe der 
eigenfinanzierten Investitionen senken. Dazu ha-
ben wir einen klar definierten Sanierungsplan vor-
gelegt, den wir Schritt für Schritt abarbeiten.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Sie senken die 
Investitionen!) 

Neben den notwendigen kurzfristig umsetzbaren 
Einsparungen sind auch strukturelle Veränderun-
gen mit Auswirkungen auf den Haushalt zwingend 
notwendig. Wir brauchen diese grundlegenden 
Weichenstellungen, damit uns die innere Ausga-
bendynamik nicht völlig bewegungsunfähig macht. 
Nur so wird es gelingen, den Landeshaushalt zu-
kunftsfest zu machen.  

Zu den fortwirkenden Maßnahmen, meine Damen 
und Herren, gehören die im letzten Jahr vorge-
nommene Absenkung des Weihnachtsgeldes, die 
0,5-prozentige Effizienzdividende durch die Bud-
getierung und der jährliche Abbau von etwa 3.200 
Stellen. Dreh- und Angelpunkt für die Begrenzung 
der Personalausgaben wird ein beschleunigter 
Personalabbau sein, den wir auch im kommenden 
Jahr weiter fortsetzen.  

Zum beschleunigten und sozialverträglichen Ab-
bau von kw-Stellen hat das Kabinett im letzten 
Jahr den Aufbau eines Personaleinsatzmanage-
ments beschlossen. Die dafür notwendigen Struk-
turen werden zurzeit aufgebaut. Ziel ist es, die 
Verwaltung effizienter zu gestalten und die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter in den verschlankten 
Strukturen dort einzusetzen, wo man sie auch tat-
sächlich braucht. 

(Zuruf von der SPD: Auch in der Staatskanz-
lei?) 

Das Personaleinsatzmanagement soll den dorthin 
versetzten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Landesverwaltung mithilfe von Beratung, Qualifi-
zierung und Vermittlung adäquate Beschäfti-
gungsmöglichkeiten bieten.  

Mit dem Personaleinsatzmanagement setzt die 
Landesregierung einen Vorschlag der Hartmann-
Kommission zur Situation und Perspektive des 
Landeshaushalts um. Es ist eines der wichtigsten 
Projekte der Landesregierung in dieser Wahlperi-
ode, weil es strukturelle Veränderungen voran-
treibt.  

Neben dem Personaleinsatzmanagement hat die 
Landesregierung im vergangenen Jahr beschlos-
sen, ein Projektbüro zur Haushaltskonsolidierung 
aufzubauen. Unter dem Leitmotiv „Haushalt sanie-
ren – Zukunft gestalten“ wird derzeit im Finanzmi-
nisterium ein schlagkräftiger Arbeitsstab aufge-
baut. Er wird den Konsolidierungsprozess im Sin-
ne einer Projektgesamtsteuerung vorantreiben. 
Das Projektbüro wird in den nächsten Wochen 
seine Arbeit aufnehmen.  

Die einzelnen Strukturveränderungen werden in 
den jeweils zuständigen Ressorts umgesetzt. 
Gleichzeitig muss aber eine einheitliche Konsoli-
dierungsstrategie verfolgt werden. Dafür über-
nimmt das Projektbüro die koordinierende und 
steuernde Funktion. Nur wenn die Veränderungen 
als Gesamtprozess funktionieren, werden sie am 
Ende erfolgreich sein. Nur dann werden sie im 
Haushalt zu den Entlastungen führen, die wir 
dringend für eine nachhaltige Sanierung benöti-
gen. 
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Zu den weiteren wichtigen strukturellen Maßnah-
men gehört eine grundlegende Untersuchung zur 
Zukunft des Bau- und Liegenschaftsbetriebs. Ein 
externer Berater wird bis Anfang 2007 Vorschläge 
unterbreiten, wie das Sondervermögen neu aus-
gerichtet werden kann. Wir wollen den BLB dau-
erhaft aus den roten Zahlen bringen. Damit setzen 
wir eine weitere Empfehlung der Hartmann-
Kommission um. 

Meine Damen und Herren, die Landesregierung 
arbeitet kontinuierlich daran, den Staat auf seine 
Kernaufgaben zu beschränken. In diesem Zu-
sammenhang hat sie beschlossen, die Landes-
entwicklungsgesellschaft zu verkaufen. Nach ei-
ner europaweiten Ausschreibung ist ein Konsorti-
um im April damit beauftragt worden, die Landes-
regierung zu beraten, was für das Land und die 
Mieter die beste Möglichkeit einer Privatisierung 
ist. Der Abschlussbericht wird im Herbst vorliegen. 
Danach wird die Landesregierung über die weite-
ren Schritte entscheiden. Ob und inwieweit der 
Buchwert für die LEG überschritten wird, kann 
man heute nicht sagen. Deshalb gibt es natürlich 
auch keine Etatisierung im Landeshaushalt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, im 
Landeshaushalt 2007 sind insgesamt Einsparun-
gen von 690 Millionen € gegenüber der letzten 
mittelfristigen Finanzplanung veranschlagt. Der 
kommende Haushalt markiert dabei den Einstieg 
in strukturelle Veränderungen des Haushaltsgefü-
ges. Die mit dem Haushalt 2007 getroffenen Ein-
sparentscheidungen werden daher über das 
kommende Jahr hinaus fortwirken. Verände-
rungsprozesse brauchen nun einmal Zeit. Aber 
ich bin mir sicher, dass wir mit diesem Kurs unser 
Ziel erreichen können: endlich wieder solide Fi-
nanzen in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Lassen Sie mich aus den zahlreichen einzelnen 
Konsolidierungspositionen beispielhaft einige 
wichtige herausgreifen:  

Mit dem Haushaltsjahr 2007 nimmt die Verwal-
tungsmodernisierung weiter Fahrt auf. Mit der 
Eingliederung von 35 Sonderordnungsbehörden 
in die allgemeine Verwaltung, der Reform der 
Versorgungsverwaltung, der Auflösung des Lan-
desjustizvollzugsamtes und Umstrukturierungen 
beim Landesbetrieb Straßenbau geht es auf dem 
Weg zu einer modernen, konzentrierten und ge-
strafften Verwaltung weiter vorwärts. Insgesamt 
20 Millionen € Einsparungen finden sich aus die-
sem Bereich bereits im Haushaltsentwurf 2007 
wieder. Weitere Wirkungen werden in der Zukunft 
entstehen. 

Auch der Weiterbildungssektor muss im nächsten 
Jahr einen Konsolidierungsbeitrag leisten. Die 
Ansätze werden zwar um 18,2 Millionen € auf 
78,2 Millionen € zurückgeführt, aber es ist eine 
Zuführung von EU-Mitteln in Höhe von 
12 Millionen € in diesem Bereich vorgesehen. Au-
ßerdem werden die Ansätze für die Eltern- und 
Familienbildung im Rahmen der politischen 
Schwerpunktsetzung gegenüber 2006 unverän-
dert fortgeschrieben. 

Ich bin mir bewusst, meine Damen und Herren, 
dass durch die getroffenen Maßnahmen die Trä-
ger der Weiterbildung ihre Arbeit weiter optimieren 
müssen. Optimierung heißt nicht Zerschlagung 
von Strukturen. Dies wird es mit uns nicht geben. 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch bei 
der SPD – Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das 
hat sich vor der Wahl aber ganz anders an-
gehört!) 

Der Zuschuss an die Projekt Ruhr GmbH wird um 
4,1 Millionen € zurückgeschraubt. Da die Liquida-
tion der Gesellschaft zum 31. Dezember 2006 
vorgesehen ist, haben wir nur noch einen Zu-
schuss in Höhe von 1 Million € eingeplant. Dieses 
Geld ist für nachlaufende Kosten im Zusammen-
hang mit der Auflösung der Gesellschaft vorgese-
hen. 

Ich darf es bei diesen Beispielen belassen. Sie 
zeigen, dass alle Ressorts ihren Konsolidierungs-
beitrag leisten. 

Meine Damen und Herren, an dieser Stelle möch-
te ich mich bei den Kolleginnen und Kollegen für 
die Unterstützung des Konsolidierungskurses be-
danken. Alle Verantwortlichen in der Landesregie-
rung wissen, wie schwierig dieser Prozess ist. 
Weder mir noch den Kabinettskollegen fallen 
manche Entscheidungen leicht. Umso mehr dan-
ke ich ihnen für ihre tatkräftige Mithilfe. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ohne meinem Kollegen Herrn Innenminister 
Dr. Wolf vorgreifen zu wollen, darf ich einige Sät-
ze zu den Kommunalfinanzen verlieren. 

(Ralf Jäger [SPD]: Da sind wir ganz ge-
spannt!) 

Die Städte und Gemeinden werden im nächsten 
Jahr deutlich höhere Einnahmen aus dem Gemein-
definanzierungsgesetz erhalten. Das Land hält sein 
Versprechen gegenüber den Kommunen und be-
lässt den Verbundsatz bei 23 %. In dem Ihnen vor-
gelegten Haushaltsentwurf stehen für 2007 
6,4 Milliarden €. Das sind 620 Millionen € oder 
10,7 % mehr als 2006. Der kommunale Konsolidie-
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rungsbeitrag durch Herausnahme der Grunderwerb-
steuer aus dem Verbund – er macht 162 Millionen € 
aus – ist dabei schon abgezogen. 

Dieser Berechnung liegen die Istergebnisse für den 
Zeitraum vom 1. Oktober 2005 bis zum 31. März 
2006 zugrunde. Das war der Zeitraum, den wir bei 
der Aufstellung des Haushaltes berücksichtigen 
konnten. Da nunmehr die Istergebnisse der Ver-
bundsteuern bis einschließlich Juli 2006 vorliegen, 
ist aber davon auszugehen, dass die Kommunen 
noch mit weiteren rund 200 Millionen € rechnen 
können. Die Kommunen erhalten mit dem GFG 
2007 somit voraussichtlich 820 Millionen € mehr 
als im Jahr 2006. 

(Beifall von CDU und FDP – Ralf Jäger 
[SPD]: Das ist doch Kokolores! – Weitere Zu-
rufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, auch die Gewerbesteu-
er entwickelt sich für die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen äußerst positiv. Das Bruttoistaufkommen 
beträgt im ersten Halbjahr 2006 4,5 Milliarden €. 
Das sind 26,6 % mehr als im ersten Halbjahr 2005. 

Hinzu kommt, dass ab 2006 die Vervielfältiger zur 
Gewerbesteuerumlage für Bund und Land um je 
drei Punkte abgesenkt wurden. Die Gewerbe-
steuer ist im ersten Halbjahr 2006 daher netto so-
gar um 29,3 % gestiegen. 

Die Jahresentwicklung für 2006 lässt sich anhand 
der Zahlen zwar noch nicht endgültig ablesen. 
Aber, meine Damen und Herren, selbst der Deut-
sche Städtetag, der nun wirklich runterspielt, 
rechnet mit einer Steigerung der Gewerbesteuer-
einnahmen in 2006 von 12 % brutto bundesweit. 
Selbst wenn man diesen niedrigen Steigerungs-
satz zugrunde legt, können die Kommunen bei 
der Gewerbesteuer netto sogar wesentlich mehr 
erwarten als im besten Gewerbesteuerjahr 2000. 

Bei allem Verständnis dafür, dass auch die Kom-
munen einem ähnlichen Konsolidierungsdruck 
ausgesetzt sind wie das Land, zeigen diese Zah-
len klar und eindeutig: Die finanzielle Lage der 
Kommunen verbessert sich in 2006, und in 2007 
können unsere Städte und Gemeinden mit deut-
lich mehr Geld vom Land rechnen.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Aufgrund dieser positiven Entwicklung ist es auch 
zumutbar, den Kommunen einen Konsolidie-
rungsbeitrag im Krankenhauswesen abzuverlan-
gen. Durch das Haushaltsbegleitgesetz wird der 
kommunale Beitrag zur Krankenhausfinanzierung 
von 20 auf 40 % erhöht. 

Nordrhein-Westfalen geht damit keinen Sonder-
weg, meine Damen und Herren. Andere Bundes-
länder wie etwa Bayern und Niedersachsen betei-
ligen Kommunen bereits jetzt stärker an der Kran-
kenhausfinanzierung. Wir halten es auch für ge-
rechtfertigt, alle Städte und Gemeinden mit in die 
Pflicht zu nehmen. Schließlich profitieren alle Bür-
ger von einem funktionierenden Krankenhauswe-
sen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
Landeshaushalt setzt aber auch klare Schwer-
punkte. Wir konzentrieren uns auf Zukunftsaufga-
ben und investieren vor allem in die Köpfe junger 
Menschen.  

Im Kinder- und Jugendbereich kürzen wir nicht.  

(Lachen von SPD und GRÜNEN) 

– Es ist so! Lesen Sie den Landeshaushalt! Es ist 
so! – Trotz sinkender Kinderzahlen bleiben die In-
vestitionskostenförderung für Kindertageseinrich-
tungen und die Betriebskostenzuschüsse nach 
dem GTK auf dem Niveau von 2006. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Der Ansatz für den Aufbau der Familienzentren 
wird um 6 Millionen € aufgestockt und beträgt 
7 Millionen € in 2007. 

Im Schulbereich, meine Damen und Herren, ha-
ben wir seit Regierungsübernahme insgesamt 
mehr als 3.000 zusätzliche Lehrerstellen gegen 
Unterrichtsausfall und für Ganztagsbetreuung 
eingerichtet. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Wenn die Lehrer den Schülern so 
das Rechnen beibringen wie Sie uns den 
Haushalt, gnade ihnen Gott!) 

Mit dem Haushalt 2007 wird diese Stellenzahl 
nochmals um 916 erhöht, sodass wir insgesamt 
auf über 4.000 Stellen kommen. 

(Zustimmung von der CDU) 

Das ist trotz der notwendigen Konsolidierung ein 
Kraftakt und nach dem bildungspolitischen Versa-
gen von Rot-Grün ein beachtlicher Erfolg.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Flankierend gibt es noch eine Vielzahl weiterer 
Maßnahmen, die im Schulbereich positiv wirken. 
So werden die Mittel für offene Ganztagsschulen 
um 43 Millionen € erhöht. Damit können 44.300 
neue Betreuungsplätze in 2.700 Schulen einge-
richtet werden. Auch die Mittel für die Ersatzschu-
len werden um 22 Millionen € aufgestockt. Alles 
das zeigt: Die Landesregierung hat die Konse-
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quenzen aus den Pisa-Studien gezogen und in-
vestiert damit in die Zukunft unseres Landes.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Im Hochschulsektor, meine Damen und Herren, 
werden die Zuschüsse zum laufenden Betrieb mit 
einem Gesamtvolumen von rund 2,8 Milliarden € 
im Rahmen des Zukunftspaktes fortgeschrieben. 
Den Hochschulen des Landes wird damit eine 
verlässliche finanzielle Basis garantiert. 

Zur Förderung der Rückkehr von jungen Spitzen-
wissenschaftlern aus dem Ausland stellt das Land 
ab 2007 zunächst 1,25 Millionen € zur Verfügung. 

Meine Damen und Herren, wir legen Ihnen einen 
Haushalt für 2007 vor, der zudem wirtschaftspoli-
tisch effektiv ist. Existenzgründer sowie kleine und 
mittlere Betriebe stehen im Zentrum unserer Akti-
vitäten. Die Meistergründungsprämie wird auf der 
Höhe von 2006 mit 6,1 Millionen € fortgeführt. Das 
Land Nordrhein-Westfalen unterstützt die NRW-
Bank tatkräftig bei der Entwicklung neuer, kapi-
talmarktgestützter Finanzierungshilfen für den Mit-
telstand. Für Garantien, Bürgschaften und sonsti-
ge Gewährleistungen im Interesse mittelständi-
scher Unternehmen steht im Haushalt 2007 ein 
Deckungsrahmen von 200 Millionen € zur Verfü-
gung. Zudem wird das Finanzministerium ermäch-
tigt, Haftungsfreistellungen bis zu einer Gesamt-
höhe von 200 Millionen € zu übernehmen. Damit 
soll insbesondere die Kreditvergabe an Existenz-
gründer belebt werden. 

Im Bereich der sozialen Infrastruktur möchte ich 
einige Punkte im Kontext der Krankenhausfinan-
zierung ansprechen. Das Gesundheitswesen ins-
gesamt und die Krankenhauslandschaft im Be-
sonderen stehen in den nächsten Jahren vor gro-
ßen Herausforderungen. Auf diese müssen wir 
uns rechtzeitig einstellen.  

Wir haben deshalb die Einzel- und Pauschalförde-
rung von Krankenhäusern von Konsolidierungs-
maßnahmen ausgenommen. Zusätzlich hat die 
Landesregierung das Sofortprogramm „Kranken-
hausportal NRW“ aufgelegt. In diesem Programm 
stehen 40 Millionen € zur Verfügung. Damit stärkt 
das Land die Wirtschaftlichkeit und die Zukunfts-
fähigkeit der Krankenhauslandschaft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wol-
len auch in Zukunft investieren können. Dafür 
brauchen wir gesunde Finanzen, und dies nicht 
nur für Nordrhein-Westfalen, sondern für alle Län-
der; schließlich sind wir über den Länderfinanz-
ausgleich eng miteinander verbunden. Gesunde 
Finanzen sind der entscheidende Beitrag zu 
Nachhaltigkeit und Zukunftsfähigkeit unseres 

Landes und aller Länder. Darum brauchen wir 
gemeinsame Schritte aller Bundesländer, um soli-
de Landeshaushalte zu sichern.  

Fast alle Bundesländer machen derzeit ihre Erfah-
rungen mit Haushaltsproblemen, bis hin zur 
Haushaltsnotlage. Ich bin der Ansicht, dass wir 
daraus insgesamt Schlüsse ziehen müssen. Ich 
nehme für uns in Anspruch, dass wir diese 
Schlüsse gezogen haben. Deshalb kann ich dar-
über auch freier reden als die Mitglieder der vo-
rangegangenen Regierung.  

Wir brauchen ein Frühwarnsystem zur Vermei-
dung künftiger Haushaltsnotlagen, damit die Fi-
nanzprobleme einzelner Länder nicht zum Prob-
lem aller Länder werden.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir müssen vor allem Kriterien erarbeiten. Wir 
müssen definieren, welche Verschuldungen in 
Zukunft noch zulässig sind. Außerdem brauchen 
wir ein Instrumentarium zur strikten Durchsetzung 
dieser Kriterien. Es geht um Anreize für sparsa-
mes Wirtschaften, aber auch um Sanktionen bei 
Verstößen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir un-
ternehmen heute und in dieser Legislaturperiode 
das Notwendige, weil unser Land neue Chancen 
verdient hat. Es ist ein schwieriger Weg, es ist 
aber ein richtiger Weg. Die Landesregierung hat 
mit dem Haushaltsentwurf 2007 an ihrem Kurs 
festgehalten. Sie wird sich von ihm auch in den 
nächsten Jahren nicht abbringen lassen. Wir kon-
solidieren, wir modernisieren und wir investieren. 
Damit kommt Nordrhein-Westfalen wieder nach 
vorne. – Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Ich danke Herrn Fi-
nanzminister für die Einbringung der Gesetzent-
würfe zum Haushalt. – Zur Einbringung des Ge-
meindefinanzierungsgesetzes erteile ich Herrn 
Innenminister Dr. Wolf das Wort. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Mit die-
sem Gesetzentwurf schaffen wir die notwendigen 
Rechtsgrundlagen für die Finanzmittel, die für die 
Städte, Gemeinden, Kreise und Landschaftsver-
bände im Jahr 2007 bereitgestellt werden sollen.  

Die Landesregierung lässt sich bei der Erfüllung 
des Verfassungsgebotes, im Rahmen der finan-
ziellen Leistungsfähigkeit des Landes einen über-
gemeindlichen Finanzausgleich zu gewährleisten, 
weiterhin von dem Grundgedanken leiten, dass 
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lässlichkeit bei den Sonderpauschalen für Schule 
und Sport.  

Wie angekündigt legt die Landesregierung in die-
sem Jahr kein Solidarbeitragsgesetz 2007 vor. Im 
GFG 2007 finden Sie daher letztmalig eine Über-
gangsregelung zur Abwicklung der Beteiligung der 
Kommunen an den Einheitslasten im Haushalts-
jahr 2005. Die endgültigen Ausgleichsbeträge 
nach dem Solidarbeitragsgesetz für 2005 werden 
nach den Istergebnissen festgesetzt und verrech-
net.  

Ich spreche diesen Punkt deswegen an, weil in-
zwischen 20 Gemeinden vor dem Verfassungsge-
richtshof für das Land Nordrhein-Westfalen eine 
Verfassungsbeschwerde gegen die entsprechen-
den Regelungen im GFG 2006 erhoben haben. 
Die Landesregierung geht davon aus, dass es 
sich bei der jetzigen Regelung, wie sie auch in 
anderen Bundesländern üblich ist, um eine ver-
fassungskonforme Ausgestaltung handelt. Unge-
achtet dessen werden wir das Gesamtpaket 
„kommunaler Finanzausgleich“ einer gutachterli-
chen Prüfung unterziehen.  

Abschließend stelle ich fest, dass die Landesre-
gierung mit dem Entwurf zum Gemeindefinanzie-
rungsgesetz 2007 ihrer Verantwortung gegenüber 
der kommunalen Familie gerecht geworden ist.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist nur Ihre 
Definition!) 

Sie hat im Bewusstsein der angespannten Finanz-
lage der Kommunen und unter Berücksichtigung 
der extremen Haushaltslage des Landes mit die-
sem Gesetzentwurf für das GFG 2007 einen fai-
ren und gerechten Interessenausgleich vorge-
nommen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Definieren Sie 
einmal gerecht! – Ralf Jäger [SPD]: Schwei-
ne können fliegen?) 

Letztendlich müssen alle erkennen, dass es zu 
dem Konsolidierungskurs bei den Landesfinanzen 
keine echte Alternative gibt. – Vielen Dank.  

(Anhaltender Beifall von der FDP – Beifall 
von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Innenminister Dr. Wolf. – Meine Damen und Her-
ren, Sie haben die Einbringungsreden gehört.  

(Fortgesetzter Beifall von der FDP) 

– So, jetzt beruhigen sich die Kollegen der FDP 
auch wieder; gut. 

(Zurufe von der FDP) 

Nach einer Vereinbarung des Ältestenrats schließt 
sich unmittelbar die Beratung an.  

Ich eröffne die Beratung über das Haushaltsge-
setz und erteile für die SPD-Fraktion ihrer Vorsit-
zenden, Frau Kraft, das Wort. Bitte schön.  

Hannelore Kraft (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lieber Herr Finanzminister 
Dr. Linssen! Ich komme mir langsam vor wie der 
Hauptdarsteller in dem Film „Und täglich grüßt 
das Murmeltier“. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zum dritten Mal legen Sie einen verfassungswid-
rigen Haushalt vor, zum dritten Mal verschleiern 
Sie gezielt die wahren Steuereinnahmen, zum 
dritten Mal senken Sie die Investitionen, und zum 
dritten Mal setzen Sie keineswegs klare politische 
Prioritäten. Im Gegenteil! Dieser Haushalt geht 
auf Kosten der Kommunen. Das Land entlastet 
sich, die Kommunen sollen zahlen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Das hat Herr Wolf gerade 
versucht darzulegen!) 

Ist das Ihr Verständnis von sozialer Politik? In die-
sem Jahr sind es die Kinder und die Familien, die 
Sie zur Kasse bitten, und im nächsten Jahr wer-
den es die Kommunen sein. Und die werden wie-
derum die Familien und die Kinder belasten. So 
setzen Sie diese Ihre Politik konsequent fort. 
Denn wo sollen die Kommunen denn das ausglei-
chen, was Sie ihnen wegkürzen? Die Kürzungen 
gehen doch zulasten der freiwilligen Leistungen, 
zulasten der Leistungen für Kinder und Familien 
vor Ort in den Kommunen, Herr Finanzminister. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Interessant fand ich, wer bei Ihrer Rede wann wo 
geklatscht hat und wer nicht geklatscht hat. 

(Svenja Schulze [SPD]: Ja, hochinteressant!) 

Das zu betrachten war politisch hochinteressant. 

Herr Ministerpräsident, Ihre eigenen Leute wehren 
sich doch gegen diese Politik. Ich habe mit gro-
ßem Interesse gelesen, dass Sie bei Ihrer Klau-
surtagung auf dem Petersberg darüber diskutiert 
haben. Ich konnte lesen: „Das Land saniert sich 
auf Kosten der Kommunen.“ So werden CDU-
Abgeordnete zitiert. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Ich stelle fest: Diese Abgeordneten übernehmen 
jetzt schon unsere Argumentation. Schönen Dank 
dafür, liebe Kollegen von der CDU. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Ralf Jäger 
[SPD]: Es gibt noch Lichtblicke!) 

Herr Ministerpräsident, in Ihren Sonntagsreden, 
die Sie als stellvertretender Bundesvorsitzender 
der CDU halten, ist seit Neuestem viel von sozia-
ler Politik die Rede. In Ihrer Politik als Ministerprä-
sident lösen Sie diesen Anspruch nicht ein. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Im Gegenteil: Sie blinken links, aber Sie fahren 
rechts, Herr Ministerpräsident. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Geisterfahrer!) 

In den vergangenen Wochen durfte die staunende 
Öffentlichkeit Ihre Sommerinszenierung verfolgen. 
Mit viel Theaterdonner wurde ein Interview im 
„Stern“ abgesetzt. Der stellvertretende Bundes-
vorsitzende der CDU tischt seiner Partei ihre Le-
benslügen auf. Herr Rüttgers, Sie hätten doch 
wenigstens den Mut haben sollen, zuzugestehen, 
dass es sich um Ihre eigenen Lebenslügen han-
delt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Ja!) 

Sie sind und waren an vorderster Stelle an allen 
politischen Entscheidungen Ihrer Partei beteiligt. 
Sie haben an den Beschlüssen mitgewirkt. 

(Zuruf von Theo Kruse [CDU]) 

Sie haben an den Beschlüssen mitgeschrieben. 
Sie haben aus dem Wahlergebnis in NRW den 
Auftrag abgeleitet, eine marktradikale Politik 
durchzusetzen. Sie wollten Steigbügelhalter sein 
für Schwarz-Gelb in Berlin, damit die dort durch-
ziehen können. Sie wollten Leipzig pur. Heute 
zählen die Parteitagsbeschlüsse von Leipzig – 
Herr Laumann ist nicht da – 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die ganze Zeit 
nicht!) 

wohl zu den Lebenslügen. Die Halbwertzeit Ihrer 
politischen Grundüberzeugungen, Herr Minister-
präsident, ist bemerkenswert kurz. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich darf es noch einmal in Erinnerung rufen: Privat 
vor Staat! Freiheit vor Gleichheit! Das ist die Prä-
ambel Ihres Koalitionsvertrages. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Christian 
Lindner [FDP]: Verlässlichkeit statt Beliebig-
keit!) 

Jetzt sagen Sie: Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-
darität bedingen einander. Für uns Sozialdemo-
kraten stand das nie in Zweifel. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Und steht es auch nicht!) 

Wir wissen: Den Gleichklang von Freiheit, Ge-
rechtigkeit und Solidarität erreicht man eben nicht 
mit marktradikaler Politik. Denn die ungebändigte 
Freiheit der Starken geht zulasten der Schwa-
chen. Gerechtigkeit und Solidarität, das verlangt 
gleichen Zugang zu Chancen, das verlangt Teil-
habemöglichkeiten für alle und das Einstehen der 
Starken für die Schwachen. Das Prinzip Freiheit 
vor Gleichheit ist deswegen nicht gerecht; es ist 
hochgradig ungerecht. 

(Beifall von der SPD) 

Dabei bleiben die auf der Strecke – das ist das 
Schlimme –, die, und zwar ohne eigenes Ver-
schulden, nicht die Möglichkeiten oder Fähigkei-
ten haben, ihre Freiheit wahrzunehmen. 

Lippenbekenntnisse und Sonntagsreden reichen 
nicht. Sie könnten die Werte, die Sie genannt ha-
ben, in Politik umsetzen. Sie regieren. Doch Sie 
tun genau das Gegenteil. Das zeigt sich auch mit 
dem Blick in den Haushalt. Ihre Politik geht zulas-
ten der Kinder und Familien, sie geht auf Kosten 
der Kommunen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Das hat mit Gerechtigkeit und Solidarität reinweg 
gar nichts zu tun, Herr Ministerpräsident. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich könnte es auch in ein Bild fassen. Sie hängen 
die schwersten Lasten an die schwächsten Glie-
der der Kette, statt die einzelnen Glieder zusam-
menzuschweißen, wie es Ihre Aufgabe wäre. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zurufe von 
Dr. Gerhard Papke [FDP] und Christian 
Weisbrich [CDU]) 

– Da werden Sie laut. Ich kann mir vorstellen, 
dass es Ihnen nicht passt, wenn ich Ihnen das un-
ter die Nase reibe. 

Die Menschen spüren sehr genau – deshalb seien 
Sie da ganz vorsichtig –, dass es Ihrem Minister-
präsidenten nur um seine Profilierung geht. Das 
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hat auch die WDR-Umfrage gezeigt. Ich darf Sie 
an die Daten erinnern. 

(Helmut Stahl [CDU]: Wer hat denn den Wa-
gen an die Wand gefahren?) 

Natürlich sind 84 % Ihrer Aussagen richtig – das 
ist banal –, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sprüche!) 

aber nur 30 % der Wähler empfinden Ihre Politik 
als dazu passend, als sozial ausgewogen. Die 
Menschen haben Sie ertappt, Herr Ministerpräsi-
dent; sie nehmen Ihnen das nicht ab. 

(Beifall von der SPD) 

Sie sagen das eine und Sie tun das andere. Wenn 
Sie es wirklich ernst meinen, Herr Ministerpräsi-
dent, dann vollziehen Sie jetzt eine Generalrevisi-
on Ihres Koalitionsvertrages. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Jawohl, vielleicht kann er 
die ja!)  

Nicht an Ihren Reden, an Ihren Taten werden Sie 
gemessen. Ihr Spielfeld ist nicht in Berlin. Ihr Platz 
ist hier in Düsseldorf, auch wenn Sie sich das viel-
leicht anders wünschen.  

(Zuruf von Ralf Jäger [SPD]) 

Darum ist es Zeit, den Blick wieder mehr aufs 
Land zu richten. Meine Damen und Herren, ein 
erfreulicher Anlass dazu war das Landesjubiläum 
in der vergangenen Woche. Wir hatten einen 
großartigen Auftakt mit der Veranstaltung des 
WDR. Schon dabei wurde deutlich, dass nach 
60 Jahren unser Land wirklich eine gemeinsame 
Identität gefunden hat. Die vom WDR in Auftrag 
gegebene Hymne ist dafür ein wichtiges, ein rich-
tiges Symbol. Vielen Dank! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Bisheriger Höhepunkt war das Geburtstagsfest 
am Wochenende. Auch ich will die Gelegenheit 
nutzen, den Organisatoren und Teilnehmern, 
ganz besonders aber den vielen engagierten Bür-
gerinnen und Bürgern zu danken, die das Bürger-
fest hier am Rhein zu einem großen Erfolg ge-
macht haben.  

(Beifall von der SPD) 

Die Mitwirkenden haben in beeindruckender Wei-
se deutlich gemacht, wie groß, wie stark und wie 
lebendig Nordrhein-Westfalen ist. Überall war zu 
spüren: Der von uns, von der SPD, geprägte Slo-
gan „Wir in NRW“ ist inzwischen das Lebensge-

fühl der Menschen in diesem Land. „Wir in NRW“ 
haben allen Anlass, auf unser Land stolz zu sein.  

(Beifall von der SPD) 

Auch der Tag der offenen Tür hier im Landtag war 
ein großer Erfolg. Hier gilt ebenfalls: Dank an alle 
Helferinnen und Helfer, vor allem an die, die hinter 
den Kulissen mit vielen Überstunden mitgewirkt 
haben. Beeindruckend war für mich – ich sage 
das so deutlich – das hohe Interesse und auch die 
sachlichen und sachkundigen Fragen der Besu-
cherinnen und Besucher. Wenn auch oft von Poli-
tikverdrossenheit und von Entfremdung zwischen 
Politik und Bevölkerung die Rede ist, so standen – 
nicht nur in meinen vielen Gesprächen – ehrliches 
Interesse und sachliche Fragen im Vordergrund.  

Auch alle die, die nicht nach Düsseldorf kommen 
konnten, hatten ausführlich Gelegenheit, sich mit 
der 60-jährigen Geschichte unseres Landes aus-
einanderzusetzen. Deshalb gilt unser Dank und 
unsere Anerkennung auch den Medien. Ihre Be-
richterstattung hat im Wesentlichen dazu beige-
tragen, dass dieses Jubiläum ein Erfolg geworden 
ist.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Es war gut, dass zu diesem Anlass auch die Er-
folge beim Aufbau des Landes herausgestellt 
worden sind. Das gibt Anlass zur Hoffnung, dass 
die Unart, dieses Land schlechtzureden, jetzt hof-
fentlich endlich vorbei ist. Wir können und wir 
müssen uns auf unsere Stärken, auf unsere Po-
tenziale besinnen, meine Damen und Herren.  

(Zuruf von Christian Weisbrich [CDU]) 

Ich habe mich gefreut, dass das unabhängig von 
der Parteizugehörigkeit auch geschieht. Herr Mi-
nisterpräsident, wenn ich einmal vergleiche, wie 
Sie und ich unabhängig voneinander in Beiträgen 
in der „Rheinischen Post“ das Land beschreiben, 
dann ergeben sich bemerkenswerte Überein-
stimmungen. Das ist gut für unser Land.  

(Beifall von der SPD – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Das scheint Herr Weisbrich nicht zu 
teilen!) 

Meine Damen und Herren, mit dem Landesjubi-
läum ist das Land wieder in den Mittelpunkt ge-
rückt. Aber der Blick auf das Land darf sich nicht 
nur in die Vergangenheit richten, sondern muss 
auch in die Zukunft gehen. Es geht darum, heute 
eine gute Politik für NRW zu machen. Und da – 
das beweist Ihr neuer Haushaltsentwurf – klaffen 
Anspruch und Wirklichkeit auseinander; es hat 
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sich nichts geändert. Es bleibt dabei: Sie sagen 
das Eine, und sie tun das Andere.  

(Beifall von der SPD) 

Sie, Herr Finanzminister, erheben den Anspruch, 
als ehrlicher Kaufmann zu agieren. Ich sage Ih-
nen: Kein ehrlicher Kaufmann frisiert seine Bilanz.  

(Beifall von der SPD – Zuruf von Gisela 
Walsken [SPD]) 

Sie verschweigen willentlich und wissentlich 
Steuereinnahmen. Für dieses Jahr – ich darf dar-
an erinnern – hatten Sie kalkuliert mit 
35,2 Milliarden €. Wir haben gesagt – vorsichtig, 
wie wir sind! –: 

(Lachen von der CDU und FDP) 

Es werden mindestens 35,4.  

(Zurufe von der CDU) 

– Hören Sie doch bis zum Ende zu! – Jetzt wer-
den es mindestens 35,7. Für das nächste Jahr 
weisen Sie nur 37,4 Millionen € aus. Wir sagen: 
Es sind mindestens 37,7 Millionen € – aber vor-
sichtig geschätzt, Herr Finanzminister. Das ist der 
eigentliche Punkt. Sie schaffen sich Handlungs-
spielräume – und das ist der Sinn und Zweck des 
Ganzen –  

(Horst Becker [GRÜNE]: Und beklauen die 
Kommunen!) 

am Parlament vorbei in bisher nicht gekannten 
Größenordnungen: für 2006 rund 500 Millionen €, 
für 2007 mindestens 400 Millionen €, und das 
auch noch zulasten der Kommunen, Herr Fi-
nanzminister.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Das sind die Tatsachen!)  

Ich bleibe beim Bild vom Sparstrumpf, Herr Minis-
ter. Der Sparstrumpf wächst und wächst. Eigent-
lich brauchen Sie jetzt schon einen Geldspeicher. 
Bei uns nennt man Sie jetzt schon „Dagobert 
Linssen“.  

(Beifall von der SPD) 

Es bleibt dabei: Sie sagen das Eine und tun das 
Andere. Jeder zusätzliche Euro bei den Steuer-
einnahmen geht in den Schuldenabbau: Das war 
Ihr Versprechen, Herr Finanzminister, Herr Minis-
terpräsident. Und die Wahrheit? Sie haben Steu-
ermehreinnahmen von mehr als 2,1 Milliarden €. 
Und davon brauchen Sie etwa 1 Milliarde €, also 
rund die Hälfte, für mehr Ausgaben, Herr Minister.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Versprechen 
gebrochen!) 

Herr Ministerpräsident, ich zitiere aus Ihrer Rede 
mit den „Top 10 der Lebenslügen“, die Sie auf 
„Zollverein“ gehalten haben und die in der „Wirt-
schaftswoche“ so schön zusammengefasst wor-
den ist. Ich zitiere die Lebenslüge Nr. 9; da geht 
es um „Haushaltskonsolidierung verhindert 
Wachstum“. Sie sagen:  

„Konsolidierung in wirtschaftlich schlechten Zei-
ten führt aber nicht zu einer Abschwächung, 
sondern zu einer Steigerung der gesamtwirt-
schaftlichen Nachfrage.“ 

Und jetzt kommt es, hören Sie gut zu, meine Da-
men und Herren von CDU und SPD: 

„Die Konsolidierung muss allerdings auf der 
Ausgaben-, nicht auf der Einnahmenseite statt-
finden, ausgenommen öffentliche Investitio-
nen.“ 

(Helmut Stahl [CDU]: Ja klar!) 

Ja, aber was geschieht tatsächlich in Ihrem Haus-
halt, Herr Minister Linssen? Er wächst um 2,2 %. 
Und Sie steigern die Ausgaben um 
1,1 Milliarden €. Das ist kein Sparhaushalt. Sie 
sind kein Sparkommissar, Sie sind schon gar 
nicht der „Eiserne Helmut“, Herr Finanzminister! 

(Beifall von der SPD – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Der Finanzminister kennt die Lebens-
lüge Nr. 9 noch nicht!)  

Noch einmal zu den Investitionen – da kann ich 
Sie auch nicht rauslassen –: Die landeseigenen 
Investitionen werden sogar um 350 Millionen € 
zurückgefahren. Das entspricht 10 %. 

Wir halten fest: Sie konsolidieren nur über die 
Einnahmen. Der Mehrwertsteuer sei Dank, Herr 
Papke; da brauchen Sie gar nicht wegzugucken. 
Sie wollten sie ja eigentlich gar nicht haben. 

Herr Ministerpräsident, was ist denn da die Le-
benslüge: Ist Ihrer Meinung nach dieser Haushalt 
schädlich, weil weder die Ausgaben sinken noch 
die Investitionen steigen, oder war möglicherwei-
se Ihr Ziel einer raschen Haushaltskonsolidierung 
eine Lebenslüge, die Sie mit diesem Entwurf auf-
gegeben haben? – Sie hätten springen können, 
haben aber vor den Hindernissen gescheut. In 
Aachen heißt das dieser Tage „Verweigerung vor 
dem Oxer“. 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, Sie sagen das Eine, 
tun aber das Andere. Das gilt auch beim Perso-
nal. Hier haben Sie Großes angekündigt. Ein Blick 
auf den Haushalt zeigt: Es gibt keinesfalls 3.200 
Stellen weniger, wie uns Minister Linssen glaub-
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haft machen will. Richtig ist – da muss man schon 
genauer hinschauen –, dass in den Behörden wie 
schon seit Jahren – auch zu unseren Zeiten – 
rund 3.000 Stellen wegfallen werden. Das ge-
schieht durch die Realisierung der sogenannten 
kw-Vermerke; das heißt „kann wegfallen“. Das 
geschieht dann, wenn die Mitarbeiter ausschei-
den. 

Der Unterschied zu unserer Zeit ist, dass Sie 
mehr neue Stellen schaffen, als sie alte abbauen. 
Und darum sind am Ende im Saldo 167 Stellen 
mehr im Haushalt. Schauen Sie auf Seite 109 des 
Haushaltsgesetzes, Herr Minister. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Auch zu unserer Zeit wurden neue Lehrer, neue 
Polizisten, neue Staatsanwälte und neue Be-
triebsprüfer eingestellt. Und trotzdem haben wir 
im Saldo der letzten zwei Jahre unserer Regie-
rung jeweils rund 1.000 Stellen abgebaut. Sie 
wollten durch Personalabbau sparen, aber Sie 
schaffen es bisher nicht einmal, unsere Zahlen zu 
erreichen, Herr Finanzminister. Das ist die Wahr-
heit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Übrigens: Sie haben vorhin gesagt, die Verwal-
tung sei gestrafft worden. Auch das ist falsch. Erst 
einmal haben Sie lauter neue Türschilder aufge-
hängt; das wollen wir einmal festhalten. Da ist 
noch gar nichts weggeschafft. Und dann darf man 
an dieser Stelle auch noch einmal darauf hinwei-
sen, dass es eine ganze Reihe neuer Stellen gibt, 
die wir zumindest bedenkenswert finden. Ich 
nehme den neuen Staatssekretär in der Staats-
kanzlei, ich nehme den neuen zusätzlichen Abtei-
lungsleiter beim Finanzminister, und ich sehe 
noch einige neue Gruppenleiterstellen, die in die-
sem Haushalt drin sind. 

Ausdrücklich begrüßen wir – das sage ich an die-
ser Stelle, weil Sie damit eine unserer Forderun-
gen erfüllen –, dass Ihr Haushaltsentwurf einen 
Aufwuchs für die Übernahme der ausgebildeten 
Anwärter bei der Polizei enthält. Das ist richtig. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, es lohnt sich ebenfalls 
ein Blick auf die Lehrerstellen. Es lohnt sich, auch 
da einmal etwas genauer hinzuschauen. Ihre An-
kündigung war, 1.000 Lehrerstellen jedes Jahr 
zusätzlich gegen Unterrichtsausfall einzurichten. 
Im Haushalt stehen auch 1.000 „frische“ Stellen. 
Allerdings werden gleichzeitig 500 kw-Stellen ab-
gesetzt. Das macht unterm Strich 500. Und davon 
sollen 250 aus dem neuen Personaleinsatzmana-
gement fachfremd durch Umsetzungen besetzt 

werden. Es bleiben also 250 vollwertige Lehrer-
stellen für rund 6.700 Schulen. Das macht statis-
tisch 0,04 Stellen pro Schule. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Wow! – Gisela 
Walsken [SPD]: Gigantisch!) 

Ich sage Ihnen als betroffene Mutter: Wie damit 
der Unterrichtsausfall in der Klasse meines Soh-
nes abgebaut werden soll, ist mir überhaupt nicht 
klar. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Jetzt wird Frau Sommer 
ganz schnell und muss telefonieren!) 

Da Sie immer wieder von neuen Lehrerstellen re-
den, meine lieben Kolleginnen und Kollegen von 
CDU und FDP, rate ich Ihnen: Seien Sie vorsich-
tig, wenn Sie damit nach vor Ort gehen. Es däm-
mert so langsam und dringt so langsam durch. Sie 
sprechen zwar von 4.000 neuen Lehrerstellen, die 
Sie schaffen wollen, aber bei den Menschen ist 
schon angekommen, dass es maximal 2.000 sein 
werden. Denn die übrigen Stellen werden gleich-
zeitig über kw-Stellen abgebaut. 

(Zurufe von der FDP) 

Da müssten Sie ehrlicherweise mit dem Saldo a-
gieren und nicht nur die Zuwächse nennen, Herr 
Lindner. Das wäre ehrliche Politik, aber dazu sind 
Sie nicht in der Lage. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Zumindest Herr Linssen 
sollte wissen, was ein Saldo ist!) 

Ich bleibe noch einmal in der Reitersprache; wir 
haben ja zurzeit das große Fest in Aachen: Haus-
haltswahrheit, Haushaltsklarheit und faire Lasten-
verteilung – bei dieser Triplebarre, Herr Minister, 
reißen Sie alle drei Ricks. 

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, auch bei der politi-
schen Schwerpunktsetzung – über diese wurde 
vorhin schon gesprochen – gilt: Sie sagen das Ei-
ne und tun das Andere. Herr Ministerpräsident re-
det vom Jahr der Kinder, vom Schwerpunkt Bil-
dung. Aber da, wo Sie Farbe bekennen und Geld 
in die Hand nehmen müssen, wo Sie es im Haus-
halt hinterlegen müssen, kneifen Sie. Dies ist für 
unser Land fatal. 

Kinder, Jugend und Bildung sichern unsere Zu-
kunft. Wir wissen es doch alle, und wir sagen es 
doch auch alle. Doch hier setzen Sie keine Maß-
stäbe. Hier gibt es keine nennenswerten Impulse. 
Mehr Bildung – und das wissen wir auch alle – 
geht in Kindergärten beispielsweise nur über ver-
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pflichtende Angebote. Deshalb braucht man eine 
Beitragsfreiheit. Hierzu haben Sie nicht den Mut, 
nicht einmal mit der Perspektive 2009, wie ich aus 
den letzten Tagen schließen kann. 

Vielleicht sprechen Sie noch einmal mit der Bun-
deskanzlerin. In einem interessanten Artikel im 
heutigen „Kölner Stadt-Anzeiger“ sagt Frau Mer-
kel: 

„’Ich gehe davon aus, dass wir kostenlose Kin-
dergärten haben werden.’ Die Kanzlerin sprach 
sich dafür aus, zunächst mit einem kostenfreien 
dritten Kindergartenjahr zu beginnen.“ 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herr Ministerpräsident, manchmal ist der Rat ei-
ner Frau denn doch nicht schlecht. 

Die Kürzungen im Jugendbereich nehmen Sie 
trotz weiterhin stark steigender Einnahmen auch 
nicht zurück. Das ist und bleibt unsozial, und das 
Schlimme ist: Es verursacht Folgekosten, die we-
sentlich höher sind. Das sagen Ihnen doch die 
Fachleute. 

Hier treffen Sie schon in diesem Jahr die Kommu-
nen. Und damit nicht genug: 2007 entlastet sich 
das Land massiv auf Kosten der Kommunen. Vie-
le befinden sich bereits seit Jahren in einer dra-
matischen Schuldenspirale. Mit Haushaltssiche-
rungskonzepten, mit Nothaushalten versuchen 
Sie über die Runden zu kommen. Nun bürden Sie 
ihnen weitere Belastungen auf: 

– minus 85 Millionen € durch den Ausfall der 
Erstattung nicht eingenommener Elternbeiträ-
ge in den Kindergärten, 

– minus 94 Millionen € durch höhere Beteiligung 
bei der Krankenhausfinanzierung, 

– minus 18 Millionen € beim Weiterbildungsge-
setz, 

– minus 3 Millionen € bei der Altlastensanierung 
– das trifft mal wieder das Ruhrgebiet –, 

– minus 54 Millionen € beim Gemeindefinanzie-
rungsgesetz – der Anteil am Steuerverbund –, 

– minus 162 Millionen € durch Streichung des 
kommunalen Anteils an der Grunder-
werbsteuer, 

– minus 18 Millionen € beim sozialen Woh-
nungsbau und  

– minus 18 Millionen € beim Flüchtlingsaufnah-
megesetz und beim Landesaufnahmegesetz. 

Allein diese Belastungen summieren sich für die 
Kommunen auf 452 Millionen €. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Unglaublich!) 

Investitionen in den Kommunen sind für die örtli-
che Wirtschaft, insbesondere für das Handwerk, 
für den Mittelstand, unverzichtbar. Die würgen Sie 
ab. Ihre Begründung dafür ist geradezu abenteu-
erlich, Herr Finanzminister. Sie sagen, die Kom-
munen könnten Ihre Kürzung über die steigenden 
Steuereinnahmen kompensieren.  

Was ist das für eine Logik? Haben Sie dem Innen-
minister vorher nicht zugehört? Der Schuldenstand 
der Kommunen in diesem Land betrage – so sagt 
er – rund 12 Milliarden €. Die Kommunen haben 
doch einen legitimen Anspruch auf ihren Anteil an 
den Steuern. Das Land gewährt die Mehreinnah-
men nicht als Gnade, sondern sie stehen den 
Kommunen nach der Finanzverfassung zu, und sie 
haben sie auch bitter nötig. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich erinnere noch einmal daran: Das Land selbst 
wird Steuermehreinnahmen von rund 2,1 Milliar-
den € haben. Angesichts dessen ist es unverant-
wortlich, den Kommunen ihre dringend benötigten 
Steuermehreinnahmen wegzukürzen.  

(Widerspruch von der CDU) 

Herr Finanzminister, das ist doch „Linke Tasche, 
rechte Tasche“. Das hat nichts mit solider Finanzpo-
litik zu tun. Das ist Rechnen auf Pippi-Langstrumpf-
Niveau. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Ja, drei mal zwei sind 
neun!) 

Ein weiterer Bereich, in dem radikal gekürzt wird, 
ist die Weiterbildung. In diesem Jahr schlagen Sie 
richtig zu und kürzen um mehr als 18 Millionen €. 
Das kommt einer Zerschlagung der Weiterbil-
dungslandschaft gleich. Es geht nicht um neue 
veränderte Strukturen, sondern eine Zerschla-
gung ist angelegt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Auch hier gilt: Sie sagen das Eine, und Sie tun 
das Andere. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das zieht sich 
durch!) 

Wir alle reden nämlich immer von lebenslangem 
Lernen und der Bedeutung, der Bereitschaft der 
Menschen, sich ständig weiterzubilden. Die 
Wahrheit ist: Sie zerstören die Strukturen, und 
das ist im ländlichen Raum besonders drama-
tisch. Dort sind 104 kleine Volkshochschulen an-
gesiedelt. Mit Ihren Kürzungen ist der Landesan-
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teil an den Kosten von früher 50 % auf heute nur 
noch 15 % gesunken. Dabei reden wir nicht über 
Peanuts. 

Beispiel: Volkshochschule Bielefeld mit einem 
Haushaltsansatz von 595.000 €. Sie kürzen um 
155.000 €, also um rund ein Viertel. 

(Hendrik Wüst [CDU]: Ländlicher Raum?) 

– Nein, aber im ländlichen Raum ist es noch 
schlimmer. Das haben Sie noch nicht verstanden, 
Herr Wüst. Das ist mir schon klar. 

(Beifall von der SPD) 

Sie müssen einmal dorthin fahren und sich das 
sagen lassen. Seien sie doch froh, dass ich den 
nicht ganz so schlimmen Bereich genommen ha-
be! 

Es ist deshalb besonders problematisch, weil 
durch diese Kürzungen die Angebote der Volks-
hochschulen im Bereich der schulischen Bildung 
bedroht sind. Das ist der eigentliche Skandal an 
diesen Kürzungen. 

(Beifall von der SPD) 

Wir wissen doch alle – Herr Laumann ist jetzt wie-
der da –, dass Jugendliche ohne Schulabschluss 
praktisch keine Chancen auf dem Ausbildungs- 
und Arbeitsmarkt haben. Es ist ein großer Ver-
dienst der Volkshochschulen, dass sie vielen jun-
gen Menschen die Möglichkeit bieten, diesen Ab-
schluss nachzuholen. Aber diese Angebote wer-
den kaum noch finanzierbar sein. 

Gleiches gilt für die Integrationskurse. Ein Drittel 
wird von den Volkshochschulen durchgeführt. Wir 
sind uns alle einig, Herr Laschet, dass in diesem 
Bereich zukünftig mehr geschehen muss. Wie 
passt es dann zusammen, dass Sie diese Struktu-
ren in der Fläche zerschlagen wollen? Es reicht 
nicht, dass Sie freundlich lächeln und gute Vor-
sätze haben. Ich halte es mit Adi Preisler: 
„… entscheidend ist auf’m Platz!“ 

(Beifall von der SPD) 

Dort müssen Sie sich beweisen, Herr Minister. In 
diesem Fall sind das die konkreten Zahlen im 
Haushalt. 

Die Lage der öffentlichen Haushalte ist weiterhin 
prekär. Das gilt auch für unseren Landeshaushalt. 
Darum ist es umso wichtiger, eine klare Schwer-
punktsetzung vorzunehmen. Das haben Sie im 
Haushalt 2006 versäumt, und das verweigern Sie 
erneut für den Haushalt 2007. Sie glauben viel-
leicht, der Haushalt sei sorgfältig, mutig und ziel-
gerichtet. Ich sage: Die Einnahmen sind sorgfältig 

verschleiert, die Lasten werden mutig abgescho-
ben, und die Inhalte sind zielgerichtet schwer-
punktfrei. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: So ist es richtig!) 

Wir werden unsere Alternativen zu Ihrem Haus-
halt formulieren, damit deutlich wird: Nordrhein-
Westfalen braucht eine andere Politik, und diese 
andere Politik ist solide finanzierbar. Wir sagen: 
Das letzte Kindergartenjahr muss verpflichtend 
und damit beitragsfrei werden. Das ist notwendig, 
um den Bildungsauftrag zu stärken. Wir müssen 
es jetzt tun, um alle Kinder mit unseren Angebo-
ten zu erreichen, gerade die, die vor der Schule 
einen besonderen Förderbedarf bei der Sprache 
haben.  

Wir müssen uns verstärkt um den Bereich der un-
ter Dreijährigen kümmern. Hier muss das Angebot 
kontinuierlich, Jahr für Jahr, ausgeweitet werden. 
Ich denke, da sind wir uns doch einig. Das heißt 
aber auch: In jedem Jahr müssen Sie im Haushalt 
eine Schippe drauflegen. Und das tun Sie nicht. 
Hier geht es um einen weichen Standortfaktor, 
und wir dürfen hier im Wettbewerb der Länder den 
Anschluss nicht verpassen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Kommunen sollen nicht die Zeche für die Sa-
nierung des Landshaushalts bezahlen. Wer 
glaubt, es würde dadurch den Menschen im Land 
einen Deut besser gehen, der irrt gewaltig. Land 
und Kommunen sitzen in einem Boot. Unsere 
Kommunen haben eine unverzichtbare Funktion 
bei der Daseinsvorsorge und im sozialen Bereich. 
Wer sie schwächt, wer sie überfordert, trifft damit 
die Bürgerinnen und Bürger ganz direkt. 

(Beifall von der SPD) 

Ich darf daran erinnern: Vor Ort in den Kommunen 
erleben wir gerade genau das, was wir prognosti-
ziert haben. Die Elternbeiträge werden aufgrund 
Ihrer Kürzung angehoben. Den Ärger haben Sie 
wunderbar in die Kommunen verlagert. Aber die 
Leistungen für die Bürgerinnen und Bürger wer-
den ausgedünnt, die Preise gehen hoch. Das ist 
das Ergebnis Ihrer Haushaltspolitik im Lande, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Zuruf von 
Dr. Gerhard Papke [FDP]) 

Bleiben wir bei unseren Vorschlägen. Mit realisti-
schen und keineswegs überzogenen Einnahme-
ansätzen und durch Umschichtung werden wir 
zeigen: Die zusätzlichen Belastungen der Kom-
munen wären vermeidbar. Ein noch stärkerer Ab-
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bau der Verschuldung ist möglich. Für Kinder, Ju-
gend und Bildung kann mehr getan werden. Das 
bleibt unser klarer politischer Scherpunkt. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Minister 
Dr. Helmut Linssen: Sie wollen doch mehr 
Geld ausgeben!) 

Alle Anstrengungen des Staates und der Gesell-
schaft müssen sich auf diese Bereiche konzentrie-
ren. Dort entscheidet sich, ob wir die Zukunft er-
folgreich gestalten können oder ob wir sie verspie-
len. Sie haben in der Bildungspolitik den Weg zu-
rück in die 50er-Jahre eingeschlagen. 

(Zurufe von der CDU: Oh!) 

Wir haben uns auf den Weg gemacht, um die 
Konzepte für die beste Bildung für alle zu entwi-
ckeln. 

(Zuruf von der CDU) 

Unser Land kann es sich nicht leisten, dass Ta-
lente und Potenziale ungenutzt bleiben. 

Für die SPD-Landtagsfraktion gibt es zwei zentra-
le Verpflichtungen eines modernen Bildungssys-
tems: Wir müssen allen Kindern alle Chancen ge-
ben. Jedes Mädchen, jeder Junge braucht Raum 
und Unterstützung, seine eigenen Fähigkeiten 
und Potenziale individuell zu entwickeln. 

(Beifall von der SPD – Ralf Witzel [FDP]: 
Das machen wir doch! – Dr. Gerhard Papke 
[FDP]: Was haben Sie denn hinterlassen?) 

Bildung dient auch der Gesellschaft insgesamt. 
Denn sie hilft, Arbeitslosigkeit und soziale Aus-
grenzung zu vermeiden. Sie ist zentrales Element 
eines vorsorgenden Sozialstaates. Unser Bil-
dungssystem muss fit gemacht werden für die Zu-
kunft, damit unsere Kinder fit für die Zukunft sind. 
Darum stehen bei der Bildungspolitik für uns vier 
Leitgedanken im Mittelpunkt:  

Wir brauchen ein flächendeckendes Betreuungs-
angebot für die Kleinsten und mehr Bildung und 
Qualität im vorschulischen Bereich. 

Wir brauchen längere gemeinsame Lernzeiten in 
der Schule.  

Wir müssen für alle Schülerinnen und Schüler ei-
ne Ganztagsbetreuung ermöglichen. 

(Widerspruch von der CDU) 

– Da sind Sie völlig andere Meinung; das weiß 
ich. 

Wir müssen die Bildung vom Kindergarten bis zur 
Hochschule Schritt für Schritt gebührenfrei stellen, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von der SPD) 

Ich sage Ihnen ganz offen: Wir sind in einem Pro-
zess. Wir sind auch in den Details noch gar nicht 
festgelegt; das ist nämlich ergebnisoffen. 

(Zuruf von der CDU) 

Wir setzen uns aber mit den Ergebnissen von 
Wissenschaft und den Konzepten anderer detail-
liert auseinander. Wir stehen darüber im Dialog 
mit den Institutionen und den Bürgerinnen und 
Bürgern. 

Und was ist mit Ihnen? Ihnen fällt nichts anderes 
ein, als in den ideologischen Schützengräben von 
gestern liegen zu bleiben. Das ist Ihr Problem, 
meine Damen und Herren von CDU und FDP. 

(Beifall von der SPD – Lachen bei der CDU – 
Rainer Schmeltzer [SPD]: Dialog ist für die 
ein Fremdwort!) 

Meine Damen und Herren, Herr Ministerpräsident, 
Sie sind mit dem hohen Ziel der Erneuerung des 
Landes angetreten. Sie wollten eine Koalition ohne 
Streit bilden; heute zeigen sich erste Risse im Ge-
füge. Die CDU windet sich wegen der verabredeten 
Reform der Gemeindeordnung. In der Partei 
wächst die Ablehnungsfront beinahe stündlich – 
aus gutem Grund. 

Was hat Sie geritten, die Stichwahl für die Bür-
germeister, Landräte und Oberbürgermeister ab-
schaffen zu wollen? Was soll daran demokratisch 
sein, wenn am Ende jemand gewählt ist, der 
knapp über 20 % der Wählerstimmen auf sich 
vereint? Hören Sie doch auf Herrn Lammert oder 
auf Ihren neuen Regierungssprecher, der sich als 
Chef der Rhein-Sieg-Union auch dagegen positi-
oniert hat. 

(Beifall von der SPD – Gisela Walsken 
[SPD]: Aha! – Rainer Schmeltzer [SPD]: Das 
ist ein guter Mann! – Widerspruch von der 
CDU) 

Sie, meine Damen und Herren von der FDP, tun 
immer noch so, als habe sich die Welt nicht wei-
tergedreht. Ihr Ministerpräsident hat für sich und 
seine Partei die Verschiebung der politischen Ko-
ordinaten vorgenommen. 

(Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart: Das 
haben Sie doch bestritten!) 

– Nein, das habe ich nicht bestritten. Ich habe 
bestritten, dass er das ernst meint. Aber dass er 
das öffentlich gemacht hat, brauche ich nicht zu 
bestreiten. Ich sage nur: Er sagt das Eine und tut 
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das Andere. Das ist der feine, aber kleine Unter-
schied dabei. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herr Pinkwart, wo waren Sie eigentlich seit dem 
3. August? Waren Sie da viel unterwegs? Herr 
Rüttgers hat sich in dem Interview im „Stern“ zum 
neuen Norbert Blüm der CDU ausgerufen. 

(Lachen von der SPD) 

Freiheit vor Gleichheit – das gilt jetzt nicht mehr, 
Herr Minister. Sie verkünden den Lesern des 
„Westfalenblattes“ vor wenigen Tagen, am 
26. August, also danach:  

„Wir machen eine Politik mit klaren Grundsät-
zen: Privat vor Staat, Erwirtschaften vor Vertei-
len, Freiheit vor Gleichheit.“ 

(Beifall von der FDP) 

– Sie brauchen gar nicht zu klatschen. Das war 
einmal. Der Ministerpräsident hat in der Zwi-
schenzeit von seiner Richtlinienkompetenz 
Gebrauch gemacht. Reden Sie darüber nicht im 
Koalitionsausschuss? Im Kabinett ist dafür ja kei-
ne Zeit, wie wir gelernt haben. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herr Ministerpräsident, die Menschen werden Sie 
nicht mit bloßen Sprüchen davonkommen lassen. 
Konkrete Antworten, konkrete Aktivitäten werden 
von Ihnen erwartet. Kurz und knapp hat dies der 
Chefredakteur der „Rheinischen Post“, Sven 
Gösmann, am 23. August in einem Kommentar 
zusammengefasst. Er spricht von Ihren Profilie-
rungsversuchen, Herr Ministerpräsident, und sagt 
dann – ich zitiere mit freundlicher Erlaubnis –: 

„Aber alle Aussagen über Lebenslügen seiner 
CDU täuschen nicht darüber hinweg, dass auch 
er noch keinen Hebel gefunden hat, das Erbe 
des diamantenen Jubelpaares Nordrhein und 
Westfalen zu bewahren: den sozialen Aus-
gleich zu erhalten, industrielle Arbeitsplätze im 
Lande zu sichern und neue innovative Beschäf-
tigungsfelder zu erschließen.“ 

Dieser Kommentar trifft die Lage ganz genau. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Weder Ihr Koalitionsvertrag – darauf haben wir 
damals schon hingewiesen – noch Ihre Haushalte 
und schon gar nicht Ihre konkrete Politik geben 
eine Antwort auf die drängenden Fragen. Sie ha-
ben einfach keine. Davon wollen Sie mit Ihrer So-
zialrhetorik und mit Ihren Angriffen gegen Berlin 
ablenken. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall von der SPD – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Aber die hört er nicht gern!) 

Sie stehen jetzt seit mehr als einem Jahr in der 
Verantwortung, und Sie werden Ihr nicht gerecht. 
Dieser Meinung ist inzwischen übrigens interes-
santerweise auch die mittelständische Wirtschaft 
in NRW. Frau Thoben, das muss Ihnen Sorgen 
machen. Deren Zeugnis für Ihre Landesregierung 
fällt schlecht aus: 46 % geben ihr ein Mangelhaft 
oder allenfalls ein Ausreichend. 46 %! Dieser Wert 
ist sogar noch deutlich schlechter als der der Bun-
desregierung. 

Dabei braucht unser Land so dringend ein aktives 
Eintreten für seine Interessen auch in Berlin. Aber 
es muss Streit in der Sache geführt werden, und 
es sollte nicht die Suche nach bundespolitischem 
Profil sein.  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper)  

Ein zentrales Thema der kommenden Wochen ist 
die Unternehmenssteuerreform. Hier sind auch 
Sie gefordert, für das Land und seine Menschen 
einzutreten. Hier können Sie beweisen, dass Sie 
es ernst meinen. Unsere Kommunen brauchen 
eine erneuerte Gewerbesteuer als sichere Basis.  

Was tun Sie und die Landesregierung dafür? Wie 
bringen Sie das Gewicht von NRW ein? Oder sind 
Sie noch bei Ihrer Position aus dem Jahre 2003 
verblieben, als Sie die Gewerbesteuer abschaffen 
wollten, Herr Ministerpräsident?  

(Minister Dr. Helmut Linssen: Das kann man 
alles im Internet nachlesen!) 

– Ich kann Ihnen das vorlegen. Wollen Sie es se-
hen? 

Der Landtag hat die Chance dazu, ein klares Sig-
nal in Richtung Berlin zu senden. Wir haben einen 
Antrag eingebracht, der die Große Koalition in 
Berlin in Ihrer Politik unterstützt, aber auch im 
Sinne Nordrhein-Westfalens die soziale Kompo-
nente betont. Die SPD in NRW hat sich in dieser 
Frage eindeutig positioniert: Wir bestehen auf wei-
testgehender Aufkommensneutralität. Nur so wird 
die soziale Balance in diesem Land gewahrt. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Ministerpräsident, an Sie stellt sich die Fra-
ge: Wie steht es hier mit der Abkehr von Lebens-
lügen? Oder sind Sie gar nicht handlungsfähig, 
weil Sie sich mit Ihrem Koalitionspartner nicht ei-
nigen können?  

Ein anderes Thema, bei dem NRW die Stimme 
erheben sollte, ist der Solidarpakt Ost. Ich schicke 
es ganz eindeutig vorweg: Mir geht es um die Si-
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cherung einer dauerhaften Solidarität. Unsere 
Kommunen befinden sich in einer finanziell dra-
matischen Lage. Und Sie verschärfen sie noch mit 
dem Haushalt. Seit Jahren zahlen die Kommunen 
aus NRW über die Gewerbesteuerumlage Millio-
nen in den Solidarpakt Ost ein: Von 1996 bis 2005 
waren es 7,11 Milliarden €. In vielen Fällen wird 
das Geld quasi direkt von der Bank geholt. Hier 
werden Schulden gemacht, um die Solidarität be-
zahlen zu können. Dieser Zustand darf so nicht 
bleiben. Gleiches muss gleich behandelt werden!  

(Beifall von der SPD) 

Hilfe muss sich an der Bedürftigkeit orientieren 
und nicht an der Himmelsrichtung. 

Zugleich gilt: Die Zahlungen der Kommunen dür-
fen nicht noch weiter ansteigen. Die Lasten der 
Länder aus dem Solidarpakt sinken tendenziell: 
2019 soll mit den Zahlungen Schluss sein. Die 
Belastungen der Kommunen bleiben aber bis da-
hin unverändert hoch. Bei einer Revitalisierung 
der Gewerbesteuer würden sie sogar steigen. Das 
muss geändert werden. 

Ich sage es selbstkritisch: Das ist ein Webfehler, 
den damals alle Westländer in diesen Pakt einge-
bracht haben. Damals war die finanzielle Situation 
der Kommunen auch noch nicht so dramatisch 
wie heute. Wir müssen daran etwas ändern, wir 
müssen in NRW fair und gerecht miteinander um-
gehen, fair und gerecht auch mit den Kommunen 
dieses Landes. 

(Beifall von der SPD) 

Hier können und hier müssen wir sogar gemein-
sam an einem Strang ziehen. Die Kollegen Papke 
und Stahl haben sich öffentlich in Teilbereichen 
ähnlich geäußert. Die Kommunen fordern uns auf, 
unabhängig von Mehrheitsverhältnissen und poli-
tischen Ausrichtungen aktiv zu werden. Wir laden 
alle Fraktionen ein, diesen Weg im Sinne und In-
teresse des Landes und im Interesse unserer 
Kommunen gemeinsam zu gehen.  

Eine gemeinsam getragene Bundesratsinitiative 
wäre ein starkes Signal. Aber bis heute fehlt von 
Ihnen, Herr Ministerpräsident, hierzu eine Äuße-
rung: Wie stehen Sie in dieser Frage? Wo bleibt 
eigentlich Ihre Stimme, wenn es um die Födera-
lismusreform II geht? Unser Land muss doch ein 
vitales Interesse daran haben, dass nach der Fö-
deralismusreform I und der Änderung der Gesetz-
gebungskompetenz jetzt die Föderalismusre-
form II kommt. Denn wenn sie nicht kommt, ist 
das schlecht für NRW. Herr Ministerpräsident, hier 
ist Ihr Handeln gefragt. Von Ihnen habe ich dazu 
noch nichts vernommen. 

(Beifall von der SPD – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Interessiert die nicht!) 

Meine Damen und Herren, mit ihrem Haushalts-
entwurf hat die Regierung kein Zeichen der Er-
neuerung gesetzt. Ihr Haushalt ist mutlos, profillos 
und verantwortungslos auf Kosten der Kommu-
nen. 

(Beifall von der SPD) 

Er ist mutlos, weil Sie nicht wirklich sparen. Er ist 
profillos, weil Sie keine wirklichen politischen 
Schwerpunkte setzen; Sie investieren nicht genug 
in die Zukunft. Und er ist verantwortungslos, weil 
Sie Lasten und Konflikte auf die Kommunen ab-
schieben. 

Wir werden unsere Alternativen deutlich machen 
und wie schon im Haushalt 2006 in wenigen 
Schwerpunkten strukturelle Veränderungen vor-
schlagen. 

Abschließend wende ich mich ausdrücklich an die 
Kolleginnen und Kollegen im Landtag in den Koa-
litionsfraktionen: Herr Kollege Stahl hat betont, 
kein Gesetz komme so aus dem Landtag heraus, 
wie es hineingegangen sei. Wir beobachten auf-
merksam und mit Respekt Ihre internen Diskussi-
onen über die Belastung der Kommunen. Offen-
sichtlich ist Ihre Erdung an der Basis besser als 
die der Regierung. Sie können und Sie müssen 
jetzt über Änderungen entscheiden. Sie tragen 
wie wir alle als Haushaltsgesetzgeber die Verant-
wortung. Lassen Sie uns dieser Verantwortung 
zum Wohle des Landes und zum Wohle der Men-
schen gerecht werden. – Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall von der SPD – Beifall 
von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, als nächster Redner hat nun das 
Wort der Abgeordnete Stahl, Vorsitzender der 
CDU-Fraktion im Landtag. 

(Gisela Walsken [SPD]: Der Höhepunkt des 
Tages!) 

Helmut Stahl (CDU): Herr Präsident! Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Meine Damen und Herren! 
Frau Kollegin Kraft, es war relativ einfach vorher-
zusehen, wie Sie Ihre Rede aufbauen würden. 
Dazu gehörten keine großen hellseherischen Fä-
higkeiten.  

(Gisela Walsken [SPD]: Mal sehen, was Sie 
zu bieten haben!) 

Mir war klar, dass Sie sich in die Grundsatzpro-
grammdiskussion der Christlich-Demokratischen 
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Union Deutschlands einklinken würden. Mir war 
auch klar, dass Sie als Ausdruck der Arbeit der 
Koalition der Erneuerung den Haushalt als unso-
zial und wie auch immer angreifen würden. Das 
war durchsichtig.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Sozialabbau!) 

Es war auch vorhersehbar, dass Sie Ihre Behaup-
tungen mit einer Fülle von Einzelbeispielen unter-
legen würden. Frau Kollegin Kraft, das ist schlech-
terdings unseriös. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Mit einer Fülle 
von Einzelbeispielen, Herr Stahl! Mit einer 
Fülle!) 

Ich werde das begründen. Es ist unseriös im 
Praktischen und im Detail. Es ist systematisch-
methodisch unseriös. 

Es ist im Detail beispielsweise dadurch unseriös, 
dass Sie natürlich vergessen haben, dass der 
Weiterbildungsetat im Jahr 2000 – als Sie noch 
regierten – bei 120 Millionen lag und Sie ihn auf 
90 Millionen heruntergefahren haben. Für den 
Haushalt des Jahres 2005 wurde von uns seiner-
zeit ein Antrag auf Wiederaufstockung gestellt. 
Sie lehnten das damals ab, als Sie an der Regie-
rung waren. So macht man sich unglaubwürdig, 
Frau Kollegin. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Sie wollten aufstocken, und jetzt 
kürzen Sie massiv!) 

Wenn Sie sich jetzt aus dem Fenster lehnen und 
sagen, man sollte die Kindergartenbeiträge für 
das dritte Jahr aussetzen bzw. abschaffen, dann 
muss ich sagen: Mein Gott, die Diskussion wird 
bei Ihnen seit über 20 Jahren geführt. Nichts ist 
passiert. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Im Gegenteil: Sie haben die Ausgaben herunter-
gefahren. Sie haben unter anderem die Sachkos-
ten für Kindergärten heruntergefahren. Jetzt stel-
len Sie sich hierher und tun so, als ob Sie die Welt 
erlösen könnten. Das ist doch nicht seriös. 

Und methodisch: Klar ist doch, wenn man konso-
lidieren will und muss, dann wird unausweichlich 
jemand darunter leiden, es wird wehtun, es wird 
schmerzen. Sonst passiert es nicht. Sonst geht es 
nicht auf. 

Sie gehen jetzt alle Einzelfälle durch und richten 
an uns anklagend den Vorwurf, wie unsozial und 
was auch immer wir seien. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Gucken Sie doch 
einmal, wer unter Ihnen leidet! Wer leidet 
denn unter Ihnen?) 

Frau Kraft, wo ist Ihr Konzept? Wo ist Ihr ge-
schlossenes Konzept, das deutlich macht, wie Sie 
den Haushalt konsolidieren wollen? 

(Beifall von der CDU) 

Frau Kraft, was Sie gesagt haben, war flach. Wo 
ist der Esprit? Wo ist das, was anregt, woran man 
sich reiben und womit man sich einmal auseinan-
dersetzen kann? 

(Zuruf von der SPD) 

Das Aneinanderreihen aller möglichen Beispiele 
langweilt doch. Das reißt doch keinen mit. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von Rainer 
Schmeltzer [SPD]) 

Es sind viele Zahlen und Fakten genannt worden. 
Im Laufe der Diskussion werden noch viele Zah-
len und Fakten genannt. 

Ich möchte mich in meinem Redebeitrag auf zwei 
Grundgedanken konzentrieren. Ich will Ihre Angrif-
fe gegen den stellvertretenden Vorsitzenden der 
Christlich-Demokratischen Union Deutschlands, 
unseren Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers, 
aufnehmen. 

(Zuruf von Rainer Schmeltzer [SPD] – Weite-
re Zurufe von der SPD) 

Jürgen Rüttgers hat in einer nun beginnenden 
Debatte Position bezogen. Die Pole der Debatte 
haben jetzt ein Gesicht. Dafür sind wir als CDU, 
als Fraktion ausgesprochen dankbar. 

(Beifall von der CDU) 

Es ist und bleibt Fakt: Leitbild unserer Politik ist 
und wird die wirtschaftliche Vernunft bleiben. Wir 
freuen uns darüber, dass das Mittelstandsbaro-
meter von Ernst & Young uns, der Landesregie-
rung, der Politik der Koalitionsfraktionen, testiert 
hat, dass wir, was den Mittelstand angeht, die 
Newcomer des Jahres seien. 

Wir sind von hinten ganz nach vorne gekommen, 
verehrte Frau Kraft. Und da kommen Sie hierher 
und graben irgendeine Umfrage irgendeines Ver-
bandes aus. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE] – Zu-
ruf von der SPD: An dieser Stelle war Ap-
plaus vorgesehen!) 

Bei aller Betonung der wirtschaftlichen Vernunft 
ist es natürlich auch so, dass die soziale Gerech-
tigkeit nicht aus dem Blick geraten darf. Das ist 
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Teil unserer Gene als Christlich-Demokratische 
Union, als Fraktion im Landtag von Nordrhein-
Westfalen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Schöne Worte! – 
Rainer Schmeltzer [SPD]: Warum handeln Sie 
dann nicht so? Kommen die Gene in der Pra-
xis bei Ihnen nicht vor?) 

Wir führen die Diskussion als CDU. Frau Kraft, ich 
freue mich darauf, wenn die Diskussion bei Ihnen 
darüber beginnt, wohin Ihre Perspektiven in die 
Zukunft reichen sollen. Darauf freue ich mich. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die Freude wird 
Ihnen noch vergehen!) 

Meine Vermutung ist, Sie werden in dieser Debat-
te nicht vorkommen. Dafür sind Sie viel zu unbe-
deutend geworden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn die Worte „soziale Gerechtigkeit“ und „Soli-
darität“ auftauchen, kann man bei Sozialdemokra-
ten immer folgenden Reflex beobachten: Sie rufen 
sofort: „Hier!“ – Wenn sie auf einmal feststellen, 
dass es nicht einer von ihnen war, der die Worte 
in den Mund genommen hat, dann kommt der 
zweite Reflex. Das ist der Entrüstungsreflex. Der 
Entrüstungsreflex sagt: Es kann nicht sein, was 
nicht sein darf; es darf nicht sein, was nicht sein 
kann. 

(Zuruf von Rainer Schmeltzer [SPD]) 

Sie meinen, eine Deutungshoheit über die Begrif-
fe „soziale Gerechtigkeit“ und „Solidarität“ zu ha-
ben. Der Rest ist dann geistlose Routine. 

(Zuruf von der SPD: Das ist ja wohl eine 
Frechheit!) 

Sie knicken ein Papier in der Mitte durch und 
schreiben auf die linke Seite Haushaltspositionen. 
Wenn Sie dann ein Minus feststellen, stellen Sie 
ein Weniger an sozialer Gerechtigkeit fest. Dann 
machen Sie einen Strich darunter und schreiben: 
Eine Kürzung des Haushaltsansatzes um 10 % 
bedeutet 10 % weniger soziale Gerechtigkeit. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Bei den Ansät-
zen, die Sie haben, stimmt das ja auch!) 

Das ist der sozialdemokratische soziale Gerech-
tigkeitsindex. So sieht er bei Ihnen aus. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Bei Ihren Ansät-
zen stimmt das 1:1, Herr Stahl!) 

Dann ist es auch ganz einfach, was daraus folgt. 
Daraus folgt die Forderung nach mehr. Dann 
freuen Sie sich: Udo Lindenberg singt für Sie und 

Günter Grass macht für Sie Wahlkampf. Das ist 
Ihre Welt, das ist Ihr Stil. Diese Welt ist längst un-
tergegangen. Diese Welt hat so nie existiert. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn Sie mit Ihren Ansprüchen Recht hätten, 

(Zuruf von der SPD) 

dann hätte unser schönes Bundesland bis zum 
21. Mai 2005 das gerechteste und solidarischste 
Bundesland in ganz Deutschland und darüber 
hinaus sein müssen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nur mit Phrasen 
aus diesem Landtagswahlkampf kommen wir 
nicht weiter!) 

Sie werden es nicht verstehen. Deshalb sind Sie 
auch abgewählt worden. Sie werden nicht verste-
hen, dass Sie uns gewaltige Gerechtigkeitslücken 
hinterlassen und die Grundwerte der Solidarität 
und der sozialen Gerechtigkeit brutal verletzt ha-
ben. 

(Beifall von der CDU – Rainer Schmeltzer 
[SPD]: Glauben Sie selbst, was Sie da sa-
gen?)  

Sie haben eine unglaubliche Staatsverschuldung 
aufgehäuft insbesondere mit der Begründung, 
dass diese neuen Schulden dazu dienen sollen, 
Langzeitarbeitslosigkeit zu bekämpfen. Über die 
ganze Zeitachse hinweg ist das nachweisbar. Sie 
haben also unter dem Vorzeichen von sozialer 
Gerechtigkeit und Solidarität Milliarden verbrannt, 
ohne den Menschen, ohne den Langzeitarbeitslo-
sen tatsächlich zu helfen. Denn unser Land ist 
nach wie vor das Land mit der höchsten Quote an 
Langzeitarbeitslosen unter den Flächenländern 
dieser Republik. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nach wie vor, 
trotz Ihrer Sprüche!) 

Sie sollten sich dafür schämen und nicht den gro-
ßen Max machen. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Wo war Ihr Handeln gegen Ar-
beitslosigkeit, das Sie versprochen haben?) 

Schauen wir uns einmal die Bildungspolitik an. 
Jeder von uns weiß, dass es Kinder sogenannter 
bildungsferner Schichten, dass es Migrantenkin-
der, wenn ich das einmal so verkürzt sagen darf, 
unter allen Flächenländern in der Bundesrepublik 
Deutschland am schwersten in Nordrhein-
Westfalen haben. Das nenne ich einen Verstoß 
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gegen soziale Gerechtigkeit, gegen Solidarität. 
Schämen sollten Sie sich dafür! 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Gucken Sie in Ihr Schulgesetz, da 
haben Sie einen Grund, sich zu schämen!) 

Wir haben in Nordrhein-Westfalen die zweitnied-
rigste Erwerbsquote bei den Frauen und die ge-
ringste Betreuungsquote bei den unter Dreijähri-
gen. Das ist Ihre Verantwortung. Das haben Sie 
zu vertreten.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn Sie das beklagen, dann sollten Sie sich 
schämen, Frau Kraft.  

(Beifall von der CDU) 

Diese und viele andere Verstöße gegen soziale 
Gerechtigkeit, gegen Solidarität mildern wir ab, 
lösen wir auf. Dies braucht jedoch einen langen 
Atem. Richtig ist: Dabei werden wir uns der Kritik 
stellen. Es ist eine Aufgabe, eine Pflicht der Op-
position, Kritik zu üben. Schlimm finde ich aller-
dings, dass Sie sich aus dem Wettbewerb um die 
besseren Ideen für unser Land ausgeklinkt haben, 
dass Sie sich stattdessen Ihre Mütchen an 
Steinbrück, Riester, Ulla Schmidt kühlen und da-
bei völlig vergessen, sich einen Kompass zu erar-
beiten, den Sie brauchen, um Kritik vorzutragen, 
die ernst genommen werden kann. Sie haben 
noch einen langen Weg vor sich, inhaltlich in der 
Debatte um unser Land auf Augenhöhe mit uns 
zu gelangen. 

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Ralf 
Jäger [SPD]) 

Ich frage Sie: Wo ist Ihr Kompass? Der Kollege 
Horstmann hat angemahnt, selbigen zu entwi-
ckeln, hat sein Fehlen über viele Jahre festge-
stellt. Was passiert? – Der Kollege Farthmann, 
ehemaliges, langjähriges Mitglied und anerkann-
ter Mensch im Landtag, sagt: Mein Gott, die arme 
Frau Kraft, man hat ja nichts, was man verkaufen 
kann. Was soll Sie verkaufen? – Auch Clement, 
ebenfalls kein Unbekannter hier im Landtag und 
gerade bei Ihnen, sagt: Die haben schlicht die 
Folgen der Globalisierung verschlafen. – Ich habe 
manchmal den Eindruck, wir übernehmen mit un-
serer Debatte Ihren Part. Wir diskutieren sozusa-
gen stellvertretend für Sie mit und Sie laufen kläf-
fend hinterher. 

(Beifall von CDU und FDP – Lachen von 
SPD – Zuruf von der SPD: Das ist anma-
ßend!) 

Wenn wir das tun, dann wird uns manchmal der 
Vorwurf entgegengebracht, dass wir auf dem Weg 
in die Sozialdemokratisierung seien. Dagegen 
sind wir nun wirklich als nordrhein-westfälische 
CDU gefeit. Unser Kompass ist klar: Unser Kom-
pass ist der der sozialen Marktwirtschaft. Unser 
Kompass sind Freiheit, Gerechtigkeit und Solidari-
tät. Diese sind miteinander verknüpft. Das ist Teil 
unserer Identität als Fraktion, als Christlich-
Demokratische Union Deutschlands in unserem 
schönen Land Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das spiegelt sich wider in unserer Politik, dass al-
les ineinandergreift. Wir haben beispielsweise 
Studiengebühren eingeführt. Das war kein einfa-
cher Weg für uns. Wir mussten es tun, weil es gar 
keine andere Möglichkeit gab, die Studienbedin-
gungen an unseren Hochschulen zu verbessern.  

(Zuruf von der SPD: Das ist doch Quatsch!) 

Das zu organisieren ist ebenfalls ein Teil sozialer 
Gerechtigkeit. Ferner haben wir dafür Sorge ge-
tragen, dass jeder unter den Kriterien sozialer Ge-
rechtigkeit studieren kann, dass keiner auf dem 
Weg in die Hochschule verloren gehen muss.  

Sie wissen, wir sind für den Ausstieg aus dem 
subventionierten Steinkohlenbergbau, aber wir 
sind auch dafür, dass dies sozialverträglich ge-
schieht.  

Des Weiteren sind wir für die Einführung eines 
Kombilohns, gerade für Menschen, deren Qualifi-
kation oftmals nicht ausreicht und ausreichen 
kann, um auf dem ersten Arbeitsmarkt dauerhaft 
Fuß zu fassen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Da zeigt Ihr Kom-
pass nach Ihnen!) 

Wir haben also keinen Nachholbedarf. Die Bei-
spiele sind nicht erschöpfend; ich könnte noch 
viele nennen. Für uns gehören wirtschaftliche 
Vernunft und soziale Gerechtigkeit ganz eng zu-
sammen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: „Vernunft“ aus Ih-
rem Mund, das ist eine Zumutung!) 

Wir haben Konsequenzen daraus gezogen, dass 
eine Politik gescheitert ist, die den Versuch unter-
nahm, Brüderlichkeit auf den Staat zu transferie-
ren. Sie ist gescheitert, weil dadurch der Sozial-
staat kalt geworden ist, weil die Brüderlichkeit kein 
Gesicht mehr hat. 

Wir haben daraus Konsequenzen gezogen und 
werden es weiterhin tun, dass Freiheit nicht darin 
besteht, individualistische Ungebundenheit zu le-
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ben und das Risiko daraus auf den Staat zu trans-
ferieren. Wir werden und wollen dahin kommen zu 
sagen, Freiheit in Verantwortung, und wir wollen 
Antwort auf die Frage „Freiheit, wozu?“ geben. 
Die Freiheit „zu“ ist genauso wesentlich wie die 
Freiheit „von“. Das sind die Erkenntnisse, die wir 
aus einer langen Diskussion gezogen haben, die 
wir in unsere Partei weiter tragen werden und die 
wir mit Ihnen weiter diskutieren werden. Das ist 
die Basis einer modernen Politik, eines modernen 
Politikverständnisses für Bürger, für Kinder, für 
unser Land. 

Jetzt komme ich zu meinem zweiten Grundge-
danken. Haushalte sind in Zahlen geronnene Poli-
tik, wie wir alle wissen. Wir reden heute bekann-
termaßen über den Haushalt 2007 und die mittel-
fristige Finanzplanung bis 2010. Frau Kraft, Sie 
haben es als sinnvoll erachtet, vor dem Verfas-
sungsgericht den Nachtragshaushalt des Jahres 
2005 zu beklagen. Das war kein Akt politischer 
Klugheit und ist ein Mangel an Professionalität.  

(Gisela Walsken [SPD]: Verfassungswidrig 
war das!) 

Warum? – Weil Ihre Schuldenpolitik gegen alle 
Grundwerte verstoßen hat, weil sie unmoralisch 
war und ist. 

(Beifall von CDU und FDP)  

Sie haben die Freiheit in den Schuldenturm ge-
steckt. Sie haben Gerechtigkeit verletzt; denn die 
Zinsen werden von den Schwächeren an die Rei-
chen gezahlt. Sie haben auch die Solidarität ver-
letzt, weil Sie die Saat unserer Kinder zu großen 
Teilen verbraucht haben. 

Ihre Finanzpolitik, die Finanzpolitik von Rot-Grün, 
war verfassungswidrig. Ich behaupte: Sie war 
auch gewissenlos. Sie war in den Jahren 2001 
und 2002 verfassungswidrig. Das hat der Verfas-
sungsgerichtshof Nordrhein-Westfalen in einem 
Urteil festgestellt. 2004/2005 war sie ebenfalls 
verfassungswidrig. Damals haben Sie sich unter 
Hinweis auf die Störung des gesamtwirtschaftli-
chen Gleichgewichts nur dünn retten können. A-
ber auch darüber hinaus – darauf komme ich 
noch – waren diese Haushalte verfassungswidrig. 

(Gisela Walsken [SPD]: Wer hat das festge-
stellt, Herr Kollege?) 

Frau Kraft, wenn Sie die Chuzpe haben, hier un-
serem Finanzminister vorzuwerfen, er frisiere Bi-
lanzen, dann sage ich Ihnen: Bilanzen frisiert – 
das haben die Herren Steinbrück und Dieckmann 
getan. Die müssten nach den Regeln ehrbarer 
Kaufleute dann im Knast sitzen beziehungsweise 
angeklagt werden. 

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Vorsicht!) 

– Ich belege das. Sie haben in jedem Jahr seit 
2000 wider besseres Wissen die Steuereinnahmen 
höher geschätzt, als sie tatsächlich eintraten. In je-
dem Jahr! Dieser Trick hat es Ihnen ermöglicht, die 
Ausgaben hoch zu halten und echter Konsolidie-
rung zu entgehen. Sie hatten keine Kraft zur Kon-
solidierung. Insgesamt haben Sie sich über die 
letzte Legislaturperiode bei den Steuereinnahmen 
um 10 Milliarden € – in Anführungszeichen – ver-
schätzt. Für diese 10 Milliarden € müssen jetzt alle 
Bürgerinnen und Bürger von Nordrhein-Westfalen 
pro Jahr etwa 0,5 Milliarden € Zinsen- und Schul-
dendienst aufwenden. Dieses Geld steht uns für 
andere wichtige Zwecke nicht mehr zur Verfügung. 
Das ist Ihre Verantwortung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ihre Verantwortung ist auch, dass absehbar ist, dass 
im Jahr 2010 der Schuldenstand des Landes – das 
ist in der mittelfristigen Finanzplanung, die jetzt vor-
gelegt wurde, nachzulesen – bei etwa 130 Milliar-
den € liegen wird,  

(Thomas Stotko [SPD]: Das ist allein Ihre 
Verantwortung!) 

und dies trotz sinkender Kreditfinanzierungsquote. 
Das ist das Resultat Ihrer gewissenlosen Selbst-
gefälligkeit in der Finanzpolitik. 

Es ist schlicht unseriös, wenn Sie hier vortragen, 
dass lediglich der Anspruch erhoben werde, dass 
dieser Haushalt ein Sparhaushalt sei, und auf ei-
ne Steigerungsrate von 1,2 bis 1,3 % bei den 
Ausgaben verweisen. Dabei verschweigen Sie, 
dass in dem Haushalt des kommenden Jahres die 
Kreditierungen für die Kommunen von 674 Milli-
onen € nicht mehr enthalten sind und dies einen 
Großteil des Anstieges beim Haushalt 2007 er-
klärt. Wollen Sie etwa den Kommunen das Geld 
wegnehmen? Dann könnten wir flacher fahren. 

(Martin Börschel [SPD]: Wenn Sie eines 
können, dann den Kommunen das Geld aus 
der Tasche ziehen! Das ist doch das Prob-
lem!) 

Es ist schlicht unseriös, wenn Sie hier kritisieren, 
dass wir – was nicht stimmt; am Ende wird die Bi-
lanz es zeigen – in diesem oder im kommenden 
Jahr nicht die große Zahl von Lehrerinnen und 
Lehrern zusätzlich einstellen, die eingestellt wer-
den müssen, während Sie verschweigen, dass 
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Sie selbst noch 2.000 Stellen kw gestellt haben, 
die also abgebaut werden müssen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Sie können die kw-
Stellung doch auflösen, Herr Stahl!) 

Sie kritisieren also, dass aus Ihrer Sicht – die 
nicht zutreffend ist – zu wenige zusätzliche Stellen 
geschaffen werden, obwohl Sie 2.000 Stellen 
streichen wollten. Das ist um Himmels willen doch 
nicht seriös! 

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Sie können das doch verändern! – 
Rainer Schmeltzer [SPD]: Warum machen 
Sie hier Sprüche, anstatt das zu ändern?) 

Es bleibt dabei: Ihre Schuldenpolitik war Zu-
kunftsgift. Sie haben keinerlei moralisches Recht, 
Kritik zu üben und sich auf die Grundwerte zu be-
rufen. Dieses Recht haben Sie verspielt. Seit 
1973 gab es in keinem Jahr einen Haushalt, bei 
dem der Schuldenstand im Vergleich zum Vorjahr 
niedriger war. 

Wir gehen jetzt mit harter Konsolidierung und 
Verpflichtung auf unsere Grundwerte daran, den 
Haushalt zu konsolidieren. Wenn es uns hoffent-
lich gelingt, in der kommenden Legislaturperiode 
erstmals wieder Schulden zurückzuzahlen, dann 
haben sich die Bayern mit einiger Wahrschein-
lichkeit bereits entschuldet. Welch gigantischer 
Vorteil ist es, nicht mehr Zinsen- und Schulden-
dienste leisten zu müssen, sondern das Geld in 
die Hand nehmen zu können, um für die Zukunft, 
für Kinder, in Wissenschaft und Forschung sowie 
in Infrastruktur zu investieren! Das ist doch ein 
unglaublicher Vorteil. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Deshalb – das ist der tiefe Grund – haben Helmut 
Linssen und die Landesregierung unsere volle 
Unterstützung dabei, alle zusätzlichen Einnah-
men, die uns aus Steuererhöhungen zuwachsen, 
in die Reduzierung der Kreditaufnahme, in die 
Entschuldung unseres Landes zu stecken. Das ist 
das, worum es geht. Das ist das, was wir brau-
chen. Alles andere ist unseriös. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wichtig ist auch – das sprachen Sie am Schluss 
an; darauf komme ich gerne zurück –, dass wir 
mit unseren knappen Ressourcen sorgfältig um-
gehen. Das gilt für NRW, aber auch bundesweit. 
Ich erinnere daran, dass unser Bundesland zum 
Länderfinanzausgleich beiträgt. Aus diesem 
Grund haben wir ein Interesse daran, dass auch 
andere Bundesländer sorgfältig mit diesen knap-
pen Ressourcen umgehen. 

(Christian Lindner [FDP]: So ist es!) 

Dann regt es einen natürlich ein Stück weit auf, 
wenn in Berlin jetzt mit dem Versprechen Wahl-
kampf gemacht wird, Kindergärten freizustellen, 
obwohl dieses Land gleichzeitig beim Bundesver-
fassungsgericht klagt, dass es von seinen Milliar-
denschulden entlastet werden will. Das ist nicht in 
Ordnung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dass Herr Beck im Wahlkampf den Menschen in 
Rheinland-Pfalz verspricht, ihnen Wohltaten zu 
geben, ist, da Rheinland-Pfalz vom Länderfinanz-
ausgleich profitiert, ebenfalls nicht seriös. Das 
möchten wir auch nicht mehr mitmachen. Wir 
brauchen Mechanismen, die so etwas verhindern. 

Ein Mechanismus ist – ich sprach es in der vor-
letzten Woche an –, eine Hintertür zuzumauern, 
die uns immer neu in die Verschuldung bringt. 
Diese Hintertür ist eine unbestreitbare und echte 
Lebenslüge vieler Finanzpolitiker insbesondere 
Ihrer Partei. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Hören Sie doch 
auf, von „Lebenslüge“ zu sprechen!)  

Diese Lebenslüge erlaubte nämlich, einen schlan-
ken Fuß zu machen, wenn es in die Verschuldung 
ging.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Da sind Sie doch 
voll dabei!) 

Wenn Helmut Linssen jetzt sagt, dass es objektiv 
unmöglich ist, ohne Nettokreditaufnahme Gleich-
gewicht in den Haushalt zu bringen, dann ist das 
eine ehrliche Bestandsaufnahme. Würde er die 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts unterlegen, stünde er unter einem unglaub-
lichen Begründungszwang,  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Ein Bilanzfälscher 
ist das!) 

einem Begründungszwang, unter dem Sie im Üb-
rigen auch bei Ihrer Klage stehen. Ich nenne die 
Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts Hintertürchen in neue Verschuldung.  

(Carina Gödecke [SPD]: Die musste man 
wenigstens belegen!) 

Wir haben in diesem Jahr ein Wachstum unserer 
Wirtschaft von 2 bis 2,5 %. Gott sei Dank! 

(Horst Becker [GRÜNE]: Damit habt ihr doch 
nichts zu tun!) 

Wir haben Preisstabilität; die Teuerungsrate liegt 
bei 1,5 %. Wir haben außenwirtschaftlich große 
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Erfolge. Ich hörte gestern Abend im Radio, dass 
die Ausfuhr im zweiten Quartal um 10 % gewach-
sen sei. Wie will ich denn bei einer solchen Kons-
tellation begründen, unsere Wirtschaft sei im Un-
gleichgewicht, um dadurch in die Lage zu kom-
men, Schulden aufnehmen zu können? Diese 
Hintertür müssen wir in Nordrhein-Westfalen zu-
machen. Wir müssen sie auch im Bund zuma-
chen. 

Deshalb bin ich dafür, sind wir dafür, eine Bun-
desratsinitiative zu ergreifen, die die Abschaffung 
der Lebenslüge Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
vorsieht. Wir sind der Auffassung, dass es sinnvoll 
ist, im Grundgesetz entsprechende Anpassungen 
vorzunehmen. Wir sind der Auffassung, dass es 
auch sinnvoll und notwendig ist, in unserer Lan-
desverfassung dieses Schlupfloch, diese Hintertür 
zuzumachen, Schulden zu machen aus Gründen 
einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleich-
gewichts, die sowieso niemand nachvollziehen 
kann, die niemand je nachvollziehen konnte.  

Da kommen wir gerne auf Sie zu, Frau Kraft. Wir 
können auch darüber reden, wie wir gemeinsam 
mit dem Solidarpakt II umgehen. Da sind wir of-
fen. Lassen Sie uns über diese beiden Punkte 
miteinander sprechen. Ich lade ein zu der Initiati-
ve, die ich gerade ansprach. Sie laden zu anderen 
ein. Lassen Sie uns darüber sprechen!  

Abschließend will ich etwas tun, was mir Spaß 
macht. Wenn ich auf die Bänke der Landesregie-
rung gucke, dann fällt mir auf, dass die Landesre-
gierung jetzt realiter ein Jahr „on the job“ ist. Sie 
hat jetzt ein Jahr gearbeitet. Und ich finde, sie hat 
unglaublich gut gearbeitet.  

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Wi-
derspruch von der SPD) 

Ich sage bei aller Kritik, die wir auch untereinan-
der haben, ein herzliches Wort des Dankes. Ich 
sage ein herzliches Dankeschön Ihnen, Herr Mi-
nister Wolf.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich sage Ihnen Dank für Ihre gute, zukunftsgestal-
tende Arbeit, tatkräftig unterstützt von Ihrem Par-
lamentarischen Staatssekretär Palmen.  

(Martin Börschel [SPD]: Kriegt jetzt jeder ein 
Zeugnis?) 

Ich sage Ihnen Dank für die gelungene Ausrich-
tung und die Sicherheit bei den Weltmeisterschaf-
ten sowie für Tatkraft und Konsequenz bei der 
notwendigen Verwaltungsstrukturreform. Vielen 
Dank!  

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von der 
SPD) 

Ich sage Dank Herrn Minister Wittke für gute und 
zukunftsgestaltende Arbeit, unter anderem für die 
Abschaffung von Fehlanreizen im Baugesetzbuch 
und bei der Wohnraumförderung. Oliver Wittke, 
vielen Dank!  

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Wer kommt jetzt? – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Ist denn heute schon Weihnach-
ten?) 

Ich sage Herrn Minister Uhlenberg Dank für gute, 
zukunftsgestaltende Arbeit, unter anderem für 
seine abwägende Politik zwischen Ökonomie und 
Ökologie, für zupackendes Krisenmanagement. 
Vielen Dank, Eckhard Uhlenberg! 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Wittke müssen Sie wiederholen, 
er hat Panini-Bilder getauscht!) 

Ich sage Dank Frau Ministerin Thoben für gute, 
zukunftsgestaltende Arbeit, 

(Beifall von der CDU) 

unter anderem für hochkompetente Umgestaltung 
unserer Förderinstrumente für Wirtschaft, Mit-
telstand und den Arbeitsmarkt in Nordrhein-
Westfalen. Vielen Dank! 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Zuru-
fe von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Abge-
ordneter Stahl, erlauben Sie eine Zwischenfrage 
des Abgeordneten Keymis? 

Helmut Stahl (CDU): Nein, ich erlaube sie nicht.  

Ich sage Ihnen, Frau Ministerin Sommer, Dank für 
zukunftsgestaltende, gute Arbeit, insbesondere für 
das für unsere Zukunft so wichtige neue Schulge-
setz. Vielen Dank! 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Rai-
ner Schmeltzer [SPD]: Ein guter Sommer 
macht noch keine gute Sommer!) 

Herr Minister Pinkwart, ich danke Ihnen für gute, 
zukunftsgestaltende Arbeit, insbesondere für das 
Studienbeitragsgesetz sowie das kommende 
Hochschulfreiheitsgesetz. Beide sind von großer 
Bedeutung für die Zukunft, für die Innovationsfä-
higkeit unseres Landes. Vielen Dank!  

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von der 
SPD) 
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Ich sage Dank Frau Ministerin Müller-
Piepenkötter, die jetzt in Berlin dienstlich unter-
wegs ist – Dank für gute, zukunftsgestaltende Ar-
beit, für ihr Engagement für junge Strafgefangene 
oder  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Für gute Reden 
im Parlament!) 

für ihren Einsatz zur Stärkung der Patentkammern 
am Landgericht Düsseldorf. Vielen Dank! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Abge-
ordneter Stahl, galt Ihre Antwort für alle Wünsche 
nach einer Zwischenfrage? Herr Börschel verspürt 
nämlich auch den Wunsch.  

Helmut Stahl (CDU): Ja, für alle, Herr Präsident. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Okay.  

Helmut Stahl (CDU): Ich sage Dank Herrn Minis-
ter Linssen. Herr Minister Linssen, ich danke Ih-
nen für gute, zukunftsgestaltende Arbeit und vor 
allem dafür: Mit Ihnen ist wieder Vertrauen in das 
Finanzgebaren dieses Landes eingekehrt. Vielen 
Dank! 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – La-
chen von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Märchenstunde!) 

Ich sage Ihnen, Herr Minister Laumann, Dank für 
gute, zukunftsgestaltende Arbeit, für soziale, für 
so viele gute Initiativen in so kurzer Zeit, zum Bei-
spiel für Ihr Kombilohnmodell, für Ihren Bildungs-
check oder für das Werkstattjahr. Gute Arbeit! 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Das Werkstattjahr insbesondere – 
mit so viel Nachfrage!) 

Herr Minister Laschet, ich sage Ihnen Dank für 
gute, zukunftsgestaltende Arbeit, insbesondere für 
Ihre innovative Integrationspolitik und Ihr zu-
kunftsgerichtetes Konzept zu Familienzentren. 
Vielen Dank! 

(Beifall von CDU und FDP)  

Herr Minister Michael Breuer, ich sage Ihnen 
Dank für gute, zukunftgestaltende Arbeit, insbe-
sondere bei der Begleitung des großen Reform-
werks der Föderalismusreform sowie für Ihre Mit-
wirkung bei der Gestaltung und Umsetzung der 
europäischen Förderkulisse. Vielen Dank! 

(Beifall von CDU und FDP – Gisela Walsken 
[SPD]: Und jetzt die Staatssekretäre!) 

Es bleibt noch einer übrig: Herr Ministerpräsident, 
ich sage Ihnen Dank für Ihre gute, zukunftgestal-
tende Arbeit. Wir danken Ihnen insbesondere für 
Ihre starke Hand bei der Führung der Landesre-
gierung. Wir sagen Ihnen Dank für Ihre Umsicht 
bei der Verfolgung unserer gemeinsamen Ziele. 
Wir gratulieren Ihnen dazu – das hat sich anläss-
lich des 60. Geburtstag unseres Bundeslandes 
gezeigt –, dass Nordrhein-Westfalen mit Ihnen 
wieder ein Gesicht hat. Wir wünschen Ihnen eine 
glückliche Hand. Auf viele gute Jahre! – Ich danke 
Ihnen. 

(Anhaltender Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir setzen die Debatte mit 
einem Beitrag der Frau Abgeordneten Löhrmann, 
Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen, 
fort. Bitte schön. 

(Christian Lindner [FDP]: Man hätte der Op-
position danken müssen, dass sie uns die 
Arbeit so leicht macht! – Unruhe – Glocke) 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren!  

(Unruhe – Glocke) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Herr 
Stahl, Sie haben den richtigen Zeitpunkt verpasst: 
Die Zeit der Zeugnisausgabe lag vor den Ferien, 
und in der fünften Jahreszeit sind wir noch nicht 
angekommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Mir kam das gerade so vor, als hätten Sie die 
Landesregierung als Elferrat charakterisiert und 
als hätten Sie eine Büttenrede gehalten. Für die 
Stunksitzung war das aus meiner Sicht aber nicht 
gut genug! 

(Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers: Da 
gehen Sie hin! Wir gehen woanders hin!) 

– Herr Ministerpräsident, es ist Ihnen unbenom-
men, wo Sie Karneval feiern. – Entscheidend ist 
aber nicht – damit werde ich auch schon ernst –, 
dass die Stimmung hier gut ist und dass es Ihnen 
gut geht. Entscheidend ist, was Ihre Politik für 
Nordrhein-Westfalen und für die Menschen von 
Nordrhein-Westfalen bewirkt. Darum geht es. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Stahl, ein Kompliment, wenn auch nur ein 
kleines, mache ich Ihnen: Von dem Kollegen Mo-
ron haben Sie sehr schnell gelernt, dass es, wenn 
es in der Regierung ein bisschen grummelt und 
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dem Ministerpräsident ein wenig der Wind um die 
Nase weht, die vornehmste Aufgabe des Vorsit-
zenden der Regierungsfraktion ist, den Prätoria-
ner des Ministerpräsidenten zu spielen. Edgar 
Moron hat uns immer wieder gesagt, dass es dar-
auf ankäme. Wir sollten nicht über dieses oder je-
nes diskutieren wollen, das andere ginge jetzt vor. 
Mich wundert, dass der Ministerpräsident es nötig 
hat, dass Sie schon jetzt, nach nur einem Jahr, 
den Prätorianer geben.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Stahl – das ist meine dritte Vorbemerkung –, 
ich habe mich doch sehr an Ihre letzten beiden 
Beiträge zum Landeshaushalt erinnert gefühlt. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Ich muss feststellen, dass Sie sich insbesondere 
an der SPD abgearbeitet haben, so als würde die 
SPD regieren und Sie wären in der Opposition. 
Aber Sie regieren jetzt und hier seit über einem 
Jahr. Deswegen müssen Sie endlich anfangen, 
darüber zu reden, was Sie zu verantworten ha-
ben. 

Meine Damen und Herren, ich nutze aber natür-
lich gerne für meine Fraktion die Gelegenheit, wie 
es bei der Debatte über den Landeshaushalt üb-
lich ist, eher allgemein über den Haushalt zu 
sprechen. Sie haben das bei Frau Kraft moniert. 
Aber einige Ihrer Kollegen, Herr Stahl, haben 
auch nicht sehr viel zum Haushalt gesagt. Ent-
scheidend ist natürlich, dass sich das in die Ge-
samtdiskussion über die Landespolitik einbettet. 

Herr Ministerpräsident, Sie reden wie Blüm, Sie 
ziehen Strippen wie Kohl und Sie regieren wie 
Westerwelle. 

(Beifall von den GRÜNEN – Ministerpräsi-
dent Dr. Jürgen Rüttgers: Das habe ich 
schon in der Zeitung gelesen!) 

– Sie wiederholen sich auch gelegentlich. Sie 
wiederholen sich so häufig, da habe ich noch viel 
Gelegenheit, das eine oder andere zu wiederho-
len, was ich für richtig halte. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Winnetou, der Häuptling der Apachen, hätte ge-
sagt: Weißer Mann spricht mit gespaltener Zunge. 
So viel Widerspruch zwischen Wort und Tat, ein 
so tiefer Graben zwischen Anspruch und Wirklich-
keit war selten festzustellen. Zwischen Schein und 
Sein der Landesregierung liegen Welten. Konrad 
Adenauer hat ja einmal gesagt: Was schert mich 
mein Geschwätz von gestern? Bei Ihnen müsste 

es heißen: Was schert mich mein Geschwätz von 
heute?  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Links reden, rechts regieren – das ist Ihr Motto. 
Das macht der Haushaltsentwurf der Landesre-
gierung für 2007 erneut deutlich. Die Leidtragen-
den, die Opfer Ihrer Haushaltspolitik sind die 
Frauen, die Kinder und Jugendlichen, deren El-
tern und – sie sind diesmal das Hauptsparschwein 
der Landesregierung – die Kommunen.  

Meine Damen und Herren, dies war ja der Som-
mer der Lebenslügen. Was für ein Glück, dass 
nicht nur die der CDU, sondern auch die von Gün-
ter Grass durch die Medienlandschaft geisterte. 
Sonst wäre es für die Union wahrscheinlich noch 
schlimmer ausgegangen als ohnehin schon. Ge-
waltige gedankliche Einsichten waren es, die Sie, 
Herr Rüttgers, hatten. Ich habe mich gefragt, wie 
es kommt, dass unser Ministerpräsident mit un-
verkennbar rheinischer Fröhlichkeit, aber auch mit 
einer Selbstgewissheit, die ihresgleichen sucht, 
über Lebenslügen seiner eigenen Partei schwad-
roniert.  

Du meine Güte, Herr Rüttgers, was für ein Wort: 
Lebenslüge. Was heißt das denn? Da lebt einer 
sein ganzes Leben mit einer Lüge, mit Selbstbe-
trug also. Und kurz vor dem Ende, bevor er sie mit 
ins Grab nimmt, gesteht er sie ein, um sein Ge-
wissen, seine Seele frei zu machen. So etwas ha-
ben Sie jetzt kollektiv Ihrer eigenen Partei attes-
tiert, für die Sie als Zukunftsminister in der Bun-
desregierung gearbeitet haben, deren stellvertre-
tender Bundesvorsitzender Sie seit sechs Jahren 
sind. Was haben Sie da eigentlich die ganzen 
Jahre gemacht? Oder meinten Sie nur sich 
selbst?  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn man das ernst nimmt, dann haut es einen 
um. Herr Rüttgers, ich vermute aber, dass Sie das 
mit der Lebenslüge eigentlich gar nicht ernst ge-
meint haben. Das war wohl nur ein Marketinggag. 
Sicher, ich verstehe das. Wenn Sie gesagt hätten, 
hört mal alle her in der Union, das mit der Freiheit 
über alles war ein politischer Irrtum, hätte das kei-
nen interessiert. Angela Merkel, Wulff und Stoiber 
hätten nicht einmal gezuckt. Das passiert Ihnen in 
Berlin ja öfter. Das ist natürlich nicht schön, schon 
gar nicht, wenn man Ministerpräsident des größ-
ten Bundeslandes ist. Also musste wohl eine Keu-
le her.  

Ich habe mich gefragt, was Sie sonst hätten sa-
gen können. Ich hätte eine Alternative: ideologi-
sche Verblendung. Herr Rüttgers, auch das hätte 
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eingeschlagen wie eine Bombe. Das wäre treffen-
der gewesen; denn von ideologischer Verblen-
dung strotzt es in der CDU nur so. Was ist denn 
sonst der Grund dafür, dass die CDU den Markt-
radikalen seit Jahren hinterherläuft und jeden Un-
fug zur Heilslehre erklärt? 

Mit dem Haushaltsentwurf für das Jahr 2007 wird 
die falsche Politik umgesetzt, die Sie, Herr Rütt-
gers, an Ihrer CDU kritisieren. Herr Ministerpräsi-
dent, Sie reden mit gespaltener Zunge. 

(Beifall von den GRÜNEN)  

Meine und Damen, beim Haushalt 2006 waren die 
Hauptopfer Ihrer Politik die Kinder und Jugendli-
chen und ihre Eltern. Passenderweise haben Sie 
das Jahr, in dem es zwei erfolgreiche Volksinitiati-
ven gegen Ihre Kinder- und Jugendpolitik gab, 
zum Jahr des Kindes ausgerufen. Auch das eine 
Art Marketinggag! 

Und Sie haben den Umweltschutz rasiert. Die an-
geblich aufgeblähte Umweltverwaltung wurde 
drastisch zusammengestrichen. Dabei musste die 
Landesregierung in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage Bärbel Höhn im Nachhinein bescheini-
gen, dass ihr Haus bei der Modernisierung und 
Entwicklung von Effizienz ganz vorne lag – hört, 
hört! –, mit 16,2 % abgebauten Stellen in den Jah-
ren 1995 bis 2005! Warum wurde also die Um-
weltverwaltung zusammengestrichen? – Ich sage 
es Ihnen: weil Sie sich an Frau Höhn abarbeiten 
müssen, statt sich um die Sachen im Umweltbe-
reich zu kümmern.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Dabei zeigen doch der Gammelfleischskandal, 
PFT-verseuchtes Trinkwasser, Vogelgrippe und 
Schweinepest und – wenn ich den Blick etwas öff-
ne – auch die verheerenden Folgen der Klimaer-
wärmung: Gute Umweltpolitik schützt die Men-
schen und nützt den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern. Man kann es nicht oft genug sa-
gen: Wir haben die Erde von unseren Kindern nur 
geborgt. Deswegen ist es absolut kurzsichtig und 
unverantwortlich, Umweltstandards abzubauen 
und die Strukturen des öffentlichen Umweltschut-
zes zu zerschlagen.  

Meine Damen und Herren, angesichts wachsen-
der Volkswirtschaften wie China, Indien oder In-
donesien kommt es gerade darauf an, mit Innova-
tionsprozessen im Umweltsektor zu wuchern, statt 
sie zu kappen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Und das tun Sie nur, weil es von den Grünen 
kommt, weil die Grünen hier auch einen immen-

sen volkswirtschaftlichen Erfolg angestoßen und 
entwickelt haben. Welche ideologische Kurzsich-
tigkeit und Verblendung, ich muss sogar sagen: 
Blindheit!  

Und im Haushalt 2007? – Da hat sich die Landes-
regierung die Frauen vorgeknöpft. Die Regional-
stellen „Frau und Beruf“ werden kurzerhand ab-
geschafft. Versprochen hatten Sie eine Umstruk-
turierung.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das meint er da-
mit!) 

Das Ergebnis: Aktive Beratung für Frauen, die 
nach der Familienphase zurück in den Beruf wol-
len, wird es in NRW nicht mehr geben.  

(Minister Armin Laschet: Stimmt doch nicht!) 

Dabei brauchen wir kaum etwas dringender als 
eine Erhöhung der Frauenerwerbsquote in 
Deutschland.  

Im Wissenschaftsetat von Minister Pinkwart wird 
die Frauenförderung gleich komplett eingestellt. 
Wir schließen daraus: Ihnen reichen die dank Rot-
Grün mühsam erreichten 12,7 % Professorinnen 
offensichtlich aus. In manchen Fachbereichen gibt 
es nach wie vor keine einzige, habe ich diese 
Woche erfahren. Uns reicht das nicht aus; 

(Beifall von den GRÜNEN) 

denn das Ziel der Gleichberechtigung ist damit 
noch lange nicht erreicht, meine Damen und Her-
ren. Offensive Gleichstellungspolitik, faktische 
Gleichberechtigung – das hat in Ihrer Ideologie 
immer noch keinen Platz.  

In dieser Lage, Herr Dr. Rüttgers, wäre es doch 
Zeit, Ihr Image aufzupolieren. Vielleicht rufen Sie 
das kommende Jahr zum Jahr der Frauen aus. 
Das würde doch zum Jahr des Kindes 2006 mit 
seinen Volksinitiativen passen. Mittlerweile geht ja 
bei den Menschen in NRW schon die Angst um: 
Wenn Rüttgers wieder eine Gruppe zum Schwer-
punkt des Jahres wählt, dann geht es denen näm-
lich garantiert an den Kragen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Herr Laschet, und Ihnen scheint es gar nicht auf-
zufallen, dass Sie jedes Mal die Scherben zu-
sammenkehren müssen. Es reicht nicht, schöne 
allgemeine Reden zu halten über Multikultur, die 
jetzt auch Ihre Partei akzeptiert, und über Frauen 
und Kinder.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das kann er aber 
gut!) 
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Es wird langsam Zeit, dass Sie sich einmal kräftig 
wehren, damit Sie nicht immer die Scherben zu-
sammenkehren müssen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Allerdings würde zu diesem Haushalt – Frau Kraft 
hat zu Recht darauf einen Schwerpunkt gelegt – 
auch eine ganz andere Losung passen: das Jahr 
der Kommunen. Denn auch sie sind ein besonde-
res Opfer Ihrer gedankenlosen Kürzungswut.  

Der Finanzminister ist jetzt nicht da.  

(Minister Dr. Helmut Linssen: Doch!) 

– Entschuldigung, alles andere hätte mich auch 
gewundert, denn es zeichnet Sie ja aus, dass Sie 
ein pflichtbewusster Mensch sind. Herr Finanzmi-
nister, Konsolidierung zeichnet sich eigentlich da-
durch aus, dass Schulden der öffentlichen Hand 
insgesamt reduziert werden. Sie stattdessen ver-
schieben die Haushaltslöcher aus dem Landes-
haushalt in die Haushalte der Kommunen. Allein 
162 Millionen € werden den Kommunen entzogen, 
weil ihr Anteil am Grunderwerbsteueraufkommen 
in 2007 auf null gesetzt wird.  

Trotz dieser Operation – wir haben das ja eben 
erlebt – behaupten Sie hier, dass die Kommunen 
unverändert mit einem Verbundsatz von 23 % am 
Steuerverbund beteiligt würden. Das wird hier so 
gesagt, ohne rot zu werden. Herr Minister, diese 
bodenlose Frechheit werden sich die Kommunen 
nicht bieten lassen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Auch die CDU-
Kommunen nicht!) 

Wir werden sie auch dabei unterstützen, dass sie 
sich das nicht bieten lassen. Insgesamt bekom-
men unsere Kommunen fast 500 Millionen €, also 
eine halbe Milliarde, weniger, damit der Landes-
haushalt wie ein Sparhaushalt aussieht.  

(Minister Dr. Helmut Linssen: 820 Millionen € 
mehr!) 

Sie konsolidieren überhaupt nichts. Sie verschie-
ben bloß die Schulden von einem Konto auf das 
andere. Das ist linke Tasche – rechte Tasche. Sie 
sind ein Jahr an der Regierung, und Sie haben 
schon keine Ideen mehr. Das sind nur noch ziem-
lich dreiste Versuche, mit Taschenspielertricks 
über die Runden zu kommen. Von nachhaltiger 
Haushaltspolitik keine Spur, Schein und Sein der 
Landesregierung.  

Herr Ministerpräsident, Sie reden mit gespaltener 
Zunge. Das ist und bleibt das Makelzeichen der 
schwarz-gelben Koalition. Das will ich an fünf 
Punkten weiter deutlich machen.  

Erstens. Der Schein ist sozial. Das Sein ist markt-
radikal. Erinnern Sie sich! In Ihrer Regierungser-
klärung – das ist gerade einmal ein Jahr her – ha-
ben Sie gesagt, Sie wollten „Freiheit vor Gleich-
heit“, Sie wollten „privat vor Staat“. Damals haben 
Sie den Marktradikalen das Wort geredet, zur be-
sonderen Freude der „Mir ist es doch egal, wie du 
klarkommst“-Liberalen an Ihrer Koalitionsseite. 
Und nun, ein Jahr danach, zaubern Sie im Som-
mertheater das Sozialkaninchen aus dem Hut, 
dass es den FDP-Kollegen ganz schwindelig wird. 
Kein Wunder, dass Herr Pinkwart Sie lobt, wäh-
rend Herr Papke drauflosdrischt, was das Zeug 
hält.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Also wie immer!) 

– Wie immer, genau. Die – ich betone das – ver-
bale Wende war dermaßen scharf, Herr Minister-
präsident, da musste der Flottenverband ja aus 
der Kurve fliegen. Vielleicht geben Sie Herrn Pap-
ke doch einmal Ihre Handynummer oder vielleicht 
wenigstens die von Herrn Berger.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Links reden, rechts regieren – das ist Ihre Devise, 
Herr Rüttgers. Sie machen keine soziale Politik für 
NRW. Das Ehrenamt, das in Sonntagsreden ge-
priesen wird, wird kaputtgespart. Die Frauenpolitik 
wird abgewickelt. Den Umweltschutz wollen Sie 
auch kleinkriegen.  

Den Kommunen – das kann man nicht oft genug 
sagen – nehmen Sie das Geld, das für die Gestal-
tung lebenswerter Städte und Gemeinden drin-
gend notwendig ist.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es sind doch unsere Kommunen, wo soziale und 
kulturelle Integration gelingt oder nicht, wo die 
Kultur lebt oder nicht, wo die ganz Kleinen 
Betreuungsplätze bekommen oder nicht, wo Fa-
milien Freibäder haben, in denen sie ihre Freizeit 
verbringen können, oder nicht, wo sich Menschen 
für Kinder entscheiden oder nicht. Das wird doch 
in den Kommunen erfahren und erlebt. Die Kom-
munen, unsere Kommunen, die sowieso schon 
Schwimmbäder, Jugendclubs, Kindergärten und 
Grundschulen schließen müssen, die überlegen, 
ob sie Orchester auflösen oder ihre Wohnungen 
verkaufen, denen das Wasser ohnehin schon O-
berkante Unterlippe steht, die kriegen Ihre ganze 
Ideenlosigkeit ab, meine Damen und Herren!  

(Beifall von GRÜNEN und SPD)  

Herr Becker, unser kommunalpolitischer Spre-
cher, wird dazu gleich noch weiter ins Detail ge-
hen. 
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Meine Damen und Herren, Sie schaffen die kom-
munale Entwicklungszusammenarbeit ab. Ein 
vernichtender Schlag gegen die Ehrenamtler, vor 
allem in der kirchlichen Eine-Welt-Arbeit. Die so-
ziale Betreuung von Flüchtlingen in den Abschie-
behaftanstalten wird gekürzt. Dabei wird allge-
mein betont, wie wichtig die vermittelnde und kon-
fliktlösende Rolle dieser Betreuung ist. Die Politik 
der christlichen Soziallehre habe ich immer an-
ders verstanden. 

Auch die Agenda 21 NRW wird abgeschafft. Der 
nächste Schlag gegen das Ehrenamt und ein of-
fener Angriff auf eine Politik der Nachhaltigkeit, 
die angesagt ist und die auch Sie immer mal wie-
der in Ihren Sonntagsreden postulieren, meine 
Damen und Herren! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Zweitens. Herr Ministerpräsident, der Schein Ihrer 
Politik ist ein sozial gerechteres Bildungssystem, 
das Sein ist eine Verschärfung der sozialen Aus-
grenzung. 

An Bildung und Innovation entscheidet sich die 
wirtschaftliche Zukunft unseres Landes. Ihre Bil-
dungspolitik aber zeichnet sich durch haarsträu-
bende politische Irrtümer und ideologische Ver-
blendung aus. Sie ignorieren systematisch alle 
wissenschaftlichen Erkenntnisse und Tatsachen 
immer nach dem Motto: Was brauche ich Fakten, 
wenn ich eine Ideologie habe? Das fängt in der 
Bildung ganz unten an. 

Sie diskutieren munter über beitragsfreie Kinder-
gartenjahre, jetzt allen voran die Bundeskanzlerin, 
während gleichzeitig die Kommunen – da, wo das 
konkret gemacht werden muss – mit konkreten 
Haushaltsentscheidungen Ihrer Landespolitik da-
zu gezwungen werden, die Kindergartenbeiträge 
massiv anzuheben. Also, das Gegenteil von dem, 
was Sie verkünden, müssen die Kommunen ma-
chen! 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Und der Ärger kommt bei den Kommunen an und 
nicht bei Ihnen. Das ist das besonders Perfide an 
dieser Angelegenheit. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist sein Sys-
tem!) 

Die Familienzentren werden mit 7 Millionen € un-
terstützt. Ich hatte das so verstanden, Herr Rütt-
gers, Herr Laschet, dass Sie am 10. Januar noch 
15 Millionen € versprochen haben. Herr Laschet, 
ohne ausreichende Ressourcen können Sie Ihre 
Familienzentren vergessen. 

(Minister Armin Laschet: Das ist doch nur für 
ein halbes Jahr, Frau Kollegin!) 

– Ja, dann sind wir mal gespannt, wie sich der 
Aufwuchs weiter entwickeln wird. 

(Minister Armin Laschet: Da stimmt Ihre Re-
devorbereitung nicht!) 

Herr Rüttgers, Frau Sommer, Sie behaupten, Ihr 
Schulgesetz sei das modernste in ganz Europa. 

(Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers: Das 
ist auch so!) 

Dabei sind wir in Deutschland die weltweit Letz-
ten, die an dem Irrsinn festhalten, Kinder in 
Schubladen aufzuteilen und ihnen damit im Alter 
von neun Jahren nahezu unüberwindliche Barrie-
ren in den Weg zu stellen. 

(Beifall von den GRÜNEN – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Das ist die Vorstellung von Mo-
derne von Herrn Rüttgers!) 

Es ist erstaunlich, dass Sie nicht aufnehmen, was 
Kommunalverbände sagen, dass Sie nicht auf-
nehmen, was die Wirtschaft sagt: dass dies falsch 
ist. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sieben Anhörun-
gen!) 

Sie behaupten mit einer Unverschämtheit, die mir 
wirklich den Atem raubt, dass die Kinder in NRW 
jetzt gleiche Chancen hätten. Ja, so steht es auf 
dem CDU-Plakat gleich nebenan am Stadttor. 
Tatsächlich aber ist Ihr Schulgesetz voll von Maß-
nahmen, die die bestehende massive Benachteili-
gung von Kindern aus bildungsfernen Schichten 
radikal verschärfen werden. Das sagen Ihnen alle 
ernstzunehmenden Bildungsforscher, und das 
sagt Ihnen auch die OECD. 

Wann endlich werden Sie begreifen, dass das se-
lektive Schulsystem, das Schubladensystem, auf 
einer völlig überholten Vorstellung davon basiert, 
wie Kinder lernen? Wann endlich werden Sie sich 
der wissenschaftlich längst erwiesenen Tatsache 
stellen, dass die daraus folgende völlig falsche 
Unterrichtskultur die Hauptursache für das Versa-
gen des deutschen Bildungssystems darstellt? 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Lebenslügen!) 

Wann endlich werden Sie Ihre ideologische Ver-
blendung aufgeben und bildungspolitischer Ver-
nunft weichen lassen? 
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Jedes Jahr, in dem Sie weiter in die falsche Rich-
tung marschieren, ist ein für immer verlorenes 
Jahr für die Kinder an unseren Schulen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jedes Jahr, in dem Sie weiter an der Schulphilo-
sophie der Kaiserzeit festhalten, ist ein verlorenes 
Jahr auf dem Weg in die wirtschaftliche Zukunft 
unseres Landes. Das gehört nämlich unmittelbar 
dazu. 

Es reicht nicht, über individuelle Förderung zu re-
den, man muss individuelle Förderung zum Prin-
zip jeden Unterrichts machen und es strukturell 
auch ermöglichen. Denn das Potenzial unserer 
Kinder ist die wichtigste Ressource, die unser 
Land hat. 

Ich komme zur Weiterbildung. Das finde ich einen 
besonders dreisten Bruch eines Wahlverspre-
chens, und der wird fortgesetzt, weil Sie im letzten 
Jahr damit durchgekommen sind. Die Weiterbil-
dung gehört als Säule dazu, wenn es darum geht, 
lebenslanges Lernen voranzubringen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es kommt doch darauf an, nicht nur die Schule als 
den Ort des Lernens zu verstehen, sondern man 
muss ein ganzes Leben hindurch lernen. Kaum 
ein Mensch, der in Arbeit ist, kommt ein ganzes 
Leben mit dem aus, was er einmal erworben hat, 
sondern er muss sich kontinuierlich fortbilden und 
qualifizieren. Deswegen ist die Weiterbildung so 
wichtig, und deswegen ist es fahrlässig, dass Sie 
hier entgegen aller Ihrer Ankündigungen beson-
ders drastisch kürzen. Sie scheinen zu glauben, 
dass die Kommunen das in irgendeiner Weise 
auffangen können. Die Kommunen, die Sie so 
sträflich behandeln, sind dazu nicht mehr in der 
Lage. 

Meine Damen und Herren, es geht weiter mit Ihrer 
Ausblendung der Realität im Bildungsbereich. 
„Hochschulfreiheitsgesetz“: Welche grandiose 
Täuschung! Hat jeder, der möchte, die Freiheit zu 
studieren, 

(Christian Weisbrich [CDU]: Ja, natürlich!) 

wenn er sich dafür gleichzeitig verschulden muss? 
Werden die Hochschulen freier, wenn sie vom 
Land zusätzliche Aufgaben aufgebürdet bekom-
men, dafür aber im Gegenzug weniger Landes-
geld erhalten? Wer hat denn die Gestaltungsfrei-
heit in der Hochschule, wenn ein Hochschulrat 
vom Ministerium inthronisiert wird? Ist es ein Frei-
heitsfortschritt, wenn die studentische Mitbestim-
mung eingeschränkt wird? Ist es Ihr Verständnis 
von Freiheit, wenn die Studierenden zu Kunden 

degradiert und von wesentlichen Entscheidungen 
ausgeschlossen werden? 

Das wäre eine Herausforderung. Da möchten wir 
bald wissen, wie Sie das angehen, wie Sie mit Ih-
rer Hochschulpolitik auf den dann notwendigen 
Anstieg der Studierendenzahlen vorbereiten. Da-
von ist im Moment nicht das Geringste zu erken-
nen, meine Damen und Herren. 

Dritter Punkt. Der Schein ist Subventionsabbau, 
das Sein ist der Status quo. Auch in diesem Jahr 
werden die Subventionsgräber Steinkohle, Land-
wirtschaft und Flugverkehr mit dreistelligen Millio-
nenbeiträgen gefüllt. 

(Ministerpräsident Dr. Jürgen Rüttgers: Wer 
hat das denn gemacht? Das habt ihr doch 
gemacht!) 

Sie wissen, Herr Ministerpräsident, dass wir Grü-
ne Sie bei dem Ziel, dem Ausstieg aus der Stein-
kohlesubvention, politisch unterstützen. Dazu ste-
hen wir auch nach wie vor, weil wir das in der Sa-
che ausdrücklich für richtig halten. 

Ganz bewusst habe ich in der letzten Woche den 
Verlauf der Sitzung des Wirtschaftsausschusses 
persönlich verfolgt. Ich war entsetzt – und bin das 
nach wie vor –, wie schlecht die Landesregierung 
vorbereitet ist, um diesen auch von uns gewollten 
Ausstieg erfolgreich zu meistern. 

(Beifall von den GRÜNEN – Johannes Rem-
mel [GRÜNE]: Grottenschlecht!) 

Sie verhalten sich in hohem Maße fahrlässig. Und 
Sie, Herr Ministerpräsident, scheinen es im Ge-
gensatz zu Frau Merkel nicht für nötig zu halten, 
das zur Chefsache zu machen. Wie Herr Stahl 
sich da einbringt, habe ich außer drei, vier Sätzen 
auch noch nicht wahrgenommen. Ich habe das 
nicht wahrgenommen.  

Es kann nicht gut gehen, wenn Sie das so weiter-
laufen lassen, Herr Ministerpräsident. Das ist ein 
schwerer Fehler. Wir wissen, wie gut sich die So-
zialdemokraten in dieser Frage aufstellen. Wir ha-
ben ein gemeinsames Interesse an einer vernünf-
tigen Regelung.  

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Verrat an den 
Interessen des Landes ist das!) 

Unseres Erachtens kommt es darauf an, den ge-
planten Börsengang der RAG zu konditionieren. 
Der Ausstieg muss festgeschrieben werden. Er 
muss sozialverträglich erfolgen. Die Altlasten und 
die bergbaubedingten Schäden dürfen auch nach 
Auslaufen des aktiven Bergbaus nicht beim Staat 
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hängen bleiben und nicht zulasten der betroffenen 
Bürgerinnen und Bürger gehen.  

Zum Stand der Vorbereitung der Landesregie-
rung: Während die Gegenseite mit aufwendiger 
Medienkampagne und hochkarätigen Ratgebern 
präsent ist und aufrüstet, fehlen der Landesregie-
rung sowohl die für solche Verhandlungen not-
wendigen Grundlagen als auch der erforderliche 
fachliche Beistand. Wenn er uns nicht so lieb und 
teuer wäre, würde ich Ihnen sagen: Sie sollten 
sich öfter mit Herrn Priggen auseinandersetzen, 
damit er Ihnen klarmacht, worauf es ankommt. Er 
war doch der Einzige, der in diesem Ausschuss 
Herrn Müller das Wasser reichen konnte. Das 
muss ich hier einmal in aller Deutlichkeit sagen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Den von uns beantragten Projektausschuss zur 
parlamentarischen Vorbereitung dieser Verhand-
lungen haben Sie zum zweiten Mal abgelehnt. Ich 
verstehe nicht, warum. Sie wollen es offenbar 
nicht so genau wissen. Sie verweigern sich der 
notwendigen akribischen Sacharbeit in diesem 
Thema, die zur Entlastung des Haushalts von 
entscheidender Bedeutung ist.  

Meine Damen und Herren, ich betone es für unse-
re Fraktion noch einmal: Wir sind nicht mehr be-
reit, die organisierte Intransparenz bei der Stein-
kohlefinanzierung zu akzeptieren. Wir wollen im 
Detail wissen, wofür die 600 Millionen €, die NRW 
jährlich für die Steinkohle ausgibt, verwendet wer-
den.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn sie diese Transparenz nicht herstellen, 
dann werden wir das vor Gericht klären, Herr Mi-
nisterpräsident.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es geht einfach um zu viel, als dass wir es zulas-
sen könnten, dass Ihre Regierung bei diesem 
Thema weiter herumdilettiert.  

Vierter Punkt: Der Schein ist ein Sparhaushalt, 
das Sein sind verpasste Konsolidierungschancen. 
Meine Damen und Herren, ohne eine grundlegen-
de Reform des öffentlichen Dienstes, Herr Lins-
sen, ohne diesen Weg werden Sie den Personal-
haushalt nicht in den Griff bekommen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Auch hier hindert Sie Ihre ideologische Verblen-
dung an echten Reformschritten, nämlich der 
Schaffung eines einheitlichen Dienstrechtes für 
alle Beschäftigen im öffentlichen Dienst. Sie hal-

ten krampfhaft am preußischen Beamtenstatus 
fest.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das kann so nicht bleiben. Das ist nicht zeitge-
mäß, und zwar aus mehreren Gründen. Setzen 
Sie sich endlich auf Bundesebene für eine echte 
Reform des öffentlichen Dienstes ein! Die Kon-
zepte liegen auf dem Tisch beziehungsweise in 
den Schubladen der Staatskanzlei. Denn Rot-
Grün hat insoweit mit der Bull-Kommission längst 
die Vorarbeit geleistet. Lassen Sie uns das ge-
meinsam anpacken!  

Jetzt zur Mehrwertsteuererhöhung, einem aus 
meiner Sicht besonders gelungenem Stück. Herr 
Dr. Linssen, wenn Sie von Akrobatik sprechen, 
dann liefert diese Regierung in dieser Frage ein 
besonderes Kunststück. Es tut schon ziemlich 
weh zuzusehen, welchen Spagat Sie da vollzie-
hen. Sie haben diese Steuererhöhung angeblich 
bekämpft, und Sie haben sie nicht gewollt. Bis in 
den Bundesrat hinein haben Sie das dokumen-
tiert. Aber die Mehreinnahmen von 1,4 Milliar-
den € haben Sie frühzeitig eingeplant. Sie haben 
sie eingesteckt und brüsten sich jetzt damit, dass 
Sie die Nettoneuverschuldung mit diesem Geld 
super senken können.  

Herr Linssen, auch in diesem Fall muss ich sa-
gen: Sie reden mit gespaltener Zunge. Das ist 
kein echtes Verdienst Ihrer Regierungspolitik, und 
das grenzt in gewisser Weise an Heuchelei.  

Herr Dr. Rüttgers, die Koordinaten Ihrer Politik 
stimmen vorne und hinten nicht. Nehmen wir die 
Wertedebatte, das bietet sich nach dem Sommer 
mit Blick auf Ihren Koalitionsvertrag wirklich an:  

Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – oder nennen 
wir es Solidarität. Ja, Sie haben Recht: Diese 
grundlegenden Werte unserer demokratischen 
Verfassung vertragen keine Hierarchie. Sie be-
dingen sich. Kein Wert geht ohne die anderen. 
Keiner ist wichtiger als die anderen. Wenn sich 
Schwarz und Grün darüber einig wären, wäre das 
nicht einmal schlimm. Aber, Herr Rüttgers, wenn 
das richtig ist, wenn Sie mir da zustimmen, dann 
zeigen die genannten Beispiele Ihrer real existie-
renden Regierungspolitik, dass das Fundament 
Ihrer Arbeit neu gelegt werden muss. Daran geht 
kein Weg vorbei.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Die Konsequenz aus Ihrer Kritik an den von Ihnen 
so genannten Lebenslügen der Union muss über 
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kurz oder lang in eine Generalrevision Ihrer Re-
gierungspolitik münden.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Entweder stimmt das, was Sie im Sommer ver-
kündet haben, oder es stimmt das, was in Ihrem 
Koalitionsvertrag steht. Aber beides zusammen 
geht nicht. Auf Dauer werden die Leute das mer-
ken, weil sich das, was Sie im Sommer verkündet 
haben, in der praktischen Politik, in dem, was sich 
in der Wirklichkeit der Menschen abspielt, nicht 
wiederfindet.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wenn Sie all das, was Sie uns in den letzten Wo-
chen über die Medien mitgeteilt haben, ernst mei-
nen, hat Herr Kollege Papke, der jetzt auch net-
terweise wieder anwesend ist, Recht: Sie vertre-
ten verbal das Gegenteil der Politik, die Sie mit 
der FDP vereinbart haben. Wenn ich an der Stelle 
der FDP wäre, würde ich mich auch wundern. Mal 
gucken, wie lange das gut geht.  

Meine Damen und Herren, Herr Ministerpräsident! 
Ich schlage vor: Machen Sie einen Schnitt! Ziehen 
Sie diesen Haushalt zurück! Verhandeln Sie den 
Koalitionsvertrag neu! Sie können das gerne 
„Düsseldorfer Signal“ nennen.  

Meine Damen und Herren, kommen wir – fünftens – 
zu Herrn Rüttgers Erkenntnissen in der Finanz- und 
Steuerpolitik: Natürlich war und ist es Unsinn zu be-
haupten, es entstünden 100.000 neue Arbeitsplätze, 
würden wir nur die Steuern senken. – Wenn Sie das 
in den Medien mit der gleichen Grobrhetorik vortra-
gen, mit der die CDU im Chor mit den „FDPisten“ 
das genaue Gegenteil vertreten hat, dann bringt das 
das Denken in unserem Land auch nicht viel weiter.  

Die Reaktion Ihrer Parteifreunde all überall zeigt: 
Die Union scheint insgesamt nicht schlauer zu 
werden. Ich frage mich allerdings auch, wieso Sie 
über die Steuerfrage mit Ihrer Parteivorsitzenden 
überhaupt streiten müssen. Wieso meinen Sie, 
Frau Merkel von einer Steuersenkungspolitik ab-
bringen zu müssen? Da kommen Sie längst zu 
spät, versucht sie als Bundeskanzlerin doch gera-
de – ungeachtet Ihres Zwergenaufstandes – mit 
der größten Steuererhöhung in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland zu beweisen,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

dass offenbar die Gleichung „hohe Steuern gleich 
zusätzliche Arbeitsplätze“ aufgeht,  

(Beifall von den GRÜNEN) 

was natürlich auch Blödsinn ist und gefährlich o-
bendrein, meine Damen und Herren.  

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Denn es kommt doch immer darauf an, in wel-
chem gesamtwirtschaftlichen Rahmen die Steuern 
erhoben werden. Zu einer vernünftigen Analyse 
dieses Zusammenhangs scheint zumindest die 
CDU im Moment nicht in der Lage zu sein.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es geht doch darum, wie hoch die Belastung der 
Unternehmen insgesamt ist. Sie ist im Vergleich 
ziemlich hoch, wenn auch längst nicht mehr so 
hoch wie zum Ende der Ära Kohl. Es geht doch 
darum, wie hoch die Kosten der Arbeit sind. Sie 
sind immer noch zu hoch. Nur arbeitet die Bun-
desregierung im Moment kräftig daran – Beispiel 
Gesundheitsreform –, sie noch weiter nach oben 
zu treiben. Und es geht darum, wie qualifiziert die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind, und zwar 
von der Hilfskraft bis zum Management. Und da 
wird es eher schlechter als besser.  

Vor allem aber geht es darum, meine Damen und 
Herren, ob wir eine Unternehmenskultur haben – 
und das gilt im Übrigen genauso für Parteien und 
den öffentlichen Dienst –, in der sich die Unter-
nehmen als lernende Organisationen verstehen, 
die ihre technische und organisatorische Innovati-
onsfähigkeit zum zentralen strategischen Instru-
ment entwickeln. Andere europäische Länder sind 
diesbezüglich mit einer ganz anderen Philosophie 
sehr viel weiter als wir. 

Herr Ministerpräsident, links reden, rechts regie-
ren – damit werden Sie einen schweren Crash 
verursachen. Schon jetzt ist absehbar, wer die 
Opfer sind: die, die keine Knautschzone haben.  

Es sind Eltern, die gerne arbeiten würden, aber es 
nicht können, weil die Voraussetzungen fehlen. 
Es sind Kinder, denen schon mit neun Jahren ge-
sagt wird: „Du gehörst in die Schublade mit der 
Aufschrift ‚keine Chance’“. Es sind Jugendliche, 
die keine Lehrstelle finden. Es sind junge Erwach-
sene, die studieren möchten, es sich aber nicht 
leisten können. Es sind Mütter, die zurück in den 
Beruf möchten, aber dabei keine Unterstützung 
erfahren. Es sind mittelständische Unternehmen, 
die zunehmend Probleme haben, qualifizierte 
Nachwuchs- und Fachkräfte zu finden. Und es 
sind die Städte und Gemeinden, die schon jetzt 
nicht mehr ein und aus wissen und sich für den 
Vollzug Ihrer unsozialen Politik vor Ort auch noch 
verantworten müssen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Und warum ist das alles so, meine Damen und 
Herren? – Weil Schwarz-Gelb ideologisch ver-
blendet in Konzepten aus dem vergangenen 
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Jahrhundert verharrt, anstatt sich endlich den 
Problemen und Chancen unseres Landes sachge-
recht, vorurteilsfrei und zukunftsorientiert zu stel-
len. Herr Ministerpräsident, mit diesem Weg ver-
spielen Sie die Zukunft unseres Landes. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Löhrmann. – Als nächster Redner 
hat für die Fraktion der FDP ihr Fraktionsvorsit-
zender, Herr Dr. Papke, das Wort. 

Dr. Gerhard Papke (FDP): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Der Entwurf des Landeshaushalts für 
2007, den der Finanzminister heute dem Parla-
ment vorgelegt hat, steht unter der Überschrift 
„Konzentration auf Zukunftsaufgaben“. Zukunfts-
aufgaben sind für die Koalition der Erneuerung 
Investitionen in Kinder und Jugend, in ein erneu-
ertes Schul- und Bildungssystem, in Forschung 
und Innovation, in die Förderung der kleinen und 
mittelgroßen Unternehmen in unserem Land. 

Ich danke der Landesregierung und insbesondere 
dem Finanzminister im Namen meiner Fraktion zu 
Beginn meiner Ausführungen sehr herzlich dafür, 
dass es der Landesregierung und insbesondere 
dem Finanzminister gelungen ist, diese politi-
schen Schwerpunkte unserer Arbeit im Entwurf 
des Landeshaushalts 2007 sichtbar zu machen. 
Das ist ein hartes Stück Arbeit gewesen. Dieser 
Haushaltsentwurf fügt sich in die politische 
Schwerpunktsetzung der Koalition der Erneue-
rung wie auch in den konsequenten Kurs zur Sa-
nierung der zerrütteten Landesfinanzen, wie wir 
sie vorgefunden und von Rot-Grün übernommen 
haben, ein. Wir werden über Einzelheiten noch zu 
beraten haben; das ist überhaupt keine Frage und 
nicht ungewöhnlich, sondern der normale parla-
mentarische Ablauf. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Sie glauben doch 
selber nicht, was Sie da sagen!) 

Dafür gebührt Ihnen, Herr Linssen, der herzliche 
Dank der FDP-Fraktion im Landtag Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von der FDP) 

Dieser Konsolidierungskurs ist ohne Alternative, 
und die Datenreihe seit Übernahme unserer Re-
gierungsverantwortung belegt, dass wir vorange-
kommen sind.  

Wir sind gestartet bei einer Nettokreditaufnahme 
von 6,7 Milliarden € im Jahr 2005 – 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Weil Sie 2 Milliarden 
draufgepackt haben!) 

eine Nettoneuverschuldung, die noch auf das 
Konto der abgewählten Vorgängerregierung ging. 
Die neue Landesregierung hat die Neuverschul-
dung schon im Haushalt 2006 auf 5,6 Milliarden € 
drücken können. Jetzt – in 2007 – ist eine Netto-
kreditaufnahme in Höhe von 4,35 Milliarden € ge-
plant. 

Wir sind leider noch weit entfernt von unseren Zie-
len, zunächst einmal wieder die Verfassungsgren-
ze einzuhalten und dann – und das muss das ei-
gentliche strategische Ziel dieser Koalition sein – 
mittelfristig so schnell wie möglich zu einem aus-
geglichenen Haushalt zu kommen. Das, was Bay-
ern geschafft hat, werden wir auch schaffen. Aber 
angesichts dieses gigantischen Schuldenbergs, 
den wir von der abgewählten rot-grünen Vorgän-
gerregierung übernommen haben, dauert es eben 
etwas länger. 

Dennoch, Herr Finanzminister, meine Damen und 
Herren: Der Konsolidierungspfad ist erkennbar, 
und wir, die FDP-Fraktion, werden Sie, Herr Fi-
nanzminister, auf diesem Weg ohne Wenn und 
Aber unterstützen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ginge es nach der SPD, dann würden jetzt ange-
sichts sprudelnder und üppig fließender Steuer-
einnahmen gleich wieder Überlegungen zu Kon-
junkturprogrammen angestellt. Ich finde sehr be-
merkenswert, was man in diesen Tagen von Mün-
tefering hört. Er hat vorgeschlagen, Bund, Länder 
und Kommunen sollten sich schnell an einem 
runden Tisch zusammensetzen, um gemeinsam 
darüber nachzudenken, wie man der Konjunktur 
durch gezielte staatliche Investitionsanreize noch 
etwas mehr auf die Sprünge helfen könnte. Ich 
sage hier in aller Klarheit: Diese Veranstaltung 
wird ohne uns stattfinden. 

Es ist in diesem Sommer viel über Lebenslügen 
diskutiert worden, meine Damen und Herren. Es 
gehört zu den Lebenslügen der deutschen Sozial-
demokratie, zu meinen, dass man mit einer ex-
pansiven Ausgabenpolitik die Konjunktur ankur-
beln kann. Wenn das Strohfeuer ausgebrannt ist, 
bleiben am Ende nur Asche und ein höherer 
Schuldenberg über. Positive Ansätze für die wirt-
schaftliche Entwicklung lassen sich daraus über-
haupt nicht gewinnen. 

(Beifall von der FDP) 

Wir sehen das ja an Nordrehein-Westfalen: Am En-
de einer solchen Politik war Nordrhein-Westfalen 
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Spitzenreiter bei der Verschuldung und Schlusslicht 
bei Wachstum und Beschäftigung. 

(Ralf Witzel [FDP]: Und bei Bildung!) 

Jetzt noch einige Bemerkungen zu dem, was von 
Frau Kollegin Kraft konkret zum Haushalt vorge-
tragen worden ist. Auch Frau Kollegin Walsken 
hat sich in den letzten Tagen in einer bemerkens-
werten Art und Weise dazu geäußert. Da lese ich 
von der Kollegin Walsken die Aussage, dass nach 
ihren Berechnungen das Steuerplus im kommen-
den Jahr um mindestens 360 Millionen € über 
dem Etatansatz liegen werde und – jetzt kommt 
es – dass es mittlerweile System habe, dass die 
Steuereinnahmen höher lägen, als bei den Schät-
zungen der Landesregierung angegeben. 

(Helmut Stahl [CDU]: Unglaublich!)  

Dazu kann ich Ihnen nur sagen: Das ist ein gutes 
System. 

(Beifall von der FDP) 

Bei Ihrem System dagegen lagen die tatsächli-
chen Steuereinnahmen immer deutlich unter den 
prognostizierten Einnahmen: 

(Beifall von FDP und CDU) 

um 10 Milliarden € allein im Zeitraum 2001 bis 
2005. – Ein Hoch auf das neue System des Fi-
nanzministers, 

(Beifall von FDP und CDU) 

bei dem es wahrlich nichts zu beklagen gibt. 

Unter den vielen Bonmots, die Sie heute wieder 
gesetzt haben, Frau Kollegin Kraft – ich konnte 
gar nicht so schnell mitschreiben –, ist das be-
merkenswerteste vielleicht die Aussage, der Fi-
nanzminister sei kein ehrbarer Kaufmann. Mit 
welcher Chuzpe treten Sie eigentlich auf? Sie wa-
ren doch selber als Kabinettsmitglied über Jahre 
Teil dieses Systems von Bankrotteuren, die die-
ses Land an den Rand der Zahlungsunfähigkeit 
getrieben haben, 

(Beifall von FDP und CDU) 

und dann werfen Sie dem Finanzminister allen 
Ernstes vor, er sei kein ehrbarer Kaufmann? Das 
ist an Dreistigkeit nicht zu übertreffen. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

– Herr Kollege Sagel, reden Sie nicht schon wie-
der über Dinge, von denen Sie bekanntermaßen 
überhaupt keine Ahnung haben! 

(Beifall von FDP und CDU) 

Es ist Aufgabe der Koalitionsfraktionen, sich im 
Rahmen einer solchen Generaldebatte mit dem 
auseinanderzusetzen, was die Opposition hier so 
geboten hat. Als ich Ihnen zugehört habe, Frau 
Kollegin Kraft, fiel mir eine Beschreibung ein – ich 
habe sie aus meinen Unterlagen gleich herausge-
zogen –, die vor wenigen Wochen im „Spiegel“ zu 
lesen war. Bei allem Respekt will ich Ihnen diese 
drei Sätze nicht ersparen, weil Sie sie auch heute 
in Ihrer Rede bestätigt haben. Das Nachrichten-
magazin „Der Spiegel“ hat vor kurzem geschrie-
ben: 

„Kraft gilt als eine Art Krawalloppositionelle, die 
Rüttgers im Landtag laut und frech Paroli bietet, 
meist allerdings, ohne eigene Ideen zu präsen-
tieren, wie sich beispielsweise der Landes-
haushalt sanieren lässt.“ 

Diese Charakterisierung haben Sie heute auf den 
Punkt bestätigt. 

(Beifall von der FDP) 

Sie haben Krawall gemacht, Sie waren laut, Sie 
waren frech, und Sie haben keine eigenen Ideen 
vorgetragen, wie man den Landeshaushalt sanie-
ren kann. All diese Elemente haben Sie überzeu-
gend bestätigt. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ich will einiges kurz beleuchten: Dass Sie der 
neuen Landesregierung eine schlechte Lehrerver-
sorgung vorgeworfen haben, ist doch wohl ein 
Stück aus dem Tollhaus. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Sie haben Jahrzehnte die Verantwortung getra-
gen, sind dieser Verantwortung nicht gerecht ge-
worden, und deshalb haben die Wählerinnen und 
Wähler Sie aus dem Amt gejagt, Frau Kollegin 
Kraft, Sie und Ihre gesamte tolle rot-grüne Trup-
pe. Und gerade Sie werfen der neuen Landesre-
gierung vor, sie versagte bei der Herausforde-
rung, genügend Lehrer bereitzustellen! 

(Helga Gießelmann [SPD]: Bei der Einhal-
tung der eigenen Versprechungen! – Rüdiger 
Sagel [GRÜNE]: Richtig!) 

Sie haben auch die 500 kw-Vermerke themati-
siert. Das waren bei Ihnen noch 2.000. 

(Beifall von der FDP) 

1.500 haben wir aufgehoben, Frau Kollegin Kraft. 
Wenn Sie an der Regierung geblieben wären, was 
der liebe Gott und die Wählerinnen und Wähler 
verhütet haben, gäbe es jetzt nicht 500 kw-
Vermerke, sondern 2.000. Das ist die Wahrheit. 
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Das wissen Sie auch. Sie erzählen ganz bewusst 
die Unwahrheit. Das lassen wir Ihnen nicht durch-
gehen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Das gilt auch für Ihren Running Gag mit dem bei-
tragsfreien Kindergartenjahr. Bei früherer Gele-
genheit hatte ich Ihnen schon einmal aus den Pro-
tokollen des Landtags Nordrhein-Westfalen vorge-
lesen, wie sich Ihre Fraktion als damalige Koaliti-
onsfraktion eingebracht hat, als die Freien Demo-
kraten das letztmalig vor zwei Jahren im Landtag 
Nordrhein-Westfalen beantragt haben. Diesen An-
trag haben Sie mit Pauken und Trompeten vom 
Tisch gewischt und gesagt: undenkbar, unfinan-
zierbar. So sind Sie mit unserem Antrag umge-
gangen. Sie haben es selber nicht geschafft. Sie 
haben es seit Jahrzehnten in Ihre Parteiprogram-
me geschrieben, verwirklicht haben Sie es nie. Als 
wir mit der Vorlage gekommen sind, haben Sie es 
abgelehnt, und jetzt kommen Sie mit dieser For-
derung. Liebe Frau Kollegin Kraft, das ist doch 
keine seriöse Politik, die Sie betreiben. Sie kön-
nen den Menschen kein X für ein U vormachen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Wenn Sie es gefor-
dert haben, warum setzen Sie es nicht um?) 

– Wir müssen erst einmal die Verheerungen in 
den Landesfinanzen bereinigen, die Sie uns hin-
terlassen haben, Frau Kollegin Kraft. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Deshalb können wir das jetzt nicht machen, ob-
wohl wir es gerne tun würden. Wir haben 
113 Milliarden € Schulden. Sollen wir Ihnen die 
Eckdaten noch einmal vorbeten? Sobald wir das 
in den Griff bekommen haben – dazu werden wir 
noch ein paar Jahre brauchen –, werden wir uns 
mit dieser Debatte auseinandersetzen. Das ist 
doch gar keine Frage. 

(Beifall von der FDP) 

Vorher werden wir Ihren Genossen in Berlin sa-
gen – Herr Stahl hat voll und ganz Recht –: Wir 
werden nicht zulassen, dass dort Sozialdemokra-
ten in einem Volksfrontbündnis mit dem Verspre-
chen, alle Kindergartenjahre beitragsfrei zu stel-
len, Wahlkampf machen, und wir finanzieren das 
Ganze. Das ist auch ein Stück aus dem Tollhaus. 

(Beifall von der FDP) 

Dazu hätte ich von Ihnen eine klare Ansage er-
wartet. Das wäre ein echter Beitrag von Ihnen für 
den laufenden Wahlkampf in Berlin, um im Berli-
ner Wahlkampf Wahrheit und Klarheit zum Durch-

bruch zu verhelfen. Frau Kraft, wir sponsern Ihnen 
sogar noch das Flugticket nach Berlin.  

(Beifall von der FDP) 

Da können Sie auftreten, um die Stimme und die 
Interessen Nordrhein-Westfalens wirklich zur Gel-
tung zu bringen. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Machen Sie das 
einmal bei der Mehrwertsteuererhöhung!) 

Noch etwas zur Schulpolitik: Das war einfach 
nicht zu toppen,  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Schwätzer!) 

dass Sie die bildungspolitischen Ergebnisse die-
ser Koalition beklagen. 

(Hannelore Kraft [SPD] steht von ihrem Platz 
auf und geht die ersten Stufen hinauf.) 

– Frau Kraft, laufen Sie nicht davon, ich bin noch 
nicht ganz fertig! 

(Hannelore Kraft [SPD] setzt sich auf einen 
der Plätze an der Wand des Plenums.) 

Wir haben in diesen Tagen den Bildungsmonitor 
2006 mit dem neuesten Ranking der Bildungssys-
teme der deutschen Bundesländer in 2006, aber 
auf der Datenbasis 2004, frisch auf den Tisch be-
kommen. Wissen Sie, wo Nordrhein-Westfalen 
steht? Auf Platz 16 bei 16 Bundesländern. Das ist 
Ihre bildungspolitische Abschlussbilanz. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Ein Jahr vorher waren sie wenigstens noch Dritt-
letzter und zwei Jahre vorher noch Fünftletzter. 
Daran kann man eine Entwicklung ablesen. Sie 
haben die Schul- und Bildungspolitik in diesem 
Land voll vor die Wand gefahren 

(Beifall von FDP und CDU) 

und entblöden sich nicht, das der neuen Koalition 
vorzutragen. Das ist abenteuerlich.  

Und jetzt will ich Ihnen mal etwas sagen, meine 
Damen und Herren von der Sozialdemokratie, 
soweit Sie der Debatte noch lauschen: Ich habe 
vor gut zwei Wochen mit großem Interesse das 
bemerkenswerte Interview von Wolfgang Clement 
im „Kölner Stadt-Anzeiger“ gelesen. 

(Lachen von Minister Dr. Helmut Linssen) 

Weil es so eingängig ist, darf ich mit Genehmi-
gung der Präsidentin einige wenige Sätze zitieren. 
Frau Kraft, hören Sie wirklich gut zu; Wolfgang 
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Clement hat Ihnen und Ihrer Partei viel mitzutei-
len. 

(Lachen von der FDP) 

Auf die Frage des „Kölner Stadt-Anzeigers“, wie 
sozialdemokratische Politik der Zukunft aussehen 
muss, antwortet Wolfgang Clement: 

„Wenn man das Soziale betont, liegt hierin 
auch das Risiko, in dem sich die SPD – in 
Nordrhein-Westfalen wie bundesweit – zurzeit 
befindet. In Wahrheit schaffen nur Ökonomie 
und eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik die Vor-
aussetzungen für eine erfolgreiche Sozialpoli-
tik.“  

(Minister Dr. Helmut Linssen: Das ist eine 
Binsenweisheit!) 

„Das heißt auch, dass man Veränderungen der 
Sozialpolitik in Kauf nehmen muss. Hier gibt die 
Sozialdemokratie heute noch nicht die Antwor-
ten, die man braucht.“ 

„Welche sind das?“, fragt der Journalist weiter. 

„Zum Beispiel die Verabschiedung von dieser 
doch tief sitzenden Staatsgläubigkeit und Regu-
lierungswut, die weder gerechtfertigt sind noch 
Erfolg versprechen.“  

(Dietmar Brockes [FDP]: Aha!) 

„Stattdessen eine stärkere Betonung von Ei-
genverantwortung.“ 

Wolfgang Clement weiter: 

„Womit ich mich auch beschäftige – ich lande 
immer wieder an diesem Punkt: Wir trauen dem 
Einzelnen weniger zu, als wir sollten.“ 

(Beifall von FDP und CDU) 

Das sollten sich die Sozialdemokraten in diesem 
Haus ins Stammbuch schreiben lassen. 

Als ich das in all dieser herrlichen Klarheit gelesen 
habe, war meine erste Reaktion: Jetzt müssen wir 
Wolfgang Clement endlich einen Aufnahmeantrag 
in die Freie Demokratische Partei schicken. 

(Lachen von der SPD) 

Nachdem ich Ihre Rede gehört habe, Frau Kraft, 
weiß ich, dass das nur die zweitbeste Idee wäre. 
Wolfgang Clement wird bei Ihnen viel nötiger ge-
braucht als bei uns. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Er muss erkennbar noch wichtige Überzeugungs-
arbeit leisten. 

(Dietmar Brockes [FDP]: Das hat er ja schon 
einmal gemacht!) 

Auch das wirft ein Schlaglicht auf den Zustand der 
SPD in Nordrhein-Westfalen, meine Damen und 
Herren: Ein Mann wie Wolfgang Clement, der als 
Politiker am Ende einer langen politischen Lauf-
bahn vor der Rente steht, hat erkennbar noch 
mehr Erneuerungswillen als die restliche Sozial-
demokratische Partei Deutschlands in ganz Nord-
rhein-Westfalen. Wolfgang Clement alleine! 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Hören Sie gut 
zu, Herr Jäger!) 

Das wirft ein bezeichnendes Licht auf den Zu-
stand der Sozialdemokratie. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Kraft hat vor einiger Zeit erklärt, sie wolle 
sich jetzt an Jürgen Klinsmann orientieren. Wir 
sollten von Jürgen Klinsmann lernen:  

(Christian Lindner [FDP]: Will auf Platz drei 
und dann ab nach Florida!) 

„Er war sehr umstritten, hat sich durchgesetzt und 
war am Ende der strahlende Held.“ 

Ich finde, Sie haben einen sehr bemerkenswerten 
Vergleich gewählt. Liebe Frau Kollegin Kraft: Was 
möchten Sie uns denn damit sagen? Meinen Sie 
etwa, dass Sie die Menschen eines Tages genau-
so begeistern werden wie Jürgen Klinsmann? 
Oder möchten Sie uns sagen, dass Ihnen eigent-
lich niemand die Erneuerung der NRW-SPD zu-
traut? Oder gehen Sie davon aus, dass Sie eine 
ähnlich lange Amtszeit haben werden? Das lässt 
unterschiedliche Interpretationen zu. 

(Ralf Jäger [SPD]: Herr Papke, machen Sie 
sich doch keine Sorgen um uns! Machen Sie 
sich lieber Sorgen um sich selbst! – Beifall 
von der SPD) 

Fragen über Fragen, die Sie beantworten müs-
sen. Eines will ich aber noch hinzufügen: Ihre Re-
de hat mich weniger an Jürgen Klinsmann als 
vielmehr an Mario Basler erinnert. 

(Beifall von FDP und CDU – Ralf Jäger 
[SPD]: Können Sie den Witz noch einmal er-
klären, Herr Papke? Den habe selbst ich 
nicht verstanden!) 

– Das erkläre ich Ihnen hinterher, Herr Kollege, 
okay? Das hat etwas mit der argumentativen 
Stärke des Herrn Mario Basler zu tun. Das ist kein 
Problem; die Zeit nehme ich mir gerne. 

Meine Damen und Herren, in dieser Debatte ist 
eines wieder deutlich geworden: Um die nord-
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rhein-westfälische SPD ist es dramatisch bestellt. 
Das muss uns im Rahmen einer solchen Gene-
raldebatte über die Politik in Nordrhein-Westfalen 
natürlich beschäftigen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Ah! Dann erzählen 
Sie mal!) 

– Das muss uns in der Tat beschäftigen, Frau Kol-
legin Walsken. 

Wir haben vor wenigen Tagen den 60. Geburtstag 
Nordrhein-Westfalens gefeiert. Es muss uns bei 
einer solchen Debatte umtreiben, dass sich eine 
Partei wie die SPD, die dieses Land über viele 
Jahre entscheidend mitgeprägt hat, in einem der-
art desolaten Zustand befindet, wie das derzeit 
der Fall ist. 

(Thomas Kutschaty [SPD]: Mir kommen die 
Tränen!) 

Das kann kein guter Zustand für ein wettbewerbli-
ches Miteinander, für einen demokratischen Dis-
kurs hier im Landtag Nordrhein-Westfalen und für 
einen Wettbewerb um die beste Lösung sein. 
Darüber müssen wir hier gemeinsam sprechen. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren von der SPD, das Di-
lemma ist doch in Wahrheit, dass Sie Ihren 
Machtverlust bis heute gar nicht wirklich wahrha-
ben wollen. Sie haben es vor der Wahl nicht für 
möglich gehalten, dass Sie abgewählt werden. 
Dass Sie davongejagt worden sind, haben Sie bis 
zum heutigen Tag noch gar nicht richtig verinner-
licht. 

(Gisela Walsken [SPD]: Sie haben noch gar 
nicht verstanden, dass Sie in der Opposition 
sind, Herr Kollege!) 

Wenn ich von Ihnen, Herr Kollege Jäger, lese – 
ich zitiere ein weiteres Mal –: „Wir sind die Regie-
rung im Wartestand.“, dann muss die Frage er-
laubt sein: Was diskutieren Sie eigentlich in Ihrer 
Fraktion? Halten Sie sich wirklich für regierungs-
fähig? 

(Lachen von der FDP) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen: Ich finde es 
schon bemerkenswert, dass so ein Altgenosse 
wie Axel Hoffmann … 

Ein Altgenosse wie Axel Hoffmann sage ich. 

(Heiterkeit von der FDP) 

– Ich meinte Axel Horstmann. Axel Hoffmann ist 
alles andere als ein Altgenosse. 

Ein Altgenosse wie Axel Horstmann ist der einzi-
ge, der den Mut aufbringt, diese Diskussion we-
nigstens einmal anzureißen. Ausgerechnet Axel 
Horstmann! 

(Gisela Walsken [SPD]: Wahnsinn! Irre! Axel 
Horstmann!) 

Das wäre doch die Aufgabe von Herrn Dieckmann 
gewesen. Apropos: Wo ist denn eigentlich Herr 
Dieckmann als Landesvorsitzender der SPD bei 
einer solchen Debatte? 

(Gisela Walsken [SPD]: Der kann nicht er-
tragen, was Sie hier machen!) 

Sitzt der in Ihrer Landesgeschäftsstelle und heftet 
Belege ab, oder was macht er eigentlich, wenn 
hier über die Politik Nordrhein-Westfalens debat-
tiert wird? 

(Beifall von FDP und CDU – Rüdiger Sagel 
[GRÜNE]: Der ist krank!) 

– Wenn er krank ist, dann ist das etwas anderes. 

Der Punkt ist aber, Frau Kraft – regen Sie sich bit-
te nicht so künstlich auf; 

(Gisela Walsken [SPD]: Das ist doch Ihr 
Problem! Frau Präsidentin, schalten Sie das 
Mikrofon ab!) 

Sie haben doch den Anspruch, Oppositionsführe-
rin zu sein –: 

(Hannelore Kraft [SPD]: Unverschämt ist 
das!) 

Auch von Ihnen hätte ein solcher Beitrag wie der 
des Kollegen Horstmann kommen müssen. Herr 
Horstmann hat in seinem Papier geschrieben – 
hören Sie zu, ich habe Ihnen ja auch gelauscht –: 

(Ralf Jäger [SPD]: Sie haben aber nichts ge-
lernt! Das ist das Problem!) 

„Um mit dem Erneuerungsbedarf ernst zu ma-
chen, ist vier Jahre vor der nächsten Land-
tagswahl der richtige Zeitpunkt gekommen.“ 

Dieser Zeitpunkt ist eigentlich jetzt schon verstri-
chen; es sind keine vier Jahre mehr bis zur nächs-
ten Landtagswahl. Und wir haben von Ihnen noch 
nichts gehört. 

Dass ein Mann wie Peer Steinbrück sagt, die 
NRW-SPD dürfe sich nicht weiter in alten Erinne-
rungen verlieren wie alte Männer, die Kriegserin-
nerungen austauschen, kommt auch nicht von 
ungefähr.  

Meine Damen und Herren, die bemerkenswerte 
Forsa-Umfrage kurz vor der Sommerpause hat 
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wirklich gezeigt, wo die SPD steht. Das müssen 
wir thematisieren. Die SPD, Herr Kollege Jäger, 
ist keine Regierung im Wartestand, sondern die 
SPD ist den Menschen völlig unbekannt. Das ist 
derzeitige Realität. 

(Beifall von der FDP) 

Damit sollten Sie sich auseinandersetzen. 83 % 
der Bürger in Nordrhein-Westfalen, im Stammland 
der deutschen Sozialdemokratie, kennen keinen 
einzigen sozialdemokratischen Landespolitiker.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Wer kennt Sie 
denn?) 

Noch bemerkenswerter ist die zweite Zahl: 95 % 
der Arbeiter in Nordrhein-Westfalen sind die Spit-
zengenossen hier völlig unbekannt. Die SPD in 
Nordrhein-Westfalen war einmal die Partei der 
kleinen Leute. Inzwischen sind Sie den kleinen 
Leuten unbekannt und egal. Das ist kein Zufall, 
sondern das Resultat der Enttäuschung über Ihre 
verfehlte Politik hier in Nordrhein-Westfalen.  

Frau Kollegin Kraft, Sie können sich heute von Ih-
rer Fraktion noch so bejubeln und beklatschen 
lassen; das ist nichts anderes als Pfeifen im Wal-
de. Noch vor wenigen Tagen schreibt die „WAZ“, 
eine Zeitung, die in der Vergangenheit nicht da-
durch aufgefallen ist, dass sie die Sozialdemokra-
ten brutal ins Visier genommen hat:  

„Der einst mächtigste Arm der Sozialdemokra-
tie, die NRW-SPD, ist ein Sanierungsfall, inhalt-
lich ausgebrannt, intellektuell ausgedünnt, per-
sonell ausgezehrt.“ 

Die „WAZ“ schreibt weiter: 

„Die SPD wurde abgewählt, weil die Bürger 
Personen und Politik satt hatten, den Filz, das 
Postengeschachere, das realitätsferne Par-
teisprech der Dauerfunktionäre. Am Ende 
wusste niemand mehr, wofür die SPD eigent-
lich steht.“ 

Damit sollten Sie sich auseinandersetzen, Frau 
Kollegin Kraft und meine Damen und Herren von 
der Opposition.  

Ihr Beitrag auch in der heutigen Debatte hat es 
deutlich gemacht: Der viel beschworene Neuan-
fang der SPD ist gescheitert. Die einst so stolze 
SPD agiert heute unter Ausschluss der Öffentlich-
keit. Sie taumeln programmatisch orientierungslos 
durch die Lande. Herr Kollege Dieckmann hat an-
gekündigt, er werde die SPD als neue, moderne 
Volkspartei aufstellen. Wir warten darauf.  

Ich will an einer Stelle noch einmal beleuchten, 
wie die Programmdebatte bei Ihnen abläuft. 

(Gisela Walsken [SPD]: Das brauchen Sie 
nicht! Sie können die Taschenlampe aus-
knipsen!) 

Seit 16 Monaten kündigen Sie Ihre neuen schul-
politischen Konzepte an, Frau Kollegin Walsken. 
Mit dem Triumvirat Kraft/Dieckmann/Schäfer sind 
Sie vor die Landespressekonferenz marschiert 
und haben gesagt, das werde jetzt noch ein Jahr 
dauern. Die Verzögerungstaktik, die Sie vollzie-
hen, führt sogar schon bei Ihrer eigenen Parteiba-
sis erkennbar zu größerem Unmut. Sie brauchen 
bis 2007, um den Menschen klar benennen zu 
können, wofür die SPD in der Schulpolitik dieses 
Landes steht? Sie brauchen dafür mindestens vol-
le zwei Jahre? – Frau Kollegin Kraft, ist das Ihr 
Beitrag zur Erneuerung dieses Landes? Da ist ja 
gar nichts erkennbar! 

Auch heute habe ich wieder vergebens darauf 
gewartet, dass Sie in den inhaltlichen Schwer-
punkten der Landespolitik auch nur einen einzigen 
konstruktiven Beitrag bringen. Das haben Sie 
nicht getan. Die SPD „marschiert“ bei ihrer pro-
grammatischen Erneuerung mit dem Tempo einer 
griechischen Landschildkröte – das ist fast schon 
eine Übertreibung – voran. 

Das stelle ich nur fest, obwohl ich sagen könnte: 
Meine Damen und Herren, wir freuen uns dar-
über, wenn die Opposition so schwach ist, weil 
dann der Regierung alles leicht und in den Schoß 
fällt. 

Das sehe ich aber kritischer: Zum einen müssen 
Sie nämlich endlich Ihrer Rolle als Opposition ge-
recht werden, damit wir einen intensiven Aus-
tausch über den besten Weg für die Zukunft des 
Landes haben und Sie nicht nur Ihre Plakate ins 
Schaufenster kleben, wie Sie das heute wieder 
gemacht haben. Zum anderen haben wir – da 
wird mir der Kollege Stahl zustimmen – als Koali-
tionsfraktionen ein Interesse daran, dass auch 
unsere Regierung aus dem Landtag heraus Ideen 
präsentiert bekommt, die sich aufzunehmen loh-
nen, und einen Veränderungsdruck des Parla-
mentes in ihre Arbeit aufnehmen kann. Von Ihnen 
kommt an der Stelle leider überhaupt nichts. Herr 
Kollege Stahl, dann müssen wir das mit den Koali-
tionsfraktionen selber machen. Das tun wir ja 
auch gerne. 

(Zustimmung von Helmut Stahl [CDU]) 

Aber der Totalausfall der Opposition, den Sie hier 
und heute noch einmal deutlich gemacht haben, 
ist nicht im Interesse des Landes. In letzter Kon-
sequenz ist er auch nicht im Interesse der Koaliti-
on. Wir sind gerade als Freie Demokraten die 
Kraft des Wettbewerbs. Wir fordern Sie auf, end-
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lich in den Wettbewerb mit uns einzutreten und 
selbst Ideen zu präsentieren. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Kollegin Kraft, dann schaue ich mir einmal 
an, wie Sie sich aufstellen. Zum 1. Dezember ha-
ben wir vor, die Ladenöffnungszeiten in Nord-
rhein-Westfalen freizugeben. Das ist nichts Neu-
es, sondern wir haben es in der Koalitionsverein-
barung stehen. Es war klar: Sobald die Fördera-
lismusreform umgesetzt wird, werden wir daran-
gehen. An der Stelle ziehen Sie nicht mit, sondern 
kommen mit Uraltargumenten aus der marxisti-
schen Mottenkiste und sagen, damit würde der 
Eiseshauch des Kapitalismus durch Nordrhein-
Westfalen ziehen: „Die Regierung Rüttgers zeigt 
ihr wahres Gesicht.“ Das ist ein Vokabular, wie 
man es eigentlich nur noch von Juso-
Bundeskongressen kennt. Damit flankieren Sie 
einen Liberalisierungsprozess, auf den die Men-
schen in Nordrhein-Westfalen seit vielen Jahren 
warten. Die freuen sich darauf, in Zukunft dann 
einkaufen gehen zu können, wenn sie Lust dazu 
haben und der Einzelhandel ihnen Angebote 
macht.  

(Beifall von der FDP) 

Sie wollen sich nicht davon reglementieren las-
sen, wann sozialdemokratische Parteifunktionäre 
meinen den Menschen vorschreiben zu können, 
wann sie es dürfen. Das ist der grundlegende 
Perspektivwechsel in der Landespolitik, meine 
Damen und Herren. In der Tat, Frau Kraft: mehr 
Freiheit für Nordrhein-Westfalen. – Und da mau-
ern Sie sich ein. Das ist arg wenig. 

Das machen Sie leider auch beim Thema „Stein-
kohle“. Dort ist Ihre Betonabwehr ebenso stabil 
wie beim Thema Ladenschluss. In der vorletzten 
Woche waren Sie in der Zeche Walsum zu Gast. 
Es sind eindrucksvolle Bilder entstanden: Steiger-
helm auf dem Kopf, rußgeschwärztes Gesicht: 
„Ich heiße zwar nicht Barbara, habe aber ein gro-
ßes Herz für den Bergbau!“ – Darüber könnte 
man sich ja amüsieren, wenn es nicht so tragisch 
wäre, welche rückwärtsgerichtete Position Sie 
auch in der Zukunft des Steinkohlebergbaus ein-
nehmen, Frau Kraft und meine Damen und Her-
ren von der Opposition.  

Die 3.150 Auszubildenden im RAG-Gesamtkonzern 
erwarten auch von der Landespolitik eine klare An-
sage, wie ihre Zukunftsperspektive aussehen kann. 
Deren Zukunftsperspektive wird eben nicht mehr 
sein, weiter über Jahre und Jahrzehnte im Steinkoh-
lenbergbau arbeiten zu können. Verantwortliche Po-
litik nimmt diese Sorgen ernst und bemüht sich, 

Rahmenbedingungen zu schaffen, die Jobs gerade 
für diese jungen Leute bereitstellen. 

(Beifall von der FDP) 

Frau Kraft, stattdessen gibt es Solidaritätsadres-
sen mit der RAG und der DSK.  

Noch eins will ich hinzufügen: Eigentlich hätte ich 
erwartet, dass Sie die FDP in ihrem Vorstoß un-
terstützt hätten, die RAG im Zuge des Ausstiegs-
prozesses aus dem subventionierten Steinkoh-
lenbergbau natürlich auch als Unternehmen stär-
ker in die Pflicht zu nehmen. Ich kann mich noch 
an zahlreiche Beiträge im Plenum auch aus den 
Reihen der SPD im Zuge dieser sogenannten 
Heuschreckendebatte erinnern. Sie haben sehr 
gezielt und mit dem erkennbaren Versuch, alte 
antimarktwirtschaftliche Ressentiments zu bedie-
nen, die unternehmerische Gesamtverantwortung 
in Deutschland eingefordert, letztlich aber nur ver-
sucht, Stimmung zu machen. Da waren Sie vorne 
mit dabei. 

Wir fragen jetzt, wo die unternehmerische Ver-
antwortung des Gesamtkonzerns von Herrn Mül-
ler bleibt, der sich hier und mit seinen Broschüren 
und sonstigen PR-Aktionen im Hochglanz präsen-
tiert. Wenn er versucht, sich einen schlanken Fuß 
zu machen, hören wir von der SPD gar nichts. 
Frau Kollegin Kraft, meine Damen und Herren von 
der Opposition, das halte ich für unerträglich. Sie 
müssen Ihrer Verantwortung für die Zukunft der 
Beschäftigten im Steinkohlebergbau auch gerecht 
werden. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Es mag auch damit zusammenhängen, dass es 
hier um alte Spezis geht. Wir erinnern uns noch 
gut daran, welche Kampagnen die RAG gefahren 
und finanziert hat. Zufälligerweise geschah das 
auch direkt im Vorfeld der Landtagswahl. Es war 
sogar die Rede davon, man könne ein neues 
Bergwerk Donar in der Nähe von Hamm einrich-
ten. Stefan Romberg und ich haben dort letzte 
Woche Gespräche geführt. 

(Ralf Jäger [SPD]: Sprechen Leute mit Ih-
nen?) 

Das waren Aktionen zur Unterstützung des sozi-
aldemokratischen Wahlkampfes. Dafür hat Herr 
Müller tief in die Tasche der Steuerzahler gegrif-
fen. Von daher mag es sein, dass es einen gewis-
sen Zusammenhang zwischen der Kamerad-
schaftlichkeit gibt, mit der Sie die RAG nach wie 
vor begleiten, und der Unterstützung, die die SPD 
durch die RAG hier bekommen hat. 
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Die SPD hat erkennbar keine Kraft, zur Moderni-
sierung dieses Landes beizutragen. 

Ich will noch eins sagen. Wir haben die Zeit der 
Opposition als Freie Demokraten noch gut in Er-
innerung. Das gleiche gilt für die Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU. Wir hatten ein anderes 
Verständnis von der Oppositionsrolle. Wir haben 
uns wirklich bemüht, unermüdlich mit Initiativen 
und Anstößen konkrete Beiträge für den Diskussi-
onsprozess um die Erneuerung unseres Landes 
zu leisten. Wir haben von Ihnen bisher nichts, a-
ber auch gar nichts an Initiativen wahrnehmen 
können. 

Ich fordere Sie auf, Ihre Oppositionsrolle wirklich 
wahrzunehmen, damit wir als Koalition nicht noch 
gewissermaßen die SPD hinter uns herschleifen 
müssen. Das ist nicht unser Verständnis einer 
wirklichen Opposition. 

Ich will gar nicht mehr die Personaldebatten be-
leuchten, die Sie bekommen werden. Damit wer-
den wir uns an anderer Stelle noch auseinander-
setzen. Bemerkenswerterweise hört man inzwi-
schen auch gar nichts mehr von Ihren Ministern 
auf Bundesebene, Frau Kraft. Man hört zwar noch 
etwas von ihnen, aber Sie sind nicht mehr stolz 
darauf, dass Sie Minister in Berlin haben. Bei 
dem, was Herr Steinbrück uns an Vorschlägen für 
eine stärkere Vorsorge der Bürgerinnen und Bür-
ger präsentiert hat, kann ich mir Ihre Zurückhal-
tung dabei genauso erklären wie bei dem Murks, 
den Ulla Schmidt derzeit bei der Gesundheitsre-
form anstellt. 

Wir haben heute das Ergebnis einer Umfrage ge-
hört, wonach fast 80 % der befragten Bürgerinnen 
und Bürger meinen, diese Gesundheitsreform sol-
le am besten sofort gestoppt werden. Nur 9 % 
sind dafür, sie so durchzuführen, wie Frau 
Schmidt sie auf den Weg gebracht hat. Das ist ein 
Grund mehr dafür, dass Sie entschieden weniger 
von Ihren Ministern auf Bundesebene reden als in 
der Vergangenheit. 

Wir sind uns als Koalition darüber klar, dass wir 
uns nicht auf der eklatanten Schwäche der Oppo-
sition ausruhen können. Fest steht aber auch: Wir 
sind nicht deshalb so stark, weil die Opposition so 
schwach ist. Wir sind deshalb stark, weil wir klare 
Ziele vereinbart haben und diese umsetzen. 

(Beifall von FDP und CDU – Zuruf von Ralf 
Jäger [SPD]) 

– Ja, Herr Kollege Jäger, diese Koalition setzt die-
se Ziele um –  

(Ralf Jäger [SPD]: Können Sie die Ziele noch 
einmal nennen?) 

Schritt für Schritt. Das geht in diesem Jahr weiter. 
Wir hoffen, dies geschieht mit noch größerer Dy-
namik, als es im ersten Jahr möglich war. 

Wir stehen vor großen Schritten bei der Erneue-
rung dieses Landes. Ich will die Vorlage erwäh-
nen, die der Innenminister mit Hilfe der anderen 
Ressorts zur Straffung der Behördenstruktur in 
Nordrhein-Westfalen erarbeitet hat. Zum 1. Janu-
ar nächsten Jahres werden 37 Sonderbehörden 
aufgelöst. 

(Zuruf von der SPD: Sie tauschen nur die 
Türschilder aus, Herr Papke!) 

Zum 1. Januar werden die annähernd 4.000 Mit-
arbeiter zunächst in die Bezirksregierungen integriert. 
Das ist ein wichtiger erster Schritt zur Verwaltungs-
verschlankung, zum Abbau von überflüssigen Stellen 
und zur Bereinigung von Sonderbehörden. Die Re-
gierung arbeitet daran und macht das, was wir vor der 
Wahl angekündigt haben. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

Und das ist gut so, meine Damen und Herren. 

(Beifall von der FDP) 

Mindestens genauso wichtig und erfolgverspre-
chend ist, dass in der Regierung derzeit an einer 
umfassenden Aufgabenüberprüfung gearbeitet 
wird. Dabei geht es eben nicht nur darum, die Zu-
ständigkeiten zwischen staatlichen und kommuna-
len Behörden neu zu ordnen. Es geht auch dar-
um, so viele Aufgaben wie möglich zu privatisie-
ren: Privat vor Staat. Wir sind uns in der Koalition 
darüber einig, dass noch in diesem Jahr eine Pri-
vatisierungsoffensive gestartet werden muss. Ich 
weiß, dass in der Landesregierung mit Hochdruck 
daran gearbeitet wird. 

Mit Blick auf die Landesbetriebe muss es natürlich 
um die Frage gehen, ob die Landesbetriebe wirk-
lich noch in der derzeitigen Form Bestand haben 
müssen oder ob die Landesbetriebe nicht in er-
heblichem Maße materiell privatisiert werden kön-
nen. Das ist die Frage, um die es geht. 

Ich bin der festen Überzeugung, dass die Koaliti-
on schon zur Jahreswende sehr konkrete Ergeb-
nisse vorlegen wird. Zu dieser Modernisierung 
gehört natürlich auch die Schaffung eines zeitge-
mäßen Personalvertretungsrechts. Das Landes-
personalvertretungsgesetz muss modernisiert 
werden. Auch daran arbeitet die Regierung. Wir 
setzen damit im Übrigen genau das um, was der 
Landesrechnungshof eingefordert hat. 

Der Landesrechnungshof hat in seinem Bericht 
2006 zum Beispiel die Personalvertretung im 
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Schulbereich kritisiert und festgestellt, dass fast 
500 Lehrerinnen und Lehrer, die in Personalver-
tretungen arbeiten, von ihrem Dienst freigestellt 
sind. Das Ganze kostet die Steuerzahler rund 
25 Millionen € jährlich. 

Solche Auswüchse im Personalvertretungsrecht 
des Landes Nordrhein-Westfalen können wir uns in 
Zukunft nicht mehr leisten. Deshalb ist es richtig, 
dass die Regierung an der Frage arbeitet, wie man 
das Landespersonalvertretungsgesetz schleunigst 
modernisieren und flexibilisieren kann. 

(Beifall von FDP und CDU)  

Ich finde es hervorragend, dass mein Kollege 
Helmut Stahl die Initiative für eine Änderung der 
Landesverfassung und des Grundgesetzes ergrif-
fen hat. Dafür brauchen wir Verbündete. Auch hier 
hätte ich mir gewünscht, Kollege Stahl, dass sich 
die Opposition damit ernsthaft auseinandergesetzt 
hätte. Stattdessen hat Frau Kollegin Gödecke mit 
drei dürren Sätzen auf diesen wichtigen Beitrag 
geantwortet. Das ist keine seriöse Auseinander-
setzung mit der Frage, wie wir die Möglichkeit des 
Haushaltsgesetzgebers, in Zukunft die Verschul-
dung in den Griff zu bekommen, verbessern kön-
nen. Wir wollen ja eine Hintertür schließen. Des-
halb halte ich diese Initiative für ganz hervorra-
gend. Wir werden Sie und die CDU-Fraktion, Herr 
Kollege Stahl, dabei unterstützen. 

Meine Damen und Herren, die Koalition der Er-
neuerung ist mit der Modernisierung Nordrhein-
Westfalens erkennbar gut vorangekommen. Die 
zusätzlichen Lehrerstellen sind bereits genannt 
worden. Allein in diesem Jahr investieren wir unter 
dem Strich eine Viertelmilliarde Euro mehr in Kin-
der, Jugend und Bildung als Rot-Grün im letzten 
Regierungsjahr. Mit dem neuen Schulgesetz hat 
Nordrhein-Westfalen eines der modernsten Bil-
dungssysteme Europas bekommen. Das muss 
nun mit Leben erfüllt werden. Das wird noch dau-
ern – dies ist uns klar –, aber es wird seine Effek-
te zeitigen.  

Seit dem 1. April ist das Studienbeitragsgesetz in 
Kraft. Die SPD hat ja gerade noch einmal die Kur-
ve bekommen und sich entschlossen, obwohl sie 
ja bereits auf dem Weg nach Münster war, besser 
zu Hause zu bleiben und auf eine Verfassungs-
klage zu verzichten. Besser, man kommt zur Ein-
sicht, als dass man weiter läuft und irgendwann 
vor die Wand rennt, Frau Kollegin Kraft. Das Stu-
dienbeitragsgesetz ist ein wichtiger Schritt, um 
den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen mehr 
Mittel für Forschung und Lehre zuzuführen. Des-
halb danken wir dem Innovationsminister aus-
drücklich, dass er dieses Gesetz mit Unterstüt-

zung der gesamten Regierung und der Koalitions-
fraktionen in so kurzer Zeit vorbereitet, durch das 
Parlament gebracht und in Kraft gesetzt hat. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Es ist im Übrigen – das darf man bei der Debatte 
nicht vergessen – das sozialverträglichste Stu-
dienbeitragsgesetz in ganz Deutschland. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Mit den Komponenten, die dort eingebaut worden 
sind, um die Sozialverträglichkeit sicherzustellen, 
ist dieses Gesetz ebenfalls beispielhaft.  

Beispielhaft ist auch der Zukunftspakt, der vor 
wenigen Tagen unterzeichnet worden ist. Das ha-
ben Sie ja auch nie hinbekommen, den Hoch-
schulen in Nordrhein-Westfalen Planungssicher-
heit über die gesamte Legislaturperiode zu geben. 
Die wissen jetzt, woran sie sind. Auch das ist ein 
Riesenschritt in die richtige Richtung.  

Der nächste Schritt, das Hochschulfreiheitsge-
setz, wird kommen. Ich fand es sehr bemerkens-
wert, wie sich die Experten in der Anhörung in der 
vergangenen Woche dazu eingelassen haben. Es 
wurde gesagt: geradezu mustergültig, ein großer 
Schritt zur Autonomie, eine überfällige politische 
Entscheidung. – Das war der rote Faden der Ex-
pertenmeinungen zum Hochschulfreiheitsgesetz. 
In diesem Bereich wird also ebenfalls eine er-
kennbar innovative, nach vorne orientierte Politik 
geleistet.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte zum Schluss noch einen Punkt anspre-
chen, der heute interessanterweise in der Debatte 
noch gar nicht Thema geworden ist. – Wir sind 
angesichts der terroristischen Bedrohungen, die 
auch unser Land erreicht haben, nämlich die bei-
den erfreulicherweise missglückten Anschläge auf 
den Bahnverkehr in Nordrhein-Westfalen, alle in 
Sorge, dass uns weitere Anschläge dieser oder 
ähnlicher Art drohen. Damit müssen sich auch 
das Land Nordrhein-Westfalen, die Landesregie-
rung und der Landtag auseinandersetzen; wir 
werden ja morgen eine Unterrichtung des Innen-
ministers dazu bekommen.  

Alles muss getan werden, was rechtsstaatlich 
verantwortbar ist und was der Sicherung der Frei-
heit dient, um die Sicherheit in unserem Land zu 
verbessern. Es ist ja gar nicht auszudenken, was 
hätte passieren können, wenn diese Kofferbom-
ben explodiert wären.  

Ich will aber eins sagen: Angst ist ein schlechter 
Ratgeber. So kann auch Angst vor weiteren terro-
ristischen Anschlägen dazu verleiten, in Aktionis-
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mus zu verfallen und das notwendige Augenmaß 
zu verlieren. Deshalb bin ich froh und dankbar, 
dass unser Innenminister Ingo Wolf in Nordrhein-
Westfalen von Beginn an einen kühlen Kopf be-
wahrt hat und nicht in den vielstimmigen Chor 
selbsternannter Sheriffs eingestimmt ist, die sich 
mit neuen Vorschlägen zur Verbesserung der in-
neren Sicherheit überboten haben. Nicht hier in 
Nordrhein-Westfalen, aber in anderen Ländern 
und auf der Bundesebene war das der Fall.  

Wir müssen in dieser Debatte, um die innere Si-
cherheit für unsere Menschen zu wahren und zu 
festigen, das Augenmaß behalten, um nicht die 
Freiheit zu gefährden, nur um Sicherheit schein-
bar erhöhen zu können. Das gilt auch für die For-
derungen nach einer flächendeckenden Video-
überwachung im öffentlichen Raum. Auch dazu 
hat sich der Innenminister klar geäußert. Das, was 
nach geltender Rechtslage bereits möglich ist, 
sollte auch genutzt werden. Aber wir wollen nicht, 
dass das Land vom großen Bruder komplett ü-
berwacht wird.  

(Beifall von der FDP) 

Das, was in die Verantwortung zum Beispiel der 
DB AG und der Flughafenbetreiber fällt, ist ja 
schon jetzt rechtlich unproblematisch. Die können 
sich dort auf die Sicherheitslage einstellen. Aber 
ich warne ausdrücklich davor, in dieser Debatte 
das Kind mit dem Bade auszuschütten. Ich will 
dem Innenminister an dieser Stelle noch einmal 
die uneingeschränkte Unterstützung der FDP-
Fraktion für diese Politik des Augenmaßes versi-
chern und ihm sehr herzlich für seine Haltung in 
den letzten Wochen danken. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir werden den Haus-
halt 2007 in vielen Detailfragen in der Koalition 
und im Parlament insgesamt noch diskutieren. Wir 
sind gespannt auf die Beiträge, die die Opposition 
dann hoffentlich leisten wird, um im Detail noch zu 
einer Optimierung des Haushaltes zu kommen. 
Die Beiträge, die Sie heute geliefert haben, haben 
uns – das war zu befürchten – in der Sache nicht 
weitergebracht.  

Das ist ein guter Haushalt. Herzlichen Dank, Herr 
Finanzminister, herzlichen Dank – ich mache das 
jetzt im Kollektiv –, meine Damen und Herren auf 
den Regierungsbänken. Auf weiterhin gute Zu-
sammenarbeit! 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Dr. Papke. – Als nächster Redner hat für die 

Landesregierung Herr Ministerpräsident Dr. Jürgen 
Rüttgers das Wort.  

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Frau 
Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 
Diese erste Lesung des Haushaltsplanentwurfs 
der Landesregierung für das Haushaltsjahr 2007 
ist nicht nur die erste große Debatte nach den 
Sommerferien, sondern auch die erste große De-
batte, nachdem die neue Landesregierung ein 
Jahr im Amt ist. 

Diese Debatten haben im Parlamentarismus tradi-
tionell eine besondere Bedeutung. Diese Bedeu-
tung liegt darin, dass die Regierung und die Koali-
tionsfraktionen normalerweise davon ausgehen, 
dass die Oppositionsfraktionen in dieser Debatte 
eine Generalabrechnung versuchen, die Politik 
der Landesregierung und der Koalitionsfraktionen 
einer grundsätzlichen Kritik unterziehen und – das 
gehört zur Demokratie und zum Parlamentaris-
mus eigentlich dazu – ihre Alternativen vorstellen. 

(Ralf Jäger [SPD]: Die Einleitung war richtig 
ordentlich!) 

– Herr Kollege Jäger, wenn wir in diesem Punkt 
einer Meinung sind, darf ich fragen, warum Ihre 
Fraktion heute nicht sagt, was für eine Politik sie 
in Zukunft in Deutschland machen will. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Da haben Sie nicht zugehört! Das 
ist Ihr Manko!) 

Wir haben eine Rede der Abgeordneten Kraft ge-
hört, in der sie uns nicht gesagt hat, was ihre 
Fraktion will. Sie hat sich – was ihr gutes Recht 
ist; das will ich ausdrücklich feststellen – an der 
öffentlichen Debatte beteiligt, etwa an der Debat-
te, die meine Partei, die CDU Deutschland, zurzeit 
über ihr neues Grundsatzprogramm führt. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Und über Sie! – 
Ralf Jäger [SPD]: Dort spielen Sie eine der 
Hauptrollen, glaube ich!) 

Allerdings habe ich nicht verstanden, Frau Kolle-
gin Kraft, warum Sie dann so beleidigt reagiert 
haben, als Herr Kollege Papke sich mit Ihren De-
batten beschäftigt hat. Austeilen, aber selber nicht 
einstecken können, das gehört nicht zum Parla-
mentarismus. Man muss auch einstecken können, 
glaube ich. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Das sagt der Richtige!) 

Ich glaube auch nicht, dass man sich hierhin stel-
len und bei seinen Ausführungen zum Haushalt 
auf Folgendes reduzieren kann: Erstens klagt 
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man, dass zu viel gespart wird. Immer wieder sagt 
man, hier werde gespart und dort werde gespart. 
In jeder Aussage ist der Unterton des Vorwurfs 
enthalten, an dieser Stelle hätte man doch nicht 
sparen dürfen. Zweitens trägt man gleichzeitig 
Forderungen über Forderungen vor, die addiert 
Millionen und Abermillionen kosten. Drittens sagt 
man dann noch – und das finde ich eigentlich das 
Unglaublichste –: Es ist ganz furchtbar; es ist 
noch zu wenig gespart worden; es muss noch 
mehr gespart werden. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie haben nicht 
nur nicht zugehört; Sie haben es auch nicht 
verstanden!) 

Sie werden sich schon entscheiden müssen, ob 
Sie beklagen, dass hier zu viel gespart worden ist, 
oder ob Sie Mehrforderungen stellen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie werden sich entscheiden müssen, ob Sie be-
klagen, das sei unsozial, oder ob Sie sagen, das 
sei alles noch nicht genug. Diese Entscheidung 
müssen Sie treffen, wenn wir Sie mit Ihrem Wort-
beitrag überhaupt ernst nehmen sollen. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Nicht zugehört und nicht verstan-
den! Und dann populistisch werden!) 

6,7 Milliarden € betrug die Nettoneuverschuldung, 
die wir im ersten Haushalt hatten. 4,35 Milliar-
den € beträgt die Nettoneuverschuldung, die wir 
hier haben. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: 2 Milliarden €!) 

Sie wollen noch nicht einmal wahrnehmen, dass 
alles das, was Sie an Tricks, an Schattenhaushal-
ten und an versteckten Positionen hatten, von uns 
jetzt einmal an das Licht der Öffentlichkeit geho-
ben worden ist. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie haben es nö-
tig, von Tricks und Schattenhaushalten zu 
reden!) 

Solange Sie nicht die Realitäten wahrnehmen, 
sind Sie kein seriöser Gesprächspartner in Haus-
haltsfragen, um das hier einfach einmal klarzustel-
len. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich will jetzt nicht darüber reden – ich glaube, das 
lohnt sich nicht –, dass die meisten Zahlen, die 
Sie vorgetragen haben, vermutlich einer genaue-
ren Überprüfung nicht standhalten. 

(Ralf Jäger [SPD]: Fangen Sie einmal an!) 

– Es ist zum Beispiel unseriös, wenn man weiß, 
dass wir bei den Kindergärten Zahlungsverpflich-
tungen gegenüber den Städten und Gemeinden 
von 50 Millionen €, die wir noch aus Ihrer Zeit ü-
bernommen hatten, zuerst einmal begleichen 
mussten, und dann die so erhöhte Haushaltsstelle 
mit der Position im nächsten Haushalt vergleicht. 
Das sind Taschenspielertricks und nichts anderes. 
Mit einer seriösen Haushaltsdebatte hat das 
nichts zu tun. 

(Beifall von CDU und FDP – Rüdiger Sagel 
[GRÜNE]: Der Finanzminister kennt alle 
Tricks!) 

Eins kommt aber noch hinzu. Ich will jetzt nicht 
das tun, was Frau Kollegin Kraft gemacht hat, die 
den Versuch unternommen hat, aus bestimmten 
Zeitungsartikeln irgendetwas zu zitieren und uns 
darauf festzulegen. Lassen wir das einmal alles 
weg. Frau Kraft, weil Sie mich aufgefordert haben, 
ich solle sagen, welche Position ich in Sachen Un-
ternehmensteuerreform habe, würde ich aller-
dings gerne darauf eingehen – einmal ganz unab-
hängig davon, dass diese Position in dem „Stern“-
Interview enthalten ist, das ich gegeben habe. Üb-
rigens ist sie einige Tage danach auch in der 
„FAZ“ noch einmal genau beschrieben worden. 

(Martin Börschel [SPD]: Sollen wir Sie jetzt 
zitieren oder nicht? – Weitere Zurufe von der 
SPD) 

– Wissen Sie, es gibt Sachen, die man einfach 
irgendwann einmal sagen muss. Man kann über 
die Frage … 

(Zurufe von der SPD: Lauter!) 

– Wenn Sie nicht so herumschreien, können Sie 
auch verstehen, was ich sage. Das ist ganz ein-
fach. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Verstehen kann man es über-
haupt nicht!) 

Sie haben als Abgeordnete natürlich das Recht, 

(Gisela Walsken [SPD]: Jetzt sind Sie besser 
zu hören!) 

die Regierung aufzufordern, einmal darzulegen, 
was sie zum Thema Unternehmensteuer sagt. 
Das würde ich dann aber schon gerne mit dem 
korreliert haben, was Sie dazu sagen. So haben 
Sie am 20. August 2006 in Richtung Ihres Partei-
freundes Peer Steinbrück, des jetzigen Bundesfi-
nanzministers, in einem Gespräch mit ddp gesagt, 
dass Sie die Vorstellungen des Bundesfinanzmi-
nisters zur Unternehmensteuerreform für sozial- 
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unausgewogen halten. Zwei Tage später ist aller-
dings im SPD-Antrag Drucksache 14/2412 nach-
zulesen – Zitat –: 

„Oberstes und wichtigstes Prinzip der Reform 
muss die soziale Gerechtigkeit sein. Vor die-
sem Hintergrund sind die Ziele der geplanten 
Unternehmensteuerreform richtig.“ 

Ja, was gilt denn eigentlich, Frau Kraft? Das, was 
Sie bei ddp sagen, oder das, was Sie hier bean-
tragen? 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ein anderes Beispiel: Ihr Parteivorsitzender, der 
heute vielleicht nicht hier sein kann, sagt in einem 
Artikel des „Tagesspiegel“ vom 20. August 2006, 
die Gesundheitsreform Ihrer Parteifreundin Ulla 
Schmidt sei lobenswert und – Zitat – „ein großer 
Schritt“. Sie, Frau Kraft, verlangen dann im Ge-
spräch mit der „WAZ“ Korrekturen an der ganzen 
Geschichte. 

Man kann über alle diese Dinge diskutieren. Zum 
Parlamentarismus gehört, dass darüber diskutiert 
und auch zwischen Regierung und Opposition, 
zwischen CDU und FDP einerseits sowie SPD 
und Grünen andererseits, gestritten wird. Dass 
Sie die Debatten in den eigenen Parteien führen 
und gleichzeitig der Regierung Vorwürfe machen, 
lasse ich Ihnen aber nicht durchgehen. Klären Sie 
zuerst einmal Ihre eigene Position! 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Haben Sie das in der CDU denn 
schon hinter sich?)  

Dann will ich noch einen drittes Beispiel nennen. 
Da geht es um die Frage: Wie ist es mit den 
Kommunen? In dieser Debatte war der große, 
tragende Gedanke – das haben wir heute Morgen 
schon in der Zeitung lesen können –, dass die 
Landesregierung die Kommunen nicht ordentlich 
behandelt. Heute lese ich im „Handelsblatt“ – das 
kann man schon an der Überschrift sehen –: 
„Steinbrück will Gewerbesteuer stärker senken“ 
als die Körperschaftsteuer. Erklären Sie mir das 
bitte einmal! Was wollen Sie eigentlich? Sie wol-
len auf der einen Seite, da, wo die Kommunen 
bisher ein originäres Steuerrecht haben, bei der 
Gewerbesteuer, als Bundesregierung jetzt richtig 
zugreifen 

(Gisela Walsken [SPD]: Die wollen Sie doch 
nicht!) 

und sich gleichzeitig hier hinsetzen und einer Re-
gierung, die in diesem Jahr immerhin 820 Millio-
nen mehr für die Kommunen gibt, vorwerfen, sie 

würde für die Kommunen nicht genug tun. Das 
passt auch nicht zusammen, Frau Kraft. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Das Ganze könnte man jetzt an vielen Punkten 
durchgehen. Da war ja auch der Versuch von 
Frau Löhrmann – links blinken, rechts fahren –, zu 
sagen: Das ist alles nicht unsozial.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Helmut Stahl hat das in seiner klugen Rede schon 
an der ein oder anderen Stelle angesprochen.  

(Sören Link [SPD]: Wen versuchen Sie ei-
gentlich einzuschläfern, uns oder die Regie-
rungskoalition?) 

Ich will jetzt gar nicht mit Ihnen darüber streiten, 
weil man darüber nicht streiten kann, ob etwa in 
der Frauenpolitik, in der Kinderpolitik eine Be-
darfsdeckung bei den Betreuungseinrichtungen 
für Kinder unter drei Jahren von 2,8 % sozial ist 
oder nicht. Meine Meinung ist klar: Ich halte das 
für zutiefst unsozial. Aber, dann muss man bitte 
auch zur Kenntnis nehmen, dass wir trotz der 
Schulden, die wir von Ihnen geerbt haben, jetzt 
dabei sind, diese Bedarfsdeckung auf 20 % bis 
zum Jahre 2010 hochzufahren. Das sind 47.000 
neue Plätze. Die ersten haben wir schon. Die ha-
ben Sie nicht zur Kenntnis genommen. Das, was 
wir da in der Pipeline haben, nehmen Sie nicht zur 
Kenntnis.  

Schauen Sie, das macht Ihre Argumentation so 
tief unseriös: weil Sie schlichtweg nicht mehr nah 
an der Wirklichkeit sind, sondern gefangen sind in 
Ihren innerparteilichen Machtkämpfen mit Herrn 
Dieckmann, in Ihren Streitereien innerhalb der 
Partei und letztlich nicht mehr wissen, was im 
Land politisch läuft. Das ist der eigentliche Punkt.  

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister-
präsident, erlauben Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Börschel von der SPD? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Nein.  

(Zuruf von der SPD: Schade!) 

Das Zweite ist, wenn Sie über Soziales reden, 
Hartz IV. Seit vielen Jahren, konkret seit 2004, 
werbe ich hier mit dem Ministerpräsidenten der 
Vorgängerregierung genauso wie jetzt etwa mit 
Herrn Müntefering, dem Bundesarbeitsminister, 
dafür, dass wir die Wirklichkeit wahrnehmen, die 
Wirklichkeit, wie sie sich etwa denjenigen Men-
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schen darstellt, die Empfänger von ALG I oder 
von Hartz IV sind. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: „ALG II“ heißt das 
dann!) 

Was habe ich mir von Ihnen anhören müssen, 
weil ich gesagt habe: „Da werden wir noch einmal 
generell draufgucken müssen“! – Daraus ist dann 
die Generalrevision geworden. Ich habe kein 
Problem damit, nachdem Herr Müntefering jetzt 
auch die generelle Überholung – wie Angela Mer-
kel das formuliert hat – akzeptiert hat. Wenn es an 
dem Begriff liegt, rede ich ab sofort nur noch von 
genereller Überholung.  

Worauf es ankommt, ist aber etwas ganz anderes: 
dass die Menschen im Land merken, dass sich da 
etwas ändert, dass es zum Beispiel nicht aus-
reicht – wie man gerade bei dem neuen Gesetz 
gemerkt hat, das die Bundesregierung gemacht 
hat –, nur zu sagen: Wir versuchen irgendwelche 
Ungerechtigkeiten zu verändern, indem wir Miss-
brauch bekämpfen. – Das ist sicherlich auch not-
wendig, aber es muss mehr geschehen.  

Es muss zum Beispiel etwas geschehen bei der 
Frage der Verantwortlichkeiten in der Administra-
tion von Hartz IV, neben all den großen Ankündi-
gungen, was an neuen Mitteln des Förderns da 
sind, neben dem Versprechen, dass die Leute so-
fort, wenn sie arbeitslos werden, einen Ge-
sprächstermin beim Arbeitsamt bekommen. 
Nichts ist aus all diesen Dingen geworden! Statt-
dessen haben wir Streitigkeiten zwischen der Ar-
beitsverwaltung, den Optionskommunen und den 
anderen Kommunen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das muss beendet werden, damit den Menschen, 
die arbeitslos sind, geholfen wird. Da verweigern 
Sie sich. Da erwarte ich, dass Sie zu Herrn Mün-
tefering gehen und sagen: Lasst uns das ändern, 
damit wir wieder nah bei den Menschen sind und 
nicht irgendwo in der Administration! 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Ralf 
Jäger [SPD]: Wo waren Sie bei Hartz IV?) 

Oder die Frage: Wie geht es eigentlich den Leu-
ten, die arbeitslos werden und Geld aus der Ar-
beitslosenversicherung I bekommen? Ist es denn 
wirklich gerecht, wenn Leute, die 30 Jahre in die 
Arbeitslosenversicherung eingezahlt haben, das-
selbe bekommen wie Leute, die nur drei Monate 
eingezahlt haben? Leistung muss sich lohnen, 
sagt Herr Beck. Dann fangen wir doch einmal bei 
der Arbeitslosenversicherung an!  

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Rai-
ner Schmeltzer [SPD]: Wo waren Sie bei 
dieser Beschlussfassung? Wo waren Sie?) 

– Wo ich war? Ich habe das laut gesagt! Da ha-
ben Sie mich noch angegriffen!  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: „Rin in die Kartof-
feln, raus aus die Kartoffeln“ war das bei Ih-
nen!) 

Hier jetzt den Mund aufzureißen nützt überhaupt 
nichts! Sie waren in den Büschen, als es darum 
ging, die Leute zu verteidigen, die 30 Jahre wirk-
lich gearbeitet und eingezahlt haben. Da sind Sie 
unsozial gewesen. Genau da war es.  

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Rai-
ner Schmeltzer [SPD]: „Heute hü und mor-
gen hott“ war das bei Ihnen!) 

Und wie ist es mit denjenigen, die ihr Leben lang 
gearbeitet haben, die ihre Familien ernährt haben, 
die Steuern gezahlt haben, die dann aber arbeits-
los geworden sind wie etwa diejenigen bei der 
Feuerlöscherfirma Gloria, wo jetzt bloß, weil die 
Rendite angeblich nicht hoch genug ist, Men-
schen plötzlich arbeitslos werden? Die haben 
nicht blaugemacht, die haben nicht während der 
Arbeitszeit Alkohol getrunken. Die haben das ge-
tan, was wir uns wünschen: sind morgens früh 
aufgestanden, zur Arbeit gegangen. Sie werden 
jetzt ohne Schuld arbeitslos. Und wenn die ein 
Jahr bei Hartz IV sind, greifen wir bei all dem zu, 
was die fürs Alter zurückgelegt haben. Auch das 
ist ungerecht und muss geändert werden,  

(Beifall von CDU und FDP) 

weil die Menschen das nicht verstehen. Da erwar-
te ich Ihre Unterstützung bei Herrn Müntefering 
und den anderen. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP – Rai-
ner Schmeltzer [SPD]: Wer regiert denn im 
Land? Wer hat denn auf Bundesratsebene 
zu sagen? – Ralf Jäger [SPD]: Herr Rüttgers, 
reden Sie mal mit Ihrem Kollegen Laumann! 
Der wird Ihnen das erklären!) 

Ich möchte gerne noch ein Wort zu Frau Löhrmann 
sagen. Sie wissen, Frau Löhrmann, dass ich sonst 
gerne mit Ihnen auch über grundsätzliche Fragen 
diskutiere. Aber ich habe jetzt ein bisschen das 
Problem, auf das, was Sie gerade zu den grund-
sätzlichen Aussagen der Koalitionsvereinbarung 
gesagt haben, überhaupt zu antworten. Wenn Sie 
sich etwa mit der Frage „Freiheit vor Gleichheit“ 
auseinandersetzen, dann weiß ich – darf ich das, 
ich meine es wirklich nicht böse, so sagen? –, dass 
Sie viel zu belesen und viel zu intelligent sind, um 
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nicht den Unterschied zwischen Gleichheit und Ge-
rechtigkeit zu kennen. Das ist eine der Geschich-
ten, die mir ein bisschen leidtut, weil man dann 
schwer miteinander diskutieren kann.  

Das hat sehr konkrete Auswirkungen. Wir haben 
zum Beispiel in der Schulpolitik genau an dieser 
Stelle einen Dissens, einen massiven Dissens. 
Wenn Sie wie teilweise auch die SPD – Sie haben 
es hier heute ausdrücklich gemacht; Frau Kraft 
versucht das ja immer ein bisschen verschwim-
mend zu sagen, „demnächst ein bisschen“ usw., 
versucht, sich da reinzuschleichen – sagen, wir 
müssten das gegliederte Schulwesen aufheben – 
Sie nennen das ja „selektives Schulwesen“ –, 
dann sage ich Ihnen: Da genau gibt es einen Un-
terschied. Ich will keine Gleichheit bei der Be-
handlung in der Schule. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das bedeutet 
das nicht, Herr Rüttgers!)  

Alle Kinder haben ein Recht darauf – dazu müs-
sen sie die Chance bekommen –, von jeder Posi-
tion aus, unabhängig davon, ob ihre Eltern arm 
oder reich sind, unabhängig davon, ob sie auf 
dem Land oder in einer Universitätsstadt geboren 
wurden, unabhängig vom sozialen Hintergrund 
der Familie, ob die Familien bildungsnah oder bil-
dungsfern sind, erfolgreich durch das Schulsys-
tem zu marschieren, und zwar bis zum Studium 
bzw. bis zu dem Stadium, mit dem sie glücklich 
sind. 

(Sören Link [SPD]: Machen Sie das doch!) 

– Wir fangen doch gerade erst damit an, das 
durchzusetzen, nachdem Sie das unsozialste Bil-
dungssystem in Deutschland geschaffen haben. 

(Lebhafter Beifall von CDU und FDP) 

Frau Löhrmann, ich möchte Sie bitten – wir kön-
nen die Debatte gerne irgendwann fortsetzen –, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Gerne!) 

das einmal zu überdenken. Wollen Sie denn wirk-
lich eine Politik nach dem Motto „Gleichheit vor 
Freiheit“ machen?  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das habe ich 
doch gar nicht gesagt!) 

Wollen Sie wirklich eine Politik nach dem Motto 
„Staat vor privat“ machen? Wollen Sie wirklich ei-
ne Politik nach dem Motto „Verteilen vor erarbei-
ten“ machen? Wollen Sie wirklich eine Politik nach 
dem Motto „Beliebigkeit vor Sicherheit“ machen? 
Ist das Ihre Alternative? Ich kann mir das nicht 
vorstellen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie sagen „Sie“ 
und gucken Ihre Kollegen an!) 

Wir versuchen zuerst einmal einen Weg zu finden – 
ich weiß, da besteht ein fundamentaler Unterschied 
zwischen den Koalitionsfraktionen und Ihnen –, die 
das Problem gemeinsam mit den Menschen löst.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das wissen die 
Menschen nur nicht!) 

Wir vertrauen auf die Kraft der Menschen und 
nicht auf den Staat. Wir glauben nicht, dass man 
den Menschen misstrauen muss, sondern dass 
die Menschen es besser können als der Staat. 
Davon gehen wir aus. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer (SPD): Jetzt müssen Sie nur noch han-
deln, dann funktioniert es!) 

Das heißt aber nicht, dass wir dafür sind, dass 
sich der Staat aus allem zurückzieht. Die Wahr-
heit ist aber, dass ein Staat, der seine Finger ü-
berall drin hat, ein schwacher Staat ist, weil er 
seine Kräfte nicht dort einsetzt, wo es notwendig 
ist. Es ist in der Regel auch ein unsozialer Staat, 
weil er den Schwachen nicht helfen kann. Diejeni-
gen, die schwach sind, brauchen einen starken 
Staat. Sie brauchen einen Staat, der seine Finger 
nicht überall drin hat, der sich nicht überall hin-
stellt und sagt: Ich löse alle Probleme! – Der gra-
vierende Unterschied zwischen Ihrer Staatsgläu-
bigkeit und unserer Vorstellung ist, dass wir glau-
ben, dass die Kraft der Menschen die Zukunft 
besser gestalten kann.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir befinden uns, etwa ein Jahr nach Beginn der 
Arbeit der Landesregierung, wirtschaftlich in einer 
Aufschwungphase.  

(Ralf Jäger [SPD]: Wollen Sie jetzt auch je-
dem einzelnen Minister danken? Können wir 
uns das ersparen?) 

Unsere Volkswirtschaft wuchs im ersten Halbjahr 
2006 um 0,9 %. Das ist ein so starkes Wachstum, 
wie wir es schon seit fünf Jahren nicht mehr hat-
ten. 2005 lag das reale Wirtschaftswachstum in 
Nordrhein-Westfalen bei nur 0,7 %, im Jahr 2003 
sogar bei minus 1 %. Da hat sich etwas geändert.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Aber nicht dank Ih-
rer Regierung!) 
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– Ach Gott, Frau Kraft. Hat denn irgendeiner ge-
sagt, das sei das alleinige Verdienst der Landes-
regierung?  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: So treten Sie a-
ber auf! – Ralf Jäger [SPD]: Sie sind Auf-
schwungrhetoriker! – Sylvia Löhrmann 
[GRÜNE]: So tun Sie aber!) 

Fällt es Ihnen wirklich so schwer, über einen et-
was komplexeren Sachverhalt differenziert zu dis-
kutieren?  

Tatsache ist, dass 3.000 mittelständische Betriebe 
bei einer Umfrage von Ernst & Young gesagt ha-
ben: Wir nehmen zur Kenntnis, dass sich in Nord-
rhein-Westfalen etwas ändert. Nordrhein-
Westfalen fällt nicht mehr zurück, sondern ist zu-
mindest auf gleicher Augenhöhe mit den anderen 
Bundesländern. Das ist, so finde ich, schon eine 
Sache, die für den Anfang bemerkenswert ist. 
Und darauf bin ich auch ein bisschen stolz. 

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer (SPD): Jetzt haben Sie es ja doch ge-
sagt!) 

Damit wir uns richtig verstehen: Ich sage nicht, 
dass das einfach so weitergeht. Ich sage auch 
nicht, dass das das Ende der Fahnenstange ist. 
„Jetzt haben wir einen Aufschwung, das ist wun-
derbar“, habe ich im Landtag häufig genug gehört, 
als ich noch da saß, wo Helmut Stahl jetzt sitzt. 
Da hieß es immer: Der Aufschwung ist das Ver-
dienst der Landesregierung, das geht immer so 
weiter, und man ist auf einem guten Weg.  

Ich bin noch nicht sicher, ob dieser Aufschwung 
so einfach weitergeht. Es gibt nämlich ein Prob-
lem, das hinter diesem Aufschwung steckt: Es gibt 
positive konjunkturelle Entwicklungen. Das ist 
wahr. Wenn man das etwas genauer betrachtet, 
stellt man aber fest, dass die Zahl der Langzeitar-
beitslosen – das ist der Sockel der Probleme, ü-
ber die wir diskutieren – trotz Aufschwung leider 
nicht sinkt. Das ist das Problem. Auch wenn wir in 
diesem Jahr ein Wachstum von 2 % haben wer-
den, was ich hoffe, wissen wir, dass diese 2 % für 
eine nachhaltige Besserung auf dem Arbeitsmarkt 
nicht ausreichen werden. Ich freue mich trotzdem 
darüber, dass in diesen Tagen anscheinend erste 
Reaktionen auf dem Arbeitsmarkt zu verspüren 
sind.  

Es gibt positive Signale auf dem Arbeitsmarkt. Im 
Juli 2006 lag die Arbeitslosenzahl mit 1.025.881 
um 5 % niedriger als im Juli 2005. Es gibt gute 
Signale für den Monat August. Lassen Sie uns 
abwarten, bis uns die genauen Zahlen vorliegen. 

Spekulationen und Vorabmeldungen nutzen 
nichts.  

Ich weiß, dass all das erst der Anfang sein kann, 
weil es immer noch viel zu viele Menschen gibt, 
die keine Chancen haben. Es geht um strukturelle 
und inhaltlich Fragen, zum Beispiel um die Tatsa-
che, die mich wirklich umtreibt, dass wir nicht nur 
keine Chance haben, 55-Jährige auf dem Ar-
beitsmarkt unterzubringen, sondern erste Mel-
dungen von der Front, sprich von denjenigen, die 
Einstellungen vornehmen oder eben nicht, kom-
men, dass auch 47-Jährige und 48-Jährige nicht 
mehr eingestellt werden. Das ist eine Sache, um 
die wir uns kümmern müssen, wenn wir in Sachen 
Arbeitslosigkeit strukturell weiterkommen wollen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Gott sei Dank ist inzwischen auch im Bereich der 
Bauindustrie eine Belebung festzustellen. Im 
zweiten Quartal 2006 ist in dieser Branche eine 
Steigerung der Auftragseingänge um 10 % im 
Vergleich zum Vorjahr festzustellen. Ich bin auch 
froh darüber, dass wir im ersten Halbjahr bei den 
Unternehmensinsolvenzen einen drastischen 
Rückgang, nämlich um 25,4 % auf jetzt 
4.212 Fälle zu verzeichnen haben. All das sind 
gute Indikatoren. Es ist wichtig, dass wir weiterhin 
daran arbeiten.  

Wir müssen jetzt den Versuch unternehmen, an 
einigen Stellen, zum Beispiel bei den älteren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, zu Verände-
rungen zu kommen. Dazu gehört ganz sicher 
auch das Thema Lehrstellen, das uns alle in die-
sen Tagen besonders bewegt.  

Wir wissen, dass die Situation bei den Lehrstellen 
nicht nur ein konjunkturelles Problem, sondern in-
zwischen ein strukturelles Problem ist. Wir haben 
das gemerkt, als sich Karl-Josef Laumann diese 
Zahlen zum ersten Mal genau angesehen hat. Ich 
möchte keinen Zweifel daran lassen, dass ich den 
Ausbildungskonsens für eine unglaublich wichtige 
Sache halte, die fortgeführt werden muss. Ich bin 
allen Beteiligten dankbar, dass sie gemeinsam – 
Wirtschaft, IHK, Selbstständige auf der einen Seite, 
DGB und Arbeitnehmer auf der anderen Seite – 
alles dafür tun, damit jeder junge Mensch, der kann 
und will, ein Angebot in Nordrhein-Westfalen be-
kommt. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir wissen aber inzwischen, dass wir neben den 
Anstrengungen im Handwerk oder wo auch immer 
strukturelle Veränderungen brauchen. Diese 
durchzuführen fällt nicht ganz leicht. Wir haben 
selber gemerkt, dass die Strukturen, etwa im Be-
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reich Werkstattjahr – Sie wissen, das ist für dieje-
nigen gedacht, die nur zwei Tage Berufsschule 
hatten – unglaublich zäh sind, dass es lange dau-
ert, bis es dort Reaktionen gibt. Die ersten ca. 
2.500 nehmen das Angebot jetzt an. Ich wünsche 
mir von allen Beteiligten, dass da noch viel, viel 
mehr geschieht. Wir müssen jetzt diejenigen, die 
kein Angebot haben, mit einem solchen Angebot 
ausstatten, damit sie nicht an dieser Gesellschaft 
verzweifeln und nicht glauben, sie hätten in dieser 
Gesellschaft keine Chance. 

Dazu gehören aber auch noch andere Sachen. 
Man wundert sich manchmal wirklich. Sie merken: 
Ich rede überhaupt nicht drum herum und tue 
auch nicht so, als seien alle Probleme schon ge-
löst. Ich habe schon früher als Bundesbildungs-
minister mit dem Thema zu tun gehabt. Ich höre 
zum Beispiel immer wieder, der zweite Berufs-
schultag sei das große Problem. Wir schaffen es 
jetzt aber als Erste in Deutschland, zusammen mit 
den Gewerkschaften, zusammen mit den Hand-
werkern, zusammen mit der Industrie, dass In-
nung für Innung vor Ort darüber entschieden wer-
den kann, ob der zweite Berufsschultag wegfallen 
soll oder nicht. Wir sagen das dann, und dann hö-
re ich plötzlich, so sei das auch nicht gemeint ge-
wesen. Das, meine Damen und Herren, bedrückt 
mich dann sehr. Das bedrückt mich deshalb, weil 
ich dann plötzlich die Frage an diejenigen stellen 
muss, die dieses Thema angesprochen haben, ob 
sie eigentlich mit dem Argument, es sei der zweite 
Berufsschultag, nur davon ablenken wollten, dass 
nicht genügend Ausbildungsbereitschaft da war. 

(Beifall von der CDU) 

Ich spreche das so deutlich an, weil es mir wirk-
lich um die jungen Leute geht. Wenn ein kleines 
Unternehmen sagt: „Die sind zwei Tage in der 
Woche weg, das rechnet sich nicht mehr, das ist 
schwierig“, kann ich das nachvollziehen. Aber 
dann bitte ich jetzt auch darum, diese Chance zu 
nutzen.  

Genauso muss die Chance genutzt werden, dass 
wir die im Ausbildungskonsens getroffene Verein-
barung, wieder einfachere Berufsbilder zu entwi-
ckeln, umsetzen. Wir haben ja einen Modellver-
such von der letzten Regierung gehabt, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ja!) 

nämlich im Bereich der KFZ-Servicemechaniker. 
Das war eine gute Sache. Das hat sich bewährt. 
Das heißt, es gibt jetzt die Möglichkeit, dies noch 
weiter zu machen, bis zu zehnmal. Das haben wir 
gemacht.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Aber das sagen 
Sie schon seit einem Jahr!) 

– Vor einigen Monaten, Herr Kollege, haben wir 
erreicht, dass alle zustimmen. Das braucht man, 
falls Sie das nicht wissen sollten.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ja!) 

Die Zustimmung haben wir jetzt. Dann sollten wir 
es jetzt auch machen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ja! So reden Sie 
aber schon seit zwölf Monaten!) 

Auch für die Definition – wenn ich Ihnen das noch 
kurz erläutern darf – …  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Ich kenne mich 
aus!) 

– Dann verstehe ich Ihre Zwischenrufe nicht. 
Dann sollten Sie etwas einschalten, bevor Sie re-
den. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Die Zeitschiene 
ist der Faktor!) 

Seit wenigen Wochen haben wir diese Entschei-
dung. Wir arbeiten daran. Ich werbe im Moment 
dafür, dass wir sie so schnell wie möglich umset-
zen, damit so schnell wie möglich diejenigen, die 
so etwas brauchen, ein Angebot bekommen.  

(Beifall von CDU und FDP – Rainer Schmelt-
zer [SPD]: Das haben Sie schon vor einem 
Jahr gesagt! So schnell wie möglich! Das ist 
doch der Punkt!) 

Besser ist es, eine Maßnahme zu machen, als auf 
der Straße zu stehen. Daran gibt es wirklich über-
haupt keine Kritik. Aber es kann nicht sein, dass 
wir alle in dem Bemühen, Maßnahmen anzubie-
ten, weil wir keine Lehrstellen haben, dann eine 
Maßnahme an die andere reihen, sodass wir im 
Prinzip Maßnahmenkarrieren produzieren, bei de-
nen die Leute am Schluss, wenn sie 18 Jahre alt 
sind und nicht mehr berufsschulpflichtig sind, in 
der Sozialhilfe landen. Auch das ist einer der 
Punkte, die wir in den nächsten Monaten angehen 
müssen.  

Ich rede über strukturelle Veränderungen. Struktu-
relle Veränderungen wirken natürlich nicht von 
jetzt auf gleich. Das weiß ich. Aber es ist notwen-
dig, bei dem, was wir schon einmal eine dritte 
Säule in der dualen Ausbildung genannt haben, 
jetzt einige Schritte weiterzukommen. Parallel da-
zu muss alles getan werden, um mit der Wirt-
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schaft zu einem größeren Lehrstellenangebot zu 
kommen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nicht parallel da-
zu! Vordringlich!) 

Ich wollte dafür werben, dass wir dies vielleicht 
fraktionsübergreifend in diesem Landtag unter-
stützen, weil es um die jungen Leute geht.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Es geht nicht nur darum, dass wir uns um einzel-
ne Berufsgruppen kümmern, wenn wir die Arbeits-
losigkeit bekämpfen, also um diejenigen, die, weil 
sie ein gewisses Alter haben, Schwierigkeiten ha-
ben, die im Hinblick auf die Ausbildung Probleme 
haben, die im Hinblick auf die Schulabschlüsse 
Probleme haben. Was wir hier in der Landespolitik 
tun können, ist das, was wir immer etwas un-
scharf „Rahmenbedingungen verbessern“ nen-
nen. Da müssen wir versuchen weiterzukommen.  

Ich will noch einige Worte zu dem sagen, was 
nach meiner Meinung wichtig ist, um die positive 
Entwicklung, die wir in Nordrhein-Westfalen seit 
einem Jahr haben, verstetigen zu können. Dazu 
gehören, ohne dass ich jetzt in die Details einstei-
gen will, ganz sicher das neue Schulgesetz und 
die Veränderungen, die wir in den Schulen haben. 
Frau Kollegin Sommer und ich haben in den letz-
ten Wochen immer mal wieder Schulen besucht. 
Wir sind im Moment auch in einer großen Ge-
sprächsrunde darüber mit Eltern, mit Klassen-
pflegschaftsvorsitzenden, mit Schulen, mit Schul-
leitern, mit Lehrerinnen und Lehrern.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Manche werden 
gar nicht eingeladen!) 

– Frau Löhrmann, kritisieren Sie doch nicht, dass 
vielleicht irgendeiner nicht eingeladen wird. Wenn 
Sie jemanden haben, der eingeladen werden soll, 
werden wir das gerne machen. Sie haben solche 
Veranstaltungen nie gemacht. Wir reden wenigs-
tens mit den Leuten.  

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch bei 
der SPD) 

Das haben Sie in der konzentrierten Form nie 
gemacht. Wenn Frau Sommer und ich alle Lehre-
rinnen und Lehrer anschreiben, um sie darüber zu 
informieren, was in diesem neuen Gesetz steht, 
dann ist das Einzige, was ich von der Opposition 
höre, die Frage, wie viel das gekostet hat, anstatt 
zu sagen: Gut, dass mal eine Regierung die Leh-
rerinnen und Lehrer ernst nimmt; denn die tragen 
jetzt sehr viel Verantwortung dafür, dass dieses 
Schulgesetz umgesetzt wird.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Man muss wenige Wochen, nachdem ein Gesetz 
da ist, immer vorsichtig sein, schon irgendwelche 
Zwischenbilanzen zu ziehen. Ich freue mich im 
Moment an dieser Stelle darüber, dass die Bereit-
schaft in den Schulen sehr, sehr groß ist, sich mit 
dem, was es an neuen Möglichkeiten in diesem 
Schulgesetz gibt, auseinanderzusetzen und das 
möglich zu machen. Das zu machen ist auch neu 
für diejenigen, die zum Beispiel bisher noch nicht 
selbstständige Schule waren. Die anderen sagen, 
sie gingen noch ein Stück weiter. Wenn wir das 
Klima, das wir im Moment haben, auch in den 
nächsten Monaten erhalten, dann wird das ein 
großer Erfolg für die Kinder in unserem Land.  

(Beifall von der CDU) 

Wir werden uns in diesem halben Jahr bis zum 
Ende des Jahres noch sehr intensiv mit der Re-
form der Hochschulen auseinandersetzen. Da ha-
ben wir auch eine ähnliche Entwicklung. Kollege 
Pinkwart kann sich sehr darüber freuen, dass die 
neue Präsidentin der Hochschulrektorenkonferenz 
unser Gesetz und den damit im Zusammenhang 
stehenden Zukunftspakt, der die Finanzierung der 
Hochschulen bis zum Jahr 2010 auf dem gleichen 
Niveau festschreibt, als eine besonders vorbildli-
che Hochschulpolitik bezeichnet hat.  

(Manfred Kuhmichel [CDU]: Richtig!) 

Es sei „geradezu mustergültig“, hat sie gesagt. Ich 
finde, auch darüber sollte man sich einfach einmal 
freuen, statt darüber nachzudenken, was es noch 
für Probleme gibt. Natürlich wird es auf diesem 
Weg noch Probleme geben. Wenn plötzlich alle 
selbstständig sind und es keine Fachaufsicht des 
Ministeriums mehr gibt, dann ist das ein Problem 
im Ministerium und in den anderen Behörden. A-
ber es ist natürlich auch ein Problem in den Hoch-
schulen. Aber nachdem auch das jetzt von den 
Betroffenen angenommen wird, finde ich, dass wir 
das als einen weiteren wichtigen Schritt sehen 
sollten, um unser Land Nordrhein-Westfalen vo-
ranzubringen. Der dritte Punkt ist eine klare Inno-
vationspolitik. Ich begrüße ausdrücklich, dass sich 
die Bundesregierung jetzt entschieden hat, dieses 
große Paket in Sachen Innovation aufzulegen und 
sich nach der Philosophie „Stärken stärken“ mit 
immerhin rund 15 Milliarden € daran beteiligen 
wird, dass wir an der Stelle wirklich einen Antritt 
machen, der nachhaltig ist. Wir müssen jetzt den 
Versuchen unternehmen, überall in den Feldern, 
wo wir schon gut sind, noch besser zu werden, 
um uns im internationalen Wettbewerb behaupten 
zu können. 
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Wir werden das vonseiten der Landesregierung 
mit unserem Programm der Gründung neuer For-
schungsinstitute nachhaltig unterstützen, denn wir 
wissen, dass wir in den Bereichen in Nordrhein-
Westfalen besser werden müssen. 

Ich habe mit großem Interesse, aber auch mit ei-
nem Stück Sorge heute Morgen in der Zeitung ge-
lesen, dass wir bei der Arbeitsplatzentwicklung im 
Ruhrgebiet in den letzten fünf Jahren leider einen 
erheblichen Abbau von 73.000 Arbeitsplätzen hat-
ten und gleichzeitig in den anderen Regionen den 
Anstieg von Arbeitsplätzen verzeichnen. Wir wis-
sen – das fängt bei der Stadtentwicklungspolitik, 
der Regionalpolitik an und geht bis zur Situation 
der Städte im Ruhrgebiet – dass wir den Versuch 
unternehmen müssen, diesen Trend zu kippen. 
Ich glaube, das geht nicht über irgendwelche 
Gießkannenförderprogramme, sondern es geht 
über eine Politik, die klar auf Innovation setzt. Da 
entstehen die neuen Arbeitsplätze. 

(Beifall von CDU und FDP – Helmut Stahl 
[CDU]: Richtig!) 

Das ist auch der Grund, warum ich im Moment in 
den Gesprächen mit den Oberbürgermeistern und 
Landräten für die Initiative „Zukunft Ruhr“ werbe. 
Ich glaube, wenn wir das gemeinsam hingekom-
men, wenn wir eine Politik verabreden, die sich 
auf unsere Stärken konzentriert, die Abschied 
nimmt von Leuchtturmprojekten, die mehr symbo-
lisch den Versuch machen, die Stimmung zu ver-
ändern, die auf mehr Innovation und vor allen 
Dingen auf die Erkenntnis setzt, dass neue Ar-
beitsplätze in mittelständischen Betrieben entste-
hen, in neuen Betrieben, mit neuen Produkten 
und neuen Dienstleistungen, dann werden wir 
auch in dem Bereich ein Stück weiterkommen, 
und zwar so, dass die Leute es merken. 

Dazu gehört natürlich auch die Politik, die sich mit 
dem Thema Steinkohle beschäftigt. Wir werden in 
den nächsten Monaten – die Gespräche laufen 
mit der Bundesregierung – dazu kommen, dass 
wir über die Bedingungen, Frau Löhrmann, die 
Sie angesprochen haben, dann im Detail reden. 
Übrigens haben wir – Frau Thoben hat es Ihnen 
gesagt – überhaupt keine Probleme, Ihnen die 
Zahlen zu geben, die wir haben. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

– Dann soll Herr Priggen einmal konkret sagen, 
was er erstens, zweitens, drittens, viertens haben 
will. Ich lese die Texte, die Herr Priggen verfasst, 
immer mit großem Interesse und übrigens meis-
tens mit Gewinn, weil sie sehr sachkundig sind. 
Das will ich ausdrücklich feststellen.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

Aber verehrte Frau Löhrmann, das Problem ist 
nur, dass Sie auch wissen, dass wir es mit einem 
Unternehmen zu tun haben, das strikt darauf be-
steht, dass unternehmensinterne Daten nicht wei-
tergegeben werden. Ich teile übrigens die Auffas-
sung, die Sie vertreten. Ein Land, das so viel Geld 
wie das Land Nordrhein-Westfalen gibt, hat ein 
Anrecht darauf, alle Zahlen zu bekommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie haben eine Zwischenfrage, Frau Löhrmann. 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Löhr-
mann, bitte! 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Ministerpräsi-
dent, das hören wir natürlich mit dem allergrößten 
Vergnügen, besonders Herr Priggen, der jetzt 
nicht hier sein kann, aber ich werde es ihm wei-
tergeben. 

Ich habe in der Ausschusssitzung den Eindruck 
gewonnen und wüsste gerne, wie Sie gedenken, 
damit umzugehen – um die Frage direkt vorneweg 
zu stellen –, dass Herr Müller mit manchem Wei-
tergeben gar kein Problem hätte, die Ministerin 
aber gesagt hat, sie wolle das prüfen. Da ist – das 
möchte ich ausdrücklich sagen – für Ihre Regie-
rung ein nicht so ganz glücklicher Eindruck ent-
standen. Wie wollen Sie sicherstellen, dass wir 
diese Informationen bekommen? 

(Zuruf von Ministerin Christa Thoben) 

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Nach-
dem ich gerade durch Zwischenruf, Frau Löhr-
mann, feststelle, dass der Eindruck, den Sie ge-
wonnen haben, von Frau Thoben nicht geteilt 
wird, schlage ich vor, sich nachher kurzzuschlie-
ßen, um die Eindrücke auf das gleiche Niveau zu 
bringen. Dann haben wir die gleiche Grundlage.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Frau Löhrmann, mich hat nur gestört, dass Sie 
daraus einen Vorwurf gemacht haben. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Ich verstehe ja, dass Opposition – schon gar, 
wenn man Opposition so versteht, wie die Grünen 
es tun – wahrgenommen werden muss. Dann 
droht man auch einmal mit einer Verfassungskla-
ge. Schwamm drüber! 

Der entscheidende Punkt ist: Wir brauchen die In-
formationen, damit die Verhandlungen geführt 
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werden können. Sie wissen – das haben Sie sel-
ber erlebt; denn Sie waren, glaube ich, persönlich 
dabei –, 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Meistens!) 

wie der Vorstandsvorsitzende der DSK im Aus-
schuss gesagt hat: Von uns gibt es die Informati-
onen nicht! Wir geben euch zum Beispiel nicht die 
Informationen über irgendwelche Pfade über ei-
nen sozialverträglichen Ausstieg. – Inzwischen 
sind wir da ein ganzes Stück weitergekommen. 
Wahrheit ist, dass wir um diese Informationen 
kämpfen müssen, dass auch die Landesregierung 
um sie kämpfen muss. Voraussetzung ist, dass 
wir auf der Basis dieser Informationen über die 
Zukunft reden. Wenn wir etwas Sozialverträgli-
ches machen, brauchen wir den Bund, das Unter-
nehmen und die IGBCE. Die Zukunft kann nach 
Auffassung der Landesregierung nur ein Ausstieg 
aus dem subventionierten Bergbau sein. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister-
präsident, erlauben Sie eine Zwischenfrage von 
Herrn Kuschke? 

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Von 
Herrn Kuschke auch. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte schön, 
Herr Kuschke! 

Wolfram Kuschke (SPD): Herr Ministerpräsident, 
es kann ja nicht um die Frage des Austausches 
von Eindrücken gehen, sondern wir wären Ihnen 
dankbar, wenn Sie bei nächster Gelegenheit 
schlichtweg sagen könnten, welche Fragen die 
Wirtschaftsministerin oder die Landesregierung an 
die Ruhrkohle AG gestellt hat und inwieweit dem 
nachgekommen worden ist oder nicht. In dem Fal-
le, wo das nicht passiert ist, könnte das Parlament 
Ihnen, der Landesregierung, helfen, diese Infor-
mationen zu bekommen. 

(Zuruf von Ministerin Christa Thoben) 

Dr. Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident: Wir be-
mühen uns, Sie so umfassend zu informieren wie 
wir dies können, auch vor dem Hintergrund des-
sen, was ich gesagt habe, Stichwort: Unterneh-
mensdaten. 

Die Debatte mit den Grünen, Herr Kuschke, ging 
um etwas anderes, nämlich darum, dass unter-
schiedliche Eindrücke vorhanden waren, ob es 
überhaupt irgendwelche Informationen vonseiten 
der Landesregierung gab. Mir liegt daran klarzu-

stellen, dass wir bereit sind, dass, was wir an der 
Stelle wissen, Ihnen zu sagen. 

Jetzt können Sie freundlicherweise miteinander 
verabreden, ob Sie das in einer öffentlichen oder 
nichtöffentlichen Sitzung des Wirtschaftsaus-
schusses oder wo auch immer machen. Das 
möchte ich von hier aus nicht entscheiden. 

In dem Zusammenhang, wo wir darüber reden, 
möchte ich auch eine kleine Bemerkung zur Ener-
giepolitik machen, weil das auch etwas mit Kon-
junktur und mit Wirtschaftspolitik zu tun hat. Ich sa-
ge ausdrücklich, dass die Landesregierung und die 
sie tragenden Parteien glauben, dass wir – wir wol-
len eine entsprechende Bundesratsinitiative ergrei-
fen – in absehbarer Zeit noch die Möglichkeit brau-
chen, Strompreiserhöhungen für kleine Haushalte, 
für kleine und mittlere Betriebe weiterhin zu ge-
nehmigen.  

Wir haben nicht den Eindruck, dass das entspre-
chende Energiewirtschaftsgesetz die Ziele, die es 
sich ursprünglich gesetzt hat, nämlich zu mehr 
Wettbewerb zwischen den verschiedenen Anbie-
tern zu kommen, bereits erreicht hat. Wenn von 
119 Anbietern 111 bereits Preiserhöhungen bean-
tragen, dann ist das ein Signal dafür, dass dies 
noch einmal bedacht werden muss.  

Ich glaube jedenfalls, dass die Frage einer ausrei-
chenden, sicheren Energieversorgung auf der ei-
nen Seite, aber eben auch einer Energieversor-
gung, die die Kosten nicht über Gebühr belastet, 
für einen Standort von großer Bedeutung ist. Weil 
dies eine Aufgabe ist, die den Ländern obliegt, 
wollen wir diese Initiative jetzt starten. Wir sind 
der Auffassung, dass auch das für den Standort 
Nordrhein-Westfalen von erheblicher Bedeutung 
ist.  

Lassen Sie mich einen letzten Punkt sagen, weil 
der auch in den Zwischenrufen eben immer vor-
kam. Es wurde bereits vom Kollegen Papke und 
vom Kollegen Stahl darauf hingewiesen, dass die 
Landesregierung – auch das ist einer der Punkte 
unserer Wirtschafts- und Strukturpolitik hier in 
Nordrhein-Westfalen – es für sehr wichtig hält, 
dass wir beim Thema Verwaltungsreform, konkret 
beim Abbau von Bürokratie, entscheidende Schrit-
te weiterkommen.  

Die Landesregierung hat in einem Umfange – ich 
kann mich nicht erinnern, in den letzten Jahren et-
was Vergleichbares gesehen zu haben – 54 Be-
hörden aufgelöst. Wenn dann gesagt wird, da sei-
en nur die Schilder ausgetauscht worden, dann er-
widere ich: Wer so etwas sagt, weiß nicht, wie eine 
Verwaltungsmodernisierung vonstatten geht.  
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Eine Behörde hat verschiedene Aufgaben. Sie 
sind in Gesetzen, Verordnungen und Entschei-
dungen der Regierung enthalten. Wenn Sie das 
richtig machen wollen – als wir noch in der Oppo-
sition und Sie in der Regierung waren, war das 
Konsens –, dann müssen Sie sich jede Aufgabe 
ansehen und entscheiden, was Sie mit dieser 
Aufgabe machen. Wir waren froh, dass wir da-
mals verabreden konnten, eine Liste darüber zu 
bekommen, welche Aufgaben die Landesregie-
rung überhaupt hatte. Die gab es ja gar nicht.  

Wir müssen uns also das ansehen und überlegen, 
was wir damit machen, ob es zum Beispiel um ei-
ne Aufgabe geht, die man kommunalisieren kann, 
ob es eine Aufgabe ist, die man privatisieren 
kann, ob sie auf die Mittelebene gehört, ob sie ins 
Ministerium gehört, wohin sie überhaupt gehört. 
Das sind alles Fragen, die gestellt werden müs-
sen. Dass das nicht von jetzt auf gleich geht, ist 
eine klare Sache. Wer solche Zwischenrufe 
macht, weiß wirklich nicht, wovon er redet.  

(Zuruf von Sören Link [SPD]) 

– Herr Kollege, genau Sie habe ich gemeint.  

(Heiterkeit – Zurufe) 

Das heißt, wir werden uns diese Aufgaben in den 
nächsten Wochen und Monaten ansehen und un-
ter anderem mithilfe der Regierungspräsidenten 
und mit unseren Gesprächspartnern sowohl in 
den Landschaftsverbänden, bei den Regierungs-
präsidenten und bei den Kommunen, bei den 
kreisangehörigen Städten genauso wie bei den 
Landkreisen und bei den kreisfreien Städten, prü-
fen und dann die entsprechenden Entscheidun-
gen treffen, übrigens mit Konsequenzen wie der, 
dass bei Anwendung des Konnexitätsprinzips, 
was im Haushalt im nächsten oder übernächsten 
Haushalt irgendwann auftauchen wird, Geld und 
Personal mitgegeben werden muss.  

Dass das Ganze mit einer Neustrukturierung im 
Bereich der Landesbehörden begleitet wird, ist 
eine Sache, die eben von Frau Löhrmann beklagt 
worden ist, die ich aber für dringend erforderlich 
halte.  

Hier wurde gesagt, wir hätten auch immer gefor-
dert, 3.000 Stellen mit kw-Vermerken zu versehen 
und abzubauen. Ich weise darauf hin, dass wir es 
schon einmal gehabt haben, dass über die ge-
samte Legislaturperiode, wenn ich das richtig im 
Kopf habe, sowohl am Anfang wie am Ende, die 
gleiche Gesamtzahl der Bediensteten des Landes 
vorhanden war und dass der Trend, den wir brau-
chen, nämlich mit weniger Personal effektiver zu 

arbeiten, in dieser Zeit nicht realisiert wurde. Das 
werden wir jetzt Schritt für Schritt umsetzen.  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
glaube … 

(Ralf Jäger [SPD]: Warum stellen Sie so vie-
le ein? Wer berät Sie?) 

– Mich braucht gar keiner zu beraten, Herr Jäger.  

(Lachen von der SPD) 

Ich gucke mir nur die Zahlen an.  

(Ralf Jäger [SPD]: Sie haben keine Ahnung, 
noch schlimmer!) 

– Herr Jäger, das müssen Sie gerade sagen, Sie 
erfolgreicher Politiker aus Duisburg! Gucken Sie 
sich an, wie Herr Sauerland da ordentliche Politik 
macht, 

(Beifall von der CDU) 

dann werden Sie rot und halten Sie Ihren Mund! 
Das ist ganz einfach.  

(Sören Link [SPD]: Das ist eine Unver-
schämtheit! Sie Vollflasche!) 

Werte Kolleginnen und Kollegen, es ist ungeheuer 
wichtig, dass wir das, was wir an konjunktureller 
Entwicklung haben, durch eine vernünftige Politik 
begleiten, weil wir damit auch für die Menschen 
im Land wieder Sicherheit schaffen.  

Wir haben gerade im Zusammenhang mit den 
Feiern zum 60. Geburtstag unseres Landes Nord-
rhein-Westfalen erlebt, dass es inzwischen eine 
sehr große Bereitschaft der Menschen gibt, nicht 
nur dieses Land anzunehmen, sondern es wirklich 
als ihr Land zu betrachten und auch – das war 
das große Erlebnis mit 2 Millionen Bürgerinnen 
und Bürgern bei diesem Fest am vergangenen 
Wochenende – zu sagen: Dies ist mein Nord-
rhein-Westfalen. Hier lebe ich gerne. Es ist ein 
wunderschönes Land, ein Land, das Probleme 
hat, selbstverständlich. Wir haben aber das Ver-
trauen, dass wir mit diesen Problemen fertig wer-
den, wenn wir den Versuch machen, die Men-
schen mitzunehmen.  

Weil das so ist, bin ich fest davon überzeugt, dass 
Nordrhein-Westfalen auch in Zukunft ein Aufstei-
gerland sein wird.  

(Lang anhaltender lebhafter Beifall von CDU 
und FDP) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ministerpräsident. – Für die SPD-Fraktion 
spricht nun Frau Walsken.  

Gisela Walsken (SPD): Herr Ministerpräsident! 
Meine Damen und Herren! Ihre Rede hat ein-
drucksvoll klargemacht, warum Sie sich heute seit 
nunmehr fast dreieinhalb Stunden weitgehend mit 
der SPD auseinandersetzen, anstatt über den 
Haushalt zu reden und deutlich zu machen, wel-
che Konzepte Sie für das Land haben.  

Das ist uns deshalb klar geworden, weil der Zu-
stand im Land Nordrhein-Westfalen, das Sie zur-
zeit regieren, alles andere als positiv ist. Ihre Um-
fragewerte sinken. Die Bevölkerung ist zuneh-
mend enttäuscht. Kinder und Jugendliche haben 
protestiert. Wir haben es in den letzten Wochen 
und Monaten heftig erlebt. Die Mitarbeiter in der 
Landesverwaltung sind zutiefst misstrauisch, weil 
Sie im Hinblick auf das, was Sie meinen, als Kon-
zept zur Verwaltungsstrukturreform verkaufen zu 
müssen, enttäuscht sind.  

Und, Herr Ministerpräsident, Herr Laumann, bei 
Hartz IV haben Sie versucht, die Bevölkerung zu 
täuschen. Sie haben selber mit am Tisch geses-
sen, als Hartz IV beschlossen worden ist. Nun 
stellen Sie sich hier an dieses Rednerpult und tun 
so, als wenn Sie damit nichts zu tun hätten.  

(Beifall von der SPD)  

Und ich sage deutlich in Richtung FDP: Ich kann 
mir vorstellen, dass Sie nicht begeistert sind, sich 
zunehmend über Ihren Koalitionspartner ärgern 
zu müssen, weil er zum Beispiel gerade versucht, 
die Unabhängigkeit des Landesrechnungshofes 
mit einem riesigen gelben Filzmantel zu überzie-
hen. Herr Kollege Papke, Ihr Beitrag hier war an 
Scheinheiligkeit nicht zu überbieten, und leider 
haben Sie den Zuhörerinnen und Zuhörern ver-
schwiegen, was Sie im Landesrechnungshof ge-
rade wirklich planen. 

Herr Ministerpräsident, ich glaube, es war nicht 
schön, zu erleben, wie Kollege Stahl heute das 
Kabinett eigentlich schon symbolisch verabschie-
det hat. Es ist nicht schön, zu schauen, was in der 
Staatskanzlei in den letzten Wochen und Monaten 
passiert ist. Sie haben jetzt mit personellen Ver-
änderungen versucht, Abhilfe zu schaffen. Und 
ich glaube auch nicht, dass es schön ist, mitzu-
kriegen, dass im Wirtschaftsministerium die Mäu-
se auf dem Tisch tanzen. All das ist für Sie sicher-
lich Grund genug, sich heute nicht mit der Zukunft 
dieses Landes oder Ihrem Haushalt, sondern mit 
der SPD zu beschäftigen. Dies ist ein Ablen-

kungsmanöver allererster Güte. Aber es ist durch-
sichtig, scheinheilig und wurde durchschaut. 

(Beifall von der SPD – Svenja Schulze 
[SPD]: Genau!) 

Dann haben Sie uns heute mitgeteilt, womit Sie 
sich nicht beschäftigen möchten. – Oh, Sie sind 
schon weg, Herr Ministerpräsident? 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Er will sich nicht 
mit dem Haushalt beschäftigen!) 

Eben hat er sich noch beschwert, dass die Oppo-
sition nicht funktioniert. Jetzt geht er und hört nicht 
mehr zu. Das ist aber nicht so tragisch. 

(Ralf Jäger [SPD]: Er ist ein bisschen Fahr-
rad fahren!) 

Sie haben sich eben dahin gehend geäußert, 
dass Sie sich nicht mit Zahlen auseinandersetzen 
wollen. Genau das werden wir Ihnen nicht erspa-
ren; Herr Kollege Stahl ist leider auch nicht da, 
aber auch das ist nicht wichtig. 

(Zuruf von Angela Freimuth [FDP]) 

Die Weiterbildung ist ein interessantes Beispiel, 
und da haben wir ein bisschen in den Akten ge-
graben. – Kollege Klein, ich habe hier einen Ent-
schließungsantrag der CDU vom 19. April 2005, 
also wenige Tage vor der Landtagswahl datiert. 
Da heißt es in der Passage zur öffentlichen För-
derung wörtlich: 

„Die Förderung … der Weiterbildung … wird auf 
dem Niveau des Jahres 2000 gesichert.“ 

Meine Damen und Herren, das hieße, Sie hätten mit 
der Vorlage Ihrer Haushalte hier 13,7 Millionen € zu-
sätzlich in die Weiterbildung einstellen müssen. Seit 
Sie regieren, haben Sie aber bis heute 24 Millio-
nen € gekürzt. Das werden wir in diesem Lande 
deutlich machen. Da lassen wir Sie nicht entkom-
men, meine Damen und Herren. 

(Sören Link [SPD]: Hört, hört!) 

Zweiter Punkt – auch hier konfrontieren wir Sie gerne 
mit Zahlen –: Aus den Eckpunkten der Landeshaus-
halte 2004/2005 ist die Anzahl der Stellen zu ent-
nehmen. Daraus wird deutlich, dass Sie nicht weitere 
Stellen abbauen. Wir haben gegenüber 2004 im 
Haushalt 2005 991Stellen realisiert und 2005 weitere 
819 Stellen eingespart. Herr Dr. Rüttgers, Herr Fi-
nanzminister – oh, er ist auch nicht mehr da; es ist 
interessant, dass der Finanzminister bei der Haus-
haltsdebatte nicht da ist –, das sind die Zahlen, und 
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mit denen werden wir Sie bis zur Weihnachtspause 
konfrontieren. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das Ressort Fi-
nanzen übernimmt jetzt Frau Sommer!) 

– Auch schön. Meine Damen und Herren, ich 
freue mich, dass wir hier viele Zuhörerinnen und 
Zuhörer haben. Wenn es die Landesregierung 
nicht interessiert, was die Opposition zum Haus-
halt sagen möchte, dann sagen wir es gerne der 
Bevölkerung in diesem Land. 

(Zuruf von Winfried Schittges [CDU]) 

– Herr Kollege Schittges, Sie sind da der beste 
Zwischenredner. Mit Ihnen setzen wir uns noch an 
anderer Stelle auseinander; das machen wir spä-
ter. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Bei ihm werden 
wir noch nachbohren!) 

Meine Damen und Herren, dieser Landeshaushalt 
ist mutlos, profillos, verantwortungslos. Dieser 
Haushalt wächst – jedoch zulasten der Kommen. 
Er ist kommunalfeindlich, und die Sanierung er-
folgt in diesem Haushalt ausschließlich zulasten 
unserer Städte und Gemeinden. Und das, meine 
Damen und Herren, stinkt selbst den CDU-
Kollegen, 

(Beifall von der SPD) 

die sich auf einer Tagung in der letzten Woche 
dazu ausdrücklich geäußert haben. 

Und, meine Damen und Herren, dieser Haushalt 
reißt Herrn Dr. Linssen seine Maske vom Gesicht: 
die Maske des selbst inszenierten „ehrlichen 
Kaufmanns“. Denn er frisiert zum dritten Male die 
Landesbilanz auf der Einnahmeseite. Dieser Fi-
nanzminister verliert heute den Ruf des ehrlichen 
Kaufmanns. Denn er ist hier an dieser Stelle er-
neut verfassungsbrüchig. Er hat den Art. 81 der 
Landesverfassung, in dem steht – Frau Präsident, 
ich darf zitieren –: „Alle Einnahmen und Ausgaben 
des Landes sind in den Haushaltsplan einzustel-
len; …“, missachtet. Er hat die Verfassung gebro-
chen, und wer sich hier ein drittes Mal mit absicht-
lich nach unten korrigierten Einnahmen präsen-
tiert, der verdient nicht mehr, als ehrlicher und 
vorsichtiger Kaufmann bezeichnet zu werden. 

(Beifall von der SPD) 

Aber ich höre – auch per Zwischenruf – immer 
wieder, dass all dies nicht stimmt, und deshalb 
möchte ich gerne denjenigen, die es interessiert, 
die Chance geben, sich mit einem Blick in die 
Zahlen ein eigenes Bild zu machen. 

2005 hatten wir den ersten Haushalt, den die neue 
Koalition zu verantworten hatte. Dieser Haushalt 
2005 hatte – die Zahlen liegen heute vor – 
360 Millionen € zu wenig an Steuern auf der Ein-
nahmeseite. 360 Millionen € sind den Entschei-
dungen dieses Parlaments entzogen worden, aber 
sie sind auch diesem Land und seinen Städten und 
Gemeinden genommen worden. 

(Beifall von der SPD) 

Es geht 2006 weiter, meine Damen und Herren. 
Wir prognostizieren fast 500 Millionen € zu wenig 
an Steuern, die der Finanzminister nicht kalkuliert. 
Ich will jetzt gerne die Istzahlen sagen: Wir haben 
bis April – immer im Vergleich zum letzten Jahr – 
650 Millionen € mehr Steuern eingenommen. Wir 
haben bis Mai über 1 Milliarde € mehr eingenom-
men. Und wenn wir heute die Website des Fi-
nanzministeriums anklicken, so erfahren wir, dass 
wir bis Ende letzten Monats 1,386 Milliarden € 
mehr an Steuern in diesem Land haben.  

Herr Finanzminister, ich fordere Sie seit Juli auf: 
Legen Sie endlich einen Nachtragshaushalt vor, 
damit dieses Parlament über das Geld entschei-
den kann und Sie es nicht am Parlament vorbei in 
den Sparstrumpf packen und damit die Verfas-
sung brechen! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: So viel zum Thema ehrli-
cher Kaufmann!) 

Meine Damen und Herren, das Schlimme ist ja, 
dass die Kommunen doppelt getroffen werden. 
Die Steuerschätzer – ein fachkundiges Gremium 
aus Bundes- und Landesebene – haben für Nord-
rhein-Westfalen gesagt, dass wir 860 Millionen € 
mehr an Steuern haben werden, wahrscheinlich 
sogar mehr. Das wird auch den Kommunen im 
Steuerverbund entzogen.  

Obwohl es guter Brauch ist, Herr Finanzminister, 
sich an den Prognosen der Steuerschätzer – Sie 
sind erst vom Mai – zu orientieren, stellen Sie die-
se Summe nicht in den Haushalt ein. Das 
Schlimme ist, Sie bauen auch zu wenig Schulden 
ab. Das Thema Schuldenabbau – meine Kollegin 
Kraft hat es heute Morgen erwähnt –, die Lebens-
lüge 9 des Herrn Ministerpräsidenten in der „Wirt-
schaftswoche“, macht deutlich, wie hier operiert 
wird: Versprochen – gebrochen.  

Der Ministerpräsident und sein Finanzminister ha-
ben von diesem Pult in diesem Haus erklärt, sie 
würden jeden zusätzlich eingenommenen Euro 
zum Abbau der Schulden verwenden. Wenn Sie 
heute das blaue Haushaltsbuch aufschlagen, se-
hen Sie, dass der Finanzminister von diesem 
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Geld erst einmal 350 Millionen € abzweigt, um 
damit Mehrausgaben in seinem Haushalt zu de-
cken, die er auch an anderen Stellen hätte ein-
sparen können. Das ist nicht seriös, sondern das 
geschieht wieder einmal nach dem Motto: Ver-
sprochen – gebrochen. 

(Beifall von der SPD) 

Wenn man sich genau anschaut, was der Fi-
nanzminister wirklich mit dem Geld macht, fällt 
auf, dass er deutlich mehr neues Personal ein-
stellt, hochdotiertes Personal. Ich kann es nur 
noch einmal betonen: eine zusätzliche Stelle in 
der Staatskanzlei für einen 

(Zuruf von Minister Dr. Helmut Linssen) 

zusätzlichen Staatssekretär im Regierungsappa-
rat, und, Herr Finanzminister, einen zusätzlichen 
Abteilungsleiter in Ihrem Haus. Das hätte sich 
keiner vorher erlaubt. Denn in diesem Hause war 
es unter Rot-Grün üblich, dass der Finanzminister 
vorbildlich ist. Vorbildlich!  

(Beifall von der SPD) 

Versprochen – gebrochen. Auch an dieser Stelle 
spricht die Wahrheit für sich. 

Herr Kollege Stahl hat sich vorhin breit mit dem 
Thema „Verfassung und Moral“ auseinanderge-
setzt. Wir sagen: Dieser Haushalt ist erneut ver-
fassungswidrig. – Ja, wir haben auch eine Ausei-
nandersetzung vor dem Verfassungsgericht verlo-
ren. Das ist keine Frage, dazu stehen wir. Wir 
sind aufgefordert worden, Rücklagen, die aus 
Krediten finanziert waren, wieder aufzulösen. Das 
haben wir getan. Aber es hat in der Geschichte 
des Landes noch nie einen Haushalt gegeben, 
der komplett verfassungswidrig ist. 

(Beifall von der SPD) 

Und ich lege Wert darauf, dass der Verfassungs-
gerichtshof NRW hierzu Urteile spricht und nicht 
Kollege Stahl aus dem Bauch, weil er meint, die 
Haushalte seien verfassungsgemäß. 

(Beifall von der SPD) 

Zum dritten Male Verfassungsbruch, obwohl – das 
ist der eigentliche Unterschied zu dem, was in der 
rot-grünen Regierungszeit geschehen ist – die 
Steuerquellen sprudeln! Ich gebe zu, als Finanz-
politikerin hätte ich diese Phase gerne erlebt. Zum 
ersten Mal, Herr Finanzminister, haben Sie jetzt 
aufgrund der konjunkturellen Lage, aufgrund von 
Maßnahmen, die Sie im Bund als CDU oder als 
FDP abgelehnt haben, und aufgrund von Maß-
nahmen, die wir in diesem Lande durch eine gro-
ße Sparoperation mithilfe der Beschäftigten einge-

leitet haben, die Situation, wieder mehr Geld ein-
zunehmen.  

Es ist längst auch nicht mehr unmöglich, die Ver-
fassung zu wahren. Ganz im Gegenteil: Mit über 
2 Milliarden € an zusätzlichen Einnahmen ließen 
sich die Schulden deutlich stärker zurückführen, 
als Sie es tun. Sie zweigen wieder einen Betrag 
ab, und Sie senken – das ist interessant – Ihre 
landeseigenen Investitionen, die Sie zur Einhal-
tung der Verfassung dringend bräuchten.  

Wir verstehen nicht, warum Sie gerade in der 
Phase eines beginnenden wirtschaftlichen Auf-
schwungs in diesem Land nicht investieren und 
den Kommunen nicht die Spielräume geben zu 
investieren, sondern das Geld zurückhalten. Sie 
sind konzeptlos, Herr Finanzminister. Da hilft auch 
nicht, dass Sie einen landeseigenen Betrieb in die 
Insolvenz reden. Sie haben kein Konzept für den 
Schuldenabbau, sondern Sie legen wahllos Spar-
dosen an. 

(Beifall von der SPD) 

Ich wiederhole gerne, weil es zutrifft: Dieser Haus-
halt ist mutlos, weil er nicht spart. Er ist profillos, 
weil er keine politischen Schwerpunkte erkennbar 
macht und auch kein Konzept zur Konsolidierung 
eines Haushalts bei wieder sprudelnden Steuer-
quellen vorlegt. Er ist verantwortungslos, weil er 
durch und durch kommunalfeindlich ist. Und weil 
der Finanzminister zum dritten Mal in Folge einen 
Haushalt mit einer frisierten Bilanz vorgelegt hat, ist 
das auch kein Haushalt mehr, der von einem ehrli-
chen Kaufmann vorgelegt wird. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Walsken. – Für die CDU hat Kollege Klein 
das Wort. 

(Sören Link [SPD]: Es sitzt nur noch einer 
da, nein, zwei! Zu wem reden Sie überhaupt 
noch?) 

Volkmar Klein (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Da hat Frau Kollegin Walsken 
doch tatsächlich den kompletten Saal leergeredet. 
Ich habe aber auch den Eindruck, dass das, was 
ich zu sagen habe, für Sie viel wichtiger ist.  

Wenn ich mir die Wortbeiträge noch einmal in Er-
innerung rufe, haben Sie in alle Richtungen kriti-
siert. Das gilt auch für die Frau Kollegin Walsken. 
Ich habe nicht gehört – Sie haben es wohl gar 
nicht erst versucht –, dass Sie irgendwo konkret 
gesagt haben, wo mehr gespart werden soll. Das 
haben sie nur pauschal gefordert. Auch die 
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Schulden sollen sinken. Aber Sie müssen sich 
schon entscheiden. Sie müssen entweder sagen 
„Mehr sparen und weniger Schulden“ oder „Weni-
ger sparen und mehr Schulden“. Beides zusam-
men kann nicht funktionieren. Das wissen Sie ge-
nauso gut wie ich.  

Es ist schon eine seltsame Atmosphäre. Nicht 
dass ich mich nicht hineinversetzen könnte – mich 
erinnert das aber eher an frühere Erlebnisse beim 
Zahnarzt mit unseren Kindern. Wenn ich ab und 
zu einmal mitgegangen bin, hätte ich dem jeweili-
gen Kind am liebsten das Bohren erspart und es 
aus lauter Mitgefühl vor dem bösen Zahnarzt und 
dem surrenden Bohrer gerettet.  

Aber, meine Damen und Herren, es wären doch 
schlechte Eltern, die das machen. Es muss ope-
riert werden, damit es hinterher wieder besser 
wird. Zetern und Schimpfen alleine, wie Sie das 
hier tun, ist nun wirklich verantwortungslos. Nicht, 
dass es uns Freude macht, sicherlich auch harte 
Entscheidungen zu treffen. Aber anders geht es 
nicht. Sie verhalten sich hier ganz genau so wie 
ein Elternteil, der das Kind vor dem Zahnarzt ret-
ten will. 

Das Schlimmste ist: Das fordern Sie nicht nur 
jetzt; Sie sind jahrelang tatsächlich so verfahren. 
Sie waren schlechte Eltern für Nordrhein-
Westfalen – für ganz Nordrhein-Westfalen, aber 
ganz besonders für die Kinder in Nordrhein-
Westfalen und auch für die künftigen Kinder, die 
künftigen Generationen in Nordrhein-Westfalen. 

Eine Fachtagung über Nachhaltigkeit in der Fi-
nanzpolitik, die jüngst hier im Hause stattgefun-
den hat, hat auf verschiedenen Wegen attestiert, 
dass wir nach wie vor eine jährliche Nachhaltig-
keitslücke von 10 Milliarden € haben. Da müssen 
wir drangehen, ob Sie das wollen oder nicht. 

Nachhaltigkeitslücke von 10 Milliarden € – das 
klingt vielleicht technokratisch. Es ist aber weit 
mehr. Es ist eigentlich ein allgemeinpolitisches 
Problem. Ich könnte vielleicht auch sagen: Es ist 
ein Defekt, ein menschlich defektes Verhalten, 
das wir an den Tag legen. Ich will einen Men-
schen zitieren, der von mir sehr hoch geschätzt 
wird, weil er Wort und Tat vereinte: Albert 
Schweitzer. Er hat versucht, moralisches, ethi-
sches Verhalten so zu definieren, dass uns nicht 
nur unser eigenes Wohl, sondern auch das der 
anderen Menschen, der menschlichen Gemein-
schaft insgesamt zu interessieren hat. 

Ich will das so präzisieren, dass uns nicht nur das 
Wohl unserer eigenen Generation, sondern auch 
das Wohl nachfolgender Generationen zu interes-
sieren hat. Es ist einfach nicht in Ordnung, wenn 

wir gegenwärtig ein größeres Paket an Schulden 
als an nutzbarem Vermögen an die nächsten Ge-
nerationen weiterzugeben. Das ist unmoralisch 
gegenüber künftigen Generationen, weil Spiel-
räume beschnitten werden. 

Deswegen ist es ethisch fragwürdig, wenn noch 
so viel Gutes oder Soziales heute weiter auf Kre-
dit bezahlt wird. Die Schulden in den vergangen 
Jahren sind explodiert. Zinsen für Kredite müssen 
zurückgezahlt werden, von denen damals Dinge 
bezahlt worden sind, die heute längst ausgeson-
dert worden sind: Die Kredite, von denen damals 
die Polizeifahrzeuge der 70er- und 80er-Jahre fi-
nanziert worden sind, müssen noch unsere Kinder 
zurückzahlen. Das ist unverantwortlich gewesen. 

Deswegen sind der Kurs und das ziemlich klare 
Konzept von Finanzminister Helmut Linssen richtig: 
Wir müssen wieder auf besseren Kurs kommen. 
Wir müssen die Nettokreditaufnahme reduzieren. 
Wenn ich mir die vergangenen drei Jahre an-
schaue, betrug die Nettokreditaufnahme im Jahr 
2005 6,66 Milliarden €, 2006 5,59 Milliarden €; und 
im Haushaltsplan für das nächste Jahr beträgt sie 
4,35 Milliarden €. Damit wird deutlich, wie erfolg-
reich der Finanzminister bereits an diesem Prob-
lem arbeitet. 

Und Sie werfen uns jetzt vor, die Nettokreditauf-
nahme sei immer noch zu hoch und die Schulden 
würden auch in den nächsten Jahren weiter stei-
gen? Vergleichen Sie doch einmal das, was jetzt 
an Krediten aufgenommen werden muss – 
4,35 Milliarden € – mit dem, was alleine an Zinsen 
in diesem Haushalt für Ihre alten Kredite zu be-
zahlen ist: Das sind 4,76 Milliarden € im kommen-
den Jahr. 

(Beifall von der CDU) 

Das heißt, wir müssen aufgrund Ihrer alten Schul-
den im nächsten Jahr mehr an Zinsen bezahlen, 
als wir an Krediten aufnehmen. Das ist schon ein 
großer Beitrag an Konsolidierung. Noch nicht 
einmal das ist in den vergangenen Jahren gelun-
gen. Sie brauchen sich also gar nicht darüber auf-
zuregen, dass die Schuldenaufnahme jetzt nicht 
sofort zu Ende ist. 

Trotzdem ist viel erreicht worden. Die Schulden-
aufnahme wird weiter gesenkt und wird auch in 
den nächsten Jahren weiter gesenkt werden. Das 
ist nicht nur Programm, sondern es wird auch aus 
der mittelfristigen Finanzplanung deutlich. Es wird 
ein Erfolg sein, an dem wir uns gerne messen 
lassen, obwohl deutliche Schwerpunkte gesetzt 
werden. Die Stichworte dazu sind eben schon ge-
fallen: Für Familienzentren und Schulen wird 
deutlich mehr Geld als in der Vergangenheit aus-
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gegeben. Das ist ein weiterer Beitrag zur künftig 
besseren Gestaltung unseres Landes. 

Wenn wir uns vergleichen, sind wir noch weit weg 
von dem, wo wir eigentlich stehen müssten. Ich 
habe in Erinnerung, dass es auch Ihr Anliegen ist, 
sich nicht unbedingt mit den Fußkranken in die-
sem Land zu vergleichen. Wir wollen nicht die 
nordrhein-westfälischen Finanzen oder die Per-
formance unserer Wirtschaft mit Bremen oder 
Berlin vergleichen. Wenn wir uns vergleichen, 
muss Bayern der Maßstab sein. Da liegt noch ein 
verdammt weiter Weg vor uns. 

Bayern wird wie im vergangenen Jahr auch die-
ses Jahr bei einer Neuverschuldung von 0 € lie-
gen. Wir haben immer noch eine beklagenswert 
hohe Neuverschuldung – und das auf einem viel 
höheren Niveau. Die absoluten Zahlen seien da-
hingestellt; sie sind bei uns als dem größeren 
Land sowieso höher. Aber der Anteil der jeweili-
gen Landesverschuldung am Bruttoinlandsprodukt 
beträgt in Bayern 6,2 %, in Nordrhein-Westfalen 
22,9 %. Das macht deutlich, wie viel schlechter 
wir stehen und wie groß die Aufgabe ist, die noch 
vor uns liegt. 

Es ist nicht so, dass damit in der Vergangenheit 
mehr investiert worden wäre, was für die Zukunft 
hilft. Nein! Auch die Investitionsquote liegt in Bay-
ern nach wie vor deutlich höher als in Nordrhein-
Westfalen. Das sind alles strukturelle Fehler unse-
res Haushaltes, die nach und nach korrigiert wer-
den müssen. Auf diesem Weg sind wir. Für diesen 
Weg ist der Haushalt 2007 das richtige Konzept. 

Es ist auch nicht so, dass durch die bei uns we-
sentlich höhere Verschuldung wesentlich Besse-
res erreicht worden wäre. Ganz im Gegenteil: Die 
soziale Struktur und die Hilfen für die Schwäche-
ren in unserer Gesellschaft sind in Nordrhein-
Westfalen schlechter als in anderen Bundeslän-
dern. Die Schulbildung ist schlechter, und auch 
die wirtschaftliche Entwicklung ist schlechter. 
1994 bis 2004 betrug die wirtschaftliche Entwick-
lung in Bayern plus 21 %, bei uns nur 11 %. Diese 
Wachstumslücke, meine Damen und Herren, ist 
zur Einnahmelücke und zur Arbeitsplatzlücke für 
Nordrhein-Westfalen geworden. Damit müssen 
wir aufräumen. 

Ich verstehe ja, dass Sie das in der Vergangen-
heit nicht für so nötig befunden haben. Frau Kol-
legin Walsken hat eben ein bisschen im alten 
Fahrwasser weiter gemacht und dem Finanzmi-
nister vorgeworfen, die Steuereinnahmen in die-
sem Jahr und auch im nächsten Jahr eventuell 
etwas zu gering geschätzt zu haben. – Ein vor-

sichtiger Kaufmann ist etwas vorsichtiger als die 
Realität. 

(Widerspruch von der SPD) 

Die Realität in der Vergangenheit sieht so aus: 
Sie haben sich früher die Zahlen in einer Größen-
ordnung schön gerechnet, 

(Gisela Walsken [SPD]: Welcher denn?) 

die eigentlich für Sie Anlass sein müsste, sich zu 
schämen, solche Behauptung überhaupt in den 
Mund zu nehmen.  

(Gisela Walsken [SPD]: Das sind Ihre Zah-
len, und das ist Ihr Haushalt!) 

Sie werfen jetzt dem Finanzminister allen Ernstes 
vor, die Steuereinnahmen des nächsten Jahres 
eventuell um 360 Millionen € zu niedrig zu schät-
zen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Eventuell? – Auf je-
den Fall!) 

Ich füge hinzu: Die Steuerschätzung im November 
steht noch aus. Im Anschluss an diese Steuer-
schätzung wird alles noch einmal überprüft.  

(Gisela Walsken [SPD]: Zu Protokoll: Ich bie-
te Ihnen eine Wette an!) 

Frau Kollegin Walsken, Sie sagen, die Schätzung 
sei um 360 Millionen € zu niedrig ausgefallen. Was 
war in den vergangenen Jahren? Im Jahre 2002 hat 
die alte Koalition die Steuereinnahmen um 1,7 Milli-
arden € zu hoch geschätzt. Im Jahre 2003 hat sie 
die Steuereinnahmen um 3,6 Milliarden € – Milliar-
den! – zu hoch geschätzt, und im Jahre 2004 hat sie 
die Steuereinnahmen erneut um 1,4 Milliarden € zu 
hoch geschätzt. 

(Gisela Walsken [SPD]: Warum?) 

An der Stelle ist mir ein vorsichtig schätzender Fi-
nanzminister, der eventuell Gefahr läuft, hinterher 
um 300 Millionen € besser abzuschneiden, tau-
sendmal lieber als die unsolide Handhabung in 
der Vergangenheit.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Das wird dann noch mit dem Vorwurf verbunden, 
es gehe zulasten der Kommunen. Das erstaunt 
mich insofern, als sich die neue Systematik des 
Gemeindefinanzierungsgesetzes wohl immer 
noch nicht überall herumgesprochen hat. Denn 
anders als früher wird das Gemeindefinanzie-
rungsgesetz nicht mit den prognostizierten Steu-
ereinnahmen gespeist, sondern mit dem, was tat-
sächlich eingenommen worden ist.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron)  
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Das bedeutet: Für das Jahr 2007 werden die 
Kommunen abschließend das erhalten, was an 
Steuereinnahmen im Zeitraum vom 1. Oktober 
2005 bis zum 30. September 2006 an Ist ange-
kommen ist. Die Behauptung also, durch irgend-
welche Steuerschätzungen sei die Position der 
Kommunen auch nur tangiert, ist völliger Unfug. In 
der Vergangenheit hat das gestimmt, ist heute 
aber nur noch Stimmungsmache und völliger Un-
fug.  

Stattdessen freuen sich die Kommunen darüber, 
jetzt endlich jeweils eine verlässliche Grundlage 
im Gemeindefinanzierungsgesetz vorzufinden. 

Ich wundere mich darüber, dass eben noch ein-
mal betont wurde, die Koalitionsfraktionen und der 
Finanzminister hätten wenig zum Konzept gesagt. 
Umgekehrt habe ich nur undifferenzierte, falsche 
und nicht abgestimmte Kritik an wirklich allen Po-
sitionen unseres Konzeptes gehört. – Der Haus-
haltsplanentwurf ist nichts anderes als in Zahlen 
gegossenes Konzept von Regierungshandeln.  

Ich habe den Eindruck, dass es zu dem, was jetzt 
für 2007 vorgelegt worden ist, überhaupt keine 
Alternative gibt. Von der Opposition haben wir 
keine dieser Einschätzung entgegenstehenden 
Hinweise erhalten. Es gibt keine Alternative dazu, 
endlich peu à peu Schluss zu machen mit dem 
mehr Geld ausgeben, als Geld eingenommen 
worden ist.  

Und es muss endlich ernst gemacht werden mit 
einem wirklich vernünftigen und optimierten Per-
sonaleinsatzmanagement.  

Es muss ernst gemacht werden – und nicht, wie 
früher, immer nur davon geredet werden – mit der 
Modernisierung und Verschlankung unserer Ver-
waltung.  

Es muss ernst gemacht werden mit besseren 
Schulen für unser Land. 

Und es muss endlich ernst gemacht werden mit 
der anstehenden Konsolidierung für unser Land. 

Auf alle diese Fragen gibt der Haushaltsplanent-
wurf 2007 richtige Antworten, die unser Land nach 
vorne bringen. Unser Finanzminister Helmut Lins-
sen und die gesamte Regierung Rüttgers sind auf 
dem richtigen Weg. Mit diesen Konzepten werden 
wir unser Land gut in die Zukunft bringen. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Klein. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen hat der Abgeordnete Sagel das Wort. 

Rüdiger Sagel*) (GRÜNE): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Wenn ich mich hier 
umschaue, scheint der Parlamentarismus im 
Landtag von Nordrhein-Westfalen ziemlich am 
Ende zu sein. Man soll nicht die Abgeordneten 
tadeln, die da sind. Leider sind sehr viele nicht da.  

Aus meiner Sicht ist es ein bisschen schade, dass 
die Debatte der Finanzpolitiker nachmittags nach 
15.00 Uhr stattfindet und vorher der große 
Schlagabtausch läuft, wobei das Thema „Landes-
haushalt 2007“ teilweise nur am Rande gestreift 
wird. Das möchte ich auch einmal so deutlich sa-
gen. Das finde ich nicht so gut. Vielleicht sollte 
man sich über die Debattenkultur hier noch einmal 
ernstere Gedanken machen. – Soweit mein klei-
nes Vorwort. 

(Christian Weisbrich [CDU]: Wo sind Ihre 
Leute?) 

– Meine Leute sind im Moment leider auch nicht 
da. Ich habe meine Anmerkung auch sehr allge-
mein gefasst, Herr Kollege.  

Ich möchte einiges zum Haushalt 2007 ausführen. 
Mit Erstaunen habe ich vernommen, wie sich der 
Herr Ministerpräsident heute wieder als das sozia-
le Gewissen aufgespielt hat. Ehrlich gesagt kann 
ich das nicht so richtig nachvollziehen. Es geht 
heute nur um den Haushaltsentwurf. Heute findet 
noch keine Schlussabstimmung statt. Wir ziehen 
noch kein Fazit über die Ergebnisse der Haus-
haltsberatungen, sondern wir müssen zunächst 
einmal nüchtern analysieren, was der Finanzmi-
nister und die Landesregierung als Haushaltsent-
wurf eingebracht haben.  

Schaut man sich den Haushaltsentwurf 2007 an, 
kann ich nur nüchtern konstatieren: Der ökologi-
sche Abbau geht weiter. Der Sozialabbau geht 
weiter. Kinder und Jugendliche sind wieder – wie 
schon im Haushalt 2006 – besonders betroffen. 
Wir bekommen es natürlich zusätzlich mit Rand-
erscheinungen wie den Studiengebühren zu tun. 
Schulbücher für Sozialhilfeempfängerinnen und 
Sozialhilfeempfänger werden nicht mehr bezu-
schusst. Auch das geht zulasten der Kinder. 

Deswegen ist mein Fazit nur kurz und knapp: 
Rüttgers macht dumm! CDU und FDP machen 
arm! – Das ist die Konsequenz Ihrer Politik.  

(Beifall von der SPD) 

Aus meiner Sicht – auch das war heute Thema – 
sparen Sie an den falschen Stellen. Nichts gegen 
Sparpolitik, aber man muss an den richtigen Stel-
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len sparen. Aus meiner Sicht sparen Sie an den 
falschen Stellen. 

(Zuruf von der CDU: Vorschläge!) 

Der ehrliche Kaufmann, der immer wieder be-
schworen wurde, ist innerhalb sehr kurzer Zeit zu 
einem Bilanzfälscher geworden. Ich bin von unse-
rem Finanzminister ehrlich enttäuscht. Vonseiten 
der Regierung, aber auch von den die Regierung 
tragenden Koalitionsfraktionen wurde viel Zahlen-
klamauk verkündet. Insbesondere von Herrn Pap-
ke haben wir heute wieder einiges gehört. 

Eines muss man doch auch konstatieren: Wenn 
die Mehrwertsteuererhöhung auf Bundesebene 
nicht käme, hätten Sie 1,4 Milliarden € mehr 
Schulden. Dann wären Sie bei Schulden in Höhe 
von 5,8 Milliarden €. Das ist die Realität, die sich 
in diesem Haushalt widerspiegelt. Das sind deut-
lich mehr Schulden als in jedem Haushalt, den wir 
jemals in diesem Land eingebracht haben. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das ist die Realität.  

Die Steuereinnahmen steigen um 2,14 Milliar-
den €. Davon bringt die Mehrwertsteuererhöhung 
1,4 Milliarden €. Noch im Mai hat die Landesregie-
rung betont, sie wolle die Steuermehreinnahmen 
vollständig zur Haushaltskonsolidierung einset-
zen. Ich kann nur feststellen: Auch dieses Ver-
sprechen ist nicht gehalten worden. Das Geld wird 
an ganz bestimmten Stellen wieder ausgegeben. 
Von Haushaltskonsolidierung keine Spur. 

Nimmt man die von Minister Linssen vorgelegten 
Zahlen aus der mittelfristigen Finanzplanung ernst, 
dann müsste die Neuverschuldung deutlich unter 
4 Milliarden € und nicht – wie jetzt – bei 4,35 Milli-
arden € liegen. Die Gesamtverschuldung steigt mit 
dem Haushalt des Jahres 2007 auf 122,2 Milli-
arden €. Ich habe mir die mittelfristige Finanzpla-
nung angeschaut, weil das für mich die Zahlen 
sind, die die Perspektive in die Zukunft öffnen. 
Nach den Angaben des Finanzministers beläuft 
sich der Schuldendienst des Landes im Jahr 2010 
auf 133,4 Milliarden €. Das ist die Situation. Jedes 
Jahr müssen dann 5,4 Milliarden € an Zinsen und 
Tilgung gezahlt werden. Das ist die Realität des 
Jahres 2010. 

Ich finde, das ist eine grauenhafte Perspektive. 
Einen Pfad der Haushaltskonsolidierung kann ich 
nicht erkennen. Im Gegenteil. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie packen massiv Schulden obendrauf. Sie prak-
tizieren genau das Gegenteil von Haushaltskon-
solidierung. 

Klare Signale für einen ernsthaften Subventions-
abbau sind nicht zu erkennen. Zu den Subventi-
onsgräbern bei der Steinkohle muss ich nicht viel 
sagen. Auch dort werden die rückholbaren Sum-
men – wir haben sie mit 226 Millionen € beziffert – 
nicht hereingeholt. 

Auch die Landwirtschaftskammern werden weiter 
massiv subventioniert. Die FDP rückt sich als 
selbst ernannter Bürokratieabbauer immer in den 
Vordergrund. Bei den Landwirtschaftskammern 
geschieht aber genau das Gegenteil, nämlich ein 
massiver Bürokratieaufbau. Auch zukünftig erhal-
ten diese über 100 Millionen €. Das ist die Reali-
tät. 

Subventionen sind bei Ihnen nach wie vor ein 
großes Thema. Sie tun genau das Gegenteil von 
dem, was Sie versprechen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zu der Situation der Kommunen wurde heute 
schon einiges gesagt. Die Kommunen werden um 
rund 500 Millionen € geprellt. Allein 162 Millionen € 
an Einnahmen fehlen aus der Grunderwerbsteuer. 

Das ist die Politik, die Sie betreiben. Man kann 
nicht von einer positiven Gestaltung für Nordrhein-
Westfalen sprechen. Im Gegenteil. Es geht genau 
in die falsche Richtung. Das zeigt sich an fast je-
der Haushaltsstelle, wenn man sich das einmal 
intensiv ansieht. Sie handeln genau entgegenge-
setzt zu all Ihren Versprechungen und Behaup-
tungen. 

Es wird groß ein Personalabbau angekündigt. 
Nach dem uns vorgelegten Haushaltsentwurf für 
das Jahr 2007 haben wir mehr Beamtinnen und 
Beamte. Die Stellenzahl steigt auf 253.477. Das 
sind 715 Stellen mehr als im Jahr 2006. Insge-
samt steigt die Zahl der Beschäftigten des Landes 
auf 326.274. Das sind 167 Stellen mehr. Sie prak-
tizieren das genaue Gegenteil von Personalab-
bau, von Einsparungen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie bauen massiv Personal auf. Das ist auch kein 
Wunder. In den letzten Tagen musste ich mit Ent-
setzen wieder lesen, dass sich selbst der Minis-
terpräsident nicht in Zurückhaltung übt. Vier Stel-
len in der Ministerialbürokratie des Ministerpräsi-
denten werden zusätzlich geschaffen. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Hoch dotiert!) 
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Direkt am Anfang haben Sie schon einmal 
92 Stellen geschaffen, als Sie Ihre Vertrauten von 
CDU und FDP untergebracht haben. Genau diese 
Politik wird fortgeführt. Das ist ein unglaublicher 
Vorgang, gerade weil es den Personalbereich be-
trifft. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Skandalös wird es im Personalbereich dann, 
wenn ich mitbekomme, was die FDP beim Lan-
desrechnungshof treibt. Der Landesrechnungshof 
hat die Aufgabe, die Landesregierung zu kontrol-
lieren. Er ist per Verfassung zur Neutralität ver-
pflichtet. Genau das Gegenteil wird gemacht. Es 
kommt zu einer massiven Einflussnahme vonsei-
ten der FDP. Man redet schon von gelber Vet-
ternwirtschaft. Wir haben an dieser Stelle gelben 
Filz. Das Gleiche gilt für den schwarzen Filz, den 
wir bei Frau Thoben im Wirtschaftsministerium mit 
Herrn Baganz erleben mussten.  

Der schwarze und der gelbe Filz haben Einzug 
gehalten. Jetzt ist es soweit. Sie haben die letzten 
Rücksichten aufgegeben. Sie machen Filzpolitik. 
Wir werden noch einiges erleben. Ich kann Ihnen 
nur ankündigen: Ich werde – ich bin Mitglied im 
Haushaltskontrollausschuss – sehr genau darauf 
achten, was Sie treiben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist nur der Anfang, und dies nach nur einem 
Jahr, das Sie an der Regierung sind. Sie haben 
noch fast vier Jahre vor sich. Ich bin schlichtweg 
entsetzt. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich glaube und hoffe, dass auch die Bürger in un-
serem Land etliches von dem mitbekommen, was 
wir heute Nachmittag zu dieser etwas späteren 
Stunde darüber erzählen, was in diesem Landes-
haushalt von Ihrer Seite getrieben und gemacht 
wird. 

Wenn man sich die einzelnen Etats anschaut – ich 
will jetzt nicht in die Details gehen, denn das lohnt 
sich angesichts der nur geringen Aufmerksamkeit 
wohl nicht –, stellt man doch schnell fest, dass zum 
Beispiel weitere 49 Millionen € durch die Streichung 
des Elternbeitragsausgleichs weg. Insgesamt sind 
dies jährlich 85 Millionen €. Es gibt ein Minus durch 
die Beteiligung bei der Krankenhausfinanzierung. Es 
gibt beim Küstenschutz und Hochwasserschutz 
usw. massive Kürzungen. Es gibt vor allem eine 
massive Kürzung um 18 Millionen € bei der Weiter-
bildung, obwohl bereits im letzten Jahr massiv ge-
kürzt wurde. Auch bei der Altlastensanierung wer-
den – ökologisch gesehen nicht ganz unwichtig – 

3 Millionen € gekürzt. Beim sozialen Wohnungsbau 
werden 18 Millionen € gekürzt. 

Das ist Ihre soziale und ökologische Politik, die 
Sie für Nordrhein-Westfalen betreiben, eine Poli-
tik, die aus meiner Sicht vor allem auch gegen 
Kinder und Jugendliche geht, also gegen diejeni-
gen, auf die es eigentlich ankommt, gegen dieje-
nigen, von denen man sagt, sie seien unsere Po-
tenziale für die Zukunft. Sie machen genau das 
Gegenteil von dem, was Sie hier ankündigen.  

Ich bringe es noch einmal auf den Punkt: Rüttgers 
macht dumm, CDU und FDP machen arm. Das ist 
mein erstes Fazit zu dem Haushaltsplanentwurf. 
Wir werden aber noch einige Monate Zeit haben, 
uns damit intensiver zu beschäftigen. – Danke 
schön für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Sagel. – Für die FDP-Fraktion hat jetzt 
Frau Kollegin Freimuth das Wort. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! In einem Punkt stimme ich dem 
Kollegen Sagel zu: Es ist in der Tat bedauerlich, 
dass wir als Haushälter zu dieser nachmittägli-
chen Stunde bei etwas überschaubarer Beset-
zung des Saales gehört werden.  

Aber in einem anderen Punkt stimme ich ihm nicht 
zu: Wenn er gerade platt in die Runde wirft, dass 
Rüttgers dumm mache sowie CDU und FDP arm 
machten. Herr Kollege Sagel, man könnte sagen 
wollen: Rot-Grün hat eine Rekordverschuldung 
verursacht, hat also das Land Nordrhein-
Westfalen arm gemacht und macht arbeitslos, 
weil Sie mitverantwortlich für eine Rekordarbeits-
losigkeit sind. Das könnten wir so austauschen, 
aber auf diesem Niveau sollte man die Situation 
des Landes Nordrhein-Westfalen und die Konzep-
te, mit denen wir die Situation des Landes und der 
Menschen in diesem Land verbessern wollen, 
nicht diskutieren.  

Ich habe eigentlich gedacht, dass wir insgesamt 
weiter wären, aber offensichtlicht braucht die Ver-
gangenheitsbewältigung etwas mehr Zeit. So war 
ich nachdenklich berührt, dass die SPD, vertreten 
durch die Fraktionsvorsitzende, nach wie vor die 
Realitäten leugnet und die eigenen Beiträge – ich 
will hier nicht von Schuld reden –, die auch zu der 
derartig desolaten Finanz- und Haushaltssituation 
im Lande Nordrhein-Westfalen geführt haben, 
nicht mehr kennt.  
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Nordrhein-Westfalen liegt in Vergleichsstudien im 
Bildungsbereich bei 16 Bundesländern auf dem 
16. Platz. In sämtlichen anderen Bereichen liegen 
wir am unteren Ende der Tabelle. Vor dem Hin-
tergrund muss man doch einmal festhalten: Alles 
das, was Sie in den 39 Jahren bis zum Regie-
rungswechsel gemacht hat, kann offensichtlich 
nicht so ganz richtig gewesen sein. Deshalb muss 
man doch darüber nachdenken, wie es gelingen 
könnte, aus dieser Situation wieder herauszu-
kommen und welche neuen Konzepte man aufle-
gen könnte.  

Ich finde es bemerkenswert, wenn Sie beklagen, 
es lägen keine Konzepte vor. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass ich das für die FDP und die Koa-
lition anders bewerte. Wir sind mit konkreten Kon-
zeptionen in den Wahlkampf gegangen, haben 
diese in dem gut einen Jahr, in dem CDU und 
FDP die Regierungsverantwortung tragen, in ver-
schiedenen Gesetzesvorhaben umgesetzt. Nun 
warten wir darauf, dass sich auch die Effekte zei-
gen. Unsere Konzepte lagen und liegen auf dem 
Tisch.  

Beachtlich fand ich aber, dass sich die SPD intern – 
und ich will mich jetzt nicht mit Ihnen als SPD ausei-
nandersetzen – von ihren eigenen Leuten attestie-
ren lassen musste, dass die SPD in der Diskussion 
zum Beispiel des Schulgesetzes mit einer eigenen 
Konzeption nicht stattgefunden hat.  

Und wenn Sie den Vorwurf vortragen, hier wäre 
ideologisch argumentiert oder etwas durchgetrie-
ben worden: Bei ideologischen Debatten – das 
zeichnet sie aus – geht es eben nicht um unter-
schiedliche Konzeptionen. Ich konstatiere, dass 
die Kollegen der Grünen einfach etwas anderes 
wollten. Sie hatten eine andere Konzeption. Aber 
die SPD hatte in der Debatte noch nicht einmal 
eine Konzeption. Insofern hat die SPD hier sicher-
lich ideologisch diskutiert.  

Vor dem Hintergrund und vor dem Hintergrund 
der Rekordverschuldung des Landes Nordrhein-
Westfalens und der nach wie vor viel zu hohen 
Arbeitslosigkeit in Nordrhein-Westfalen finde ich 
es sehr schade, dass von Ihrer Seite die Diskus-
sion nicht konzeptionell geführt wird.  

Herr Ministerpräsident hat völlig zu Recht darauf 
hingewiesen, dass es insbesondere die Langzeit-
arbeitslosen und die etwas reiferen Jahrgänge 
sind, die uns Sorgen bereiten müssen, weil sie 
eben leider nicht von ersten Konjunktureffekten 
profitieren können, sondern als Herausforderung 
auch an uns bleiben. Hier geht es um soziale Ge-
rechtigkeit, aber auf den Begriff der sozialen Ge-

rechtigkeit möchte ich zu einem späteren Zeit-
punkt zu sprechen kommen. 

Es ist mehrfach der Vorwurf erhoben worden, mit 
diesem Haushaltsplanentwurf würde der Finanz-
minister Bilanzen frisieren. – Gemessen am Wirt-
schaftsrecht und am Wirtschaftsstrafrecht ist das 
starker Tobak.  

Politisch gesehen muss ich sagen: Das, was wir 
in der Vergangenheit bei Ihnen beobachten muss-
ten, war ein systematisches Schönfärben der 
Haushalte, um damit bei der Einbringung formal 
eine Verfassungsmäßigkeit zu suggerieren, die 
sich aber hinterher leider nicht aufrechterhalten 
ließ. Im Haushaltsvollzug mussten Sie nämlich 
regelmäßig feststellen, dass sich die optimisti-
schen Einnahmeerwartungen bezüglich Steuern, 
Privatisierungserlösen und anderen imaginären 
Einnahmen nicht realisieren ließen.  

Ich halte unser Vorgehen für richtiger und ehrli-
cher: die Steuereinnahmen vorsichtig zu prognos-
tizieren und, wenn wir die tatsächlichen Einnah-
men kennen, eben nicht, wie von Ihnen über viele 
Jahre praktiziert, einen sogenannten Sparstrumpf 
anzulegen, sondern in Höhe dieser zusätzlich 
zum Haushaltsansatz eingenommenen Mittel – 
dazu stehe ich persönlich, stehen meine Kollegin-
nen und Kollegen von der FDP-Fraktion, von der 
CDU-Fraktion und sicherlich auch der Finanzmi-
nister – auf die Nettokreditaufnahme zu verzich-
ten. – So muss vorgegangen werden und nicht 
nach Ihrer Methode,  

(Beifall von der FDP) 

immer hinterher, wenn die Einnahmen viel gerin-
ger ausgefallen sind, regelmäßig die Nettokredit-
aufnahme zu erhöhen.  

Denn das halte ich eher für ein Frisieren oder 
Verschönern von Bilanzen als das, was Sie hier 
dem Finanzminister vorwerfen und was ich aus-
drücklich verteidige: die Einnahmen zurückhaltend 
zu prognostizieren und sich, wenn man das Geld 
dann tatsächlich in der Tasche hat, Gedanken 
über die Schuldensenkung zu machen. 

Wir haben zum Jahresende schlechtestenfalls ei-
ne Verschuldung von 119 Milliarden €. Es ist ein-
fach unerträglich, wie viele Zinsen wir dafür zah-
len werden. 16 Millionen € pro Tag sollen es sein. 
Mir fällt eine ganze Reihe von Diskussionen ein, 
die wir über die Verausgabung dieses Geldes füh-
ren könnten,  

(Ingrid Pieper-von Heiden [FDP]: Lehrer ein-
stellen!) 
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beispielsweise die Investitionen in die Bildung und 
Ausbildung unserer Kinder. Wirklich bemerkens-
wert ist Folgendes: Sie von der SPD haben hier 
39 Jahre die Verantwortung getragen; die Grünen 
waren zehn Jahre lang mit dabei. Sie haben die 
Bildungssituation und die Bildungsmisere hier im 
Land Nordrhein-Westfalen systematisch mit zu 
verantworten; denn zahlreiche Untersuchungen 
attestieren Ihnen Ihre falsche Politik. Sie haben 
systematisch nicht in die Bildung und Ausbildung 
unserer Kinder und Jugendlichen investiert. 

Frau Kollegin Kraft hat heute Morgen das kritisiert, 
was wir jetzt seit einem Jahr versuchen, die von 
Ihnen über 39 Jahre angesammelten Defizite in 
einem Jahr zu begleichen. Sie haben die Haus-
haltsmisere verursacht und damit auch den heuti-
gen Handlungsrahmen eingeschränkt. Deshalb 
können wir nicht aus dem Vollen schöpfen, „Kon-
fetti“ sagen und so viele Lehrer einstellen, wie wir 
bräuchten, um dem Unterrichtsausfall schon jetzt 
zu 100 % wirksam entgegenzutreten. Wir tun alles 
im Rahmen dessen, was möglich ist. Das geht 
wirklich auch an die Schmerzgrenze des Haushal-
tes heran. 

Sie beschweren sich darüber, dass es statistisch 
nur 0,4 Stellen pro Schule seien. Das ist immerhin 
schon fast eine halbe Stelle pro Schule mehr, als 
Sie in den letzten Jahren überhaupt auf die Reihe 
gekriegt haben. Das müssen doch auch Sie ein-
mal anerkennen. Ich hätte mir das gewünscht, 
das gehörte zur Lauterkeit dazu. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Es ist sinnvoll und notwendig, jetzt gegenzusteu-
ern, um in drei bis vier Jahren den Kindern wirk-
lich eine gute Bildung und Ausbildung zu ermögli-
chen. Hier sind Konzepte gefragt statt Ideologie. 
Wir müssen in der Bildung und Ausbildung mehr 
tun als bisher – mehr, als Sie in fast 40 Jahren 
gemacht haben, und auch mehr, als wir bisher 
machen konnten. Wir werden diese Anstrengun-
gen auch verstärken. Deswegen haben wir auf 
diesem Feld ordentlich investiert und tun dort so 
viel, wie wir mit dem Haushalt vereinbaren kön-
nen. 

Dann höre ich, dass wir auch im Kindergartenbe-
reich mehr machen müssten. – Ja, die Diskussion 
um die Beitragsfreiheit des abschließenden Kin-
dergartenjahres: Wünschenswert! Aber Sie hatten 
39 Jahre lang Gelegenheit, diese Beitragsfreiheit 
zu realisieren. Die Debatte ist weitestgehend auch 
nicht neu. Soviel ich weiß, wird sie seit ungefähr 
25 Jahren innerhalb der SPD geführt. Sie hätten 
es also machen können. Heute sind Sie Oppositi-

on. Da fällt es Ihnen leichter, das einfach einmal 
zu fordern. Prima! 

Natürlich besteht Einigkeit darüber, dass wir auch 
auf dem Sektor der vorschulischen Bildung, des 
Kindergartens und der Kinderbetreuung wesent-
lich mehr machen müssen. Oftmals ist es aber 
nicht eine Frage der Beitragsfreiheit. Es fehlen die 
Angebote. Darüber müssen wir uns auseinander-
setzen. 

Heute fallen Ihnen in der Debatte auch Betreu-
ungsangebote für die unter Dreijährigen ein. Mei-
ne liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie haben es 
in 39 Jahren gerade einmal geschafft, auf 2,8 % 
Versorgung zu kommen. Wir haben in der Koaliti-
on von CDU und FDP festgelegt, bis zum Jahr 
2010 – das ist ein ehrgeiziges Ziel – immerhin auf 
10 % aufzustocken. 

(Beifall von der FDP) 

Das ist mehr, als Sie jemals zustande gebracht 
haben oder nur als Ziel definiert hätten – um das 
einmal ganz klar zu sagen. Ich würde mir wün-
schen, dass Sie diese Ansätze anerkennen und 
mithelfen, mit entsprechenden Konzeptionen die-
se Möglichkeiten weiter auszubauen und zu eröff-
nen.  

Deswegen bin ich sehr gespannt, welche Vor-
schläge Sie dahingehend unterbreiten werden, 
wie der Haushalt auf der Ausgabenseite weiter zu 
konsolidieren ist. 

Ich stimme dem Kollegen Sagel in Sachen Aus-
stieg aus der Steinkohlesubvention zu. Die FDP-
Fraktion hat das schon seit vielen Jahren gefordert 
und plenar beantragt und ist in der Vergangenheit 
auch von Ihnen persönlich schon heftigst be-
schimpft worden. Ich kann mir aber leider nicht den 
Hinweis ersparen, dass Sie es gewesen sind – die 
Grünen im Bund, aber auch die Grünen im Land –, 
die maßgeblich mit dafür gesorgt haben, dass die-
se ganzen Subventionsverträge verlängert worden 
sind. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Rexrodt lässt 
grüßen!) 

Deswegen können wir auch leider heute nicht aus 
dem subventionierten Steinkohlebergbau ausstei-
gen – was die FDP schon seit Langem will. Rot-
Grün hat die Bewilligungsbescheide zu verantwor-
ten.  

(Beifall von der FDP) 

Zwei Sachen noch zum Finanzbereich: Frau Kol-
legin Walsken, ich werde jetzt einmal in meinen 
Comics nachgucken. Ich habe bei meinen Eltern 
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irgendwo noch ein paar Stapel. Wenn ich mich 
richtig erinnere, hatte Dagobert Duck eben nicht 
119 Milliarden € Schulden am Hals, sondern ei-
nen bis oben gefüllten Geldspeicher und konnte 
es sich leisten, in dem Geld zu baden und zu 
schaufeln. Er hatte auch regelmäßig kräftig etwas 
zum Zählen – aber auf der schwarzen und nicht 
auf der roten Seite. Das war tatsächlich vorhan-
denes Geld. Insofern würde ich noch einmal ü-
berdenken, ob die Vergleiche stimmen. 

Natürlich ist es nicht so, dass ich dem Kollegen 
Linssen nicht wünschen würde, tatsächlich wie 
Dagobert Duck als Dagobert Linssen in einem vol-
len Geldspeicher zu rudern und zu baden 

(Minister Dr. Helmut Linssen: Zu schwimmen!) 

und diese Mittel nach Möglichkeit wieder an die 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler zurückzuge-
ben oder gar nicht erst auf die Idee zu kommen, 
ihnen das Geld abzunehmen. Ich würde ihm das 
sehr wünschen; dann wäre vielleicht auch die un-
selige Mehrwertsteuer vom Tisch. Aber die Situa-
tion ist doch leider umgekehrt: Wir haben eine 
Rekordverschuldung. 113 Milliarden € haben wir 
von Ihnen übernommen, mussten wir überneh-
men. Wir konnten leider nicht sagen: Damit haben 
wir nichts zu tun, das waren die anderen. – Das 
wäre wirklich ein charmante Sache gewesen. 

Erschrocken haben mich zwei Bemerkungen, die 
hier auch heute Morgen gefallen sind, die grund-
sätzlicher Art sind und die vielleicht auch bezeich-
nend sind für das, was wir an Haushaltsdebatte 
und Haushaltsstrukturdebatte bekommen werden.  

Die Kollegin Kraft hat hier ausgeführt: Freiheit vor 
Gleichheit ist nicht gerecht. – Meine Damen und 
Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich würde 
mich wirklich gerne einmal mit Ihnen über den Ge-
rechtigkeitsbegriff auseinandersetzen und über 
den Gerechtigkeitsbegriff unterhalten. Denn: Hal-
ten Sie es etwa für gerecht, dass Leistung in die-
sem Lande sich nicht mehr lohnt, dass Leistung in 
diesem Lande teilweise überhaupt nicht mehr 
möglich ist, weil Menschen gar nicht mehr die 
Möglichkeit haben, zum Beispiel am Arbeitsmarkt 
Leistung zu erbringen? Ich halte das genau für 
nicht gerecht. 

Halten Sie es für gerecht, dass wir unseren Kin-
dern Bildungsmöglichkeiten und damit das 
Grundwerkzeug für ein eigenverantwortliches Le-
ben vorenthalten? Halten Sie es für gerecht, dass 
wir versuchen, zu nivellieren, gleichzumachen, 
und eben nicht individuell fördern, dass wir unse-
ren Kindern und Jugendlichen in diesem Bereich 
Chancen vorenthalten? Ich gebe unumwunden 
zu: Ich habe da ein anderes Verständnis. 

Wenn Sie schon – Kollegin Kraft ist nun leider 
nicht da – aus dem Koalitionsvertrag zwischen 
CDU und FDP „Freiheit vor Gleichheit“ und „Privat 
vor Staat“ zitieren, dann würde ich mir wünschen, 
dass Sie an dieser Stelle auch den Satz „Erwirt-
schaften vor Verteilen“ in die Diskussion einbrin-
gen und in der Diskussion berücksichtigen.  

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Das kam mir in den Haushaltsdebatten der ver-
gangenen Jahre nämlich immer wieder viel zu 
kurz. Bis heute unverändert! 

Von der Fraktion der Grünen und von der Fraktion 
der SPD wurde und wird immer wieder die große, 
hitzige Debatte darüber geführt, wie man was ver-
teilen kann. Ich bitte Sie, einfach einmal zur 
Kenntnis zu nehmen, dass wir uns erst Gedanken 
darüber machen müssen, wie wir wieder etwas 
erwirtschaften können, damit wir überhaupt etwas 
verteilen können,  

(Beifall von der FDP) 

damit wir Menschen, die sich aus eigener Kraft 
nicht helfen können, solidarisch als Gesellschaft 
beistehen können, damit wir in Bildung und Aus-
bildung unserer Kinder investieren können, damit 
wir eine verantwortungsvolle Politik betreiben 
können.  

Ich war vergangene Woche auf einer Konferenz in 
den Vereinigten Staaten von Amerika und habe 
mich dort in einem internationalen Forum mit dem 
Bereich „Global Migration, Braindrain und Brain-
gain“ auseinandergesetzt. Ich muss sagen: Da ist 
mir noch einmal so richtig veranschaulicht wor-
den: Das, was wir notwendigerweise, zwangsläu-
fig machen müssen, um hier in Nordrhein-
Westfalen, um auch in Deutschland wieder wett-
bewerbsfähig zu sein, um etwas zu erwirtschaften 
und damit die Chance zu haben, etwas verteilen 
zu können, sind mehr Investitionen in Bildung, in 
Forschung und Innovation.  

Wir haben deshalb verabredet und als FDP mit 
unserem Innovationsminister, gestützt von der 
CDU, in der Koalitionsvereinbarung festgehalten, 
einen Innovationsfonds errichten zu wollen, weil 
wir den auch aus meiner Sicht zwingend brau-
chen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche mir, 
dass wir gemeinsam Konzepte erarbeiten und 
Konzepte diskutieren, wie wir Bildung und Innova-
tion in Nordrhein-Westfalen wieder nach vorne 
bringen können. Dann können wir irgendwann 
vielleicht auch die Vergangenheitsbewältigung 



Landtag  30.08.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/35 
 

 

 

3876

beenden und tatsächlich Verantwortung für heute 
und morgen übernehmen. – Danke. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Kollegin Freimuth. – Für die CDU-Fraktion hat 
Herr Kollege Weisbrich das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zu-
nächst einmal drei Dinge klarstellen, die hier in 
der Debatte vorgetragen wurden.  

Frau Kraft hat es fertig gebracht, an der Kauf-
mannschaft unseres Finanzministers zu zweifeln. 
Dabei hat sie unter Beweis gestellt, dass sie von 
kaufmännischem Rechnungswesen und von guter 
Kaufmannschaft herzlich wenig Ahnung hat. Sie 
sagt zwar, sie sei Ökonomin, aber von betriebs-
wirtschaftlichen Dingen versteht sie nun wirklich 
nichts. Es geht nicht um den ehrlichen Kaufmann, 
sondern um den ehrbaren Kaufmann. Der ehrbare 
Kaufmann hat als oberstes Ziel, seine Gläubiger 
vor Verlusten zu schützen. Das heißt, er muss 
vorsichtig, zum Niederstwertprinzip bilanzieren. 
Und das hat Helmut Linssen gemacht. 

Was Sie in der Vergangenheit gemacht haben, 
einfach fantasievolle Zahlen in die Bilanz einzu-
stellen, das kann man im kaufmännischen Sinne, 
im Sinne einer ehrbaren Kaufmannschaft nur als 
Wechselreiterei bezeichnen. Wo das hingeführt 
hat, dass Sie ständig Versprechungen gemacht 
haben,  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Sie haben Ver-
sprechungen gemacht vor der Wahl!) 

ohne dass Sie dafür Deckung hatten, das haben 
wir erlebt.  

Im Zusammenhang mit Art. 81 der Landesverfas-
sung haben Sie gesagt, es sei nicht in Ordnung, 
wenn der Finanzminister bestimmte Einnahmen 
nicht in den Haushalt einstelle. Da kann ich Ihnen 
nur eines sagen: Schauen Sie einmal in die Lan-
desverfassung! Alle Ausgaben müssen durch den 
Landtag genehmigt werden. Bei den Einnahmen, 
wenn da irgendwo noch eine Reserve ist, ist das 
völlig problemlos. Nur die Ausgaben bedürfen der 
Zustimmung des Landtages, die Einnahmen nicht. 
Wenn der Finanzminister aber zusätzliche Ein-
nahmen an irgendeiner Stelle wieder ausgeben 
will, dann braucht er natürlich die Zustimmung des 
Landtages. Deswegen ist von vornherein klar – 
das haben wir immer gesagt –: Zusätzliche Ein-
nahmen werden nicht zum Stopfen von imaginä-
ren Haushaltslöchern genutzt; zusätzliche Ein-

nahmen werden zur Senkung der Neuverschul-
dung genutzt. Und damit hat es sich dann.  

(Beifall von der CDU) 

Ich glaube, das sollten Sie nicht mehr wiederho-
len. 

Dann hat Frau Kraft fulminant erzählt, der Bun-
desverband mittelständische Wirtschaft habe sich 
über die Wirtschaftspolitik der Landesregierung 
mokiert, die sei dabei nicht gut weggekommen. 
Dazu muss ich sagen: Frau Kraft hat verschwie-
gen, dass der Bundesverband mittelständische 
Wirtschaft einen breiten Aufschwung in Nordrhein-
Westfalen festgestellt hat. Danach finden 45 % 
der Unternehmen ihre persönliche Situation gut 
oder sehr gut. Im vorigen Jahr waren das erst 
28 %.  

Es ist in der Tat richtig, dass dieser Bundesver-
band festgestellt hat, dass seine Mitglieder mit der 
Politik der Landesregierung nicht ganz zufrieden 
sind. Sie müssen aber auch einmal hören, was 
der Bundesverband dazu gesagt hat, warum das 
so ist: Ursächlich sei ein allgemeiner Verdruss 
über die Große Koalition in Berlin und den viel zu 
leisen und zaghaften Protest aus Düsseldorf ge-
gen die dümmlichsten Projekte wie das Antidis-
kriminierungsgesetz, die sogenannte Gesund-
heitsreform und die zum Umfragezeitpunkt noch 
wahrscheinliche Ausdehnung der Körperschafts-
teuer auf gezahlte Zinsen, Mieten, Leasingraten 
usw. Das ist also der Grund, warum man mit der 
Landesregierung nicht zufrieden ist. Die wirt-
schaftliche Lage ist prima; aber Sie hauen Ihren 
Genossen in Berlin nicht genügend auf die Finger. 
Dafür brauchen Sie sich, so meine ich, nicht zu 
schämen; denn das kann man ja in Zukunft nach-
holen. 

(Zuruf von der SPD) 

Herr Kuschke hat etwas zum Thema RAG vorge-
tragen. Das Thema wurde von verschiedenen 
Rednern quer durch alle Fraktionen angespro-
chen. Ich will einmal sagen, was uns stört.  

Herr Müller hat im Wirtschaftsausschuss sehr elo-
quent vorgetragen, auf zentrale Fragen, deren 
Antworten wichtig gewesen wären, aber keine 
Antwort gegeben hat, sondern gesagt, wir sollen 
die Fragen schriftlich einreichen. Sie können si-
cher sein, dass wir sie auch schriftlich einreichen 
werden. Herr Müller hat uns erzählt – das ist für 
die Beurteilung des Sachverhalts durch die Lan-
desregierung, durch dieses Haus sehr wichtig –, 
es hätte überhaupt keinen Sinn, darüber nachzu-
denken, ob man bei diesem oder jenem Ver-
kaufsweg eventuell höhere Erlöse erzielen könn-
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te; denn wenn man mehr erziele, als er bei sei-
nem Börsengang anvisiert hat, dann würde der 
Erlös ohnehin nur den Alteigentümern, also Eon, 
Thyssen-Krupp etc., zugute kommen.  

Dazu muss ich sagen: Er hat schlicht und ergrei-
fend versucht, uns einen Knopf an die Backe zu 
nähen. Es liegt ein Gutachten der Kanzlei vor, die 
er selbst ins Geschäft gebracht hat, bei der auch 
Friedrich Merz tätig ist, in dem es heißt, dass, 
wenn ein solcher Mehrerlös erzielt würde, er mit 
Sicherheit der öffentlichen Hand und nicht den 
Altaktionären zusteht. Frau Wirtschaftsministerin, 
Sie sind insofern verdammt gut beraten, wenn Sie 
dafür sorgen, dass das Geld in unsere Kasse 
kommt und nicht irgendwo verschwindet.  

Er hat weiterhin gesagt, dass auch im Szenario 
des Auslaufbergbaus davon auszugehen ist, dass 
der RAG bereits aus rechtlichen Gesichtspunkten 
kein Vermögen verbleiben wird, das an die Aktio-
näre verteilt werden kann. Die RAG muss nämlich 
im Rahmen des Auslaufprozesses ihr gesamtes 
Vermögen einsetzen und kann nur insoweit weite-
re Steinkohlehilfe erhalten, als ihr eigenes Ver-
mögen nicht zur Begleichung aller Altlasten aus-
reicht.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Das ist hier nicht 
der Wirtschaftsausschuss!) 

Dazu muss ich sagen: Auch das ist ein Beleg da-
für, dass wir noch sehr viel sorgfältiger mit den 
Äußerungen der RAG umgehen müssen.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Das hätten Sie 
letzten Mittwoch sagen sollen!) 

Herr Kuschke wollte wissen, womit wir nicht zu-
frieden sind. Ich will einen weiteren Punkt anfüh-
ren. Ich hatte mich nach dem Bilanzierungsgeba-
ren der RAG bezüglich der Immobilien erkundigt,  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Beschweren Sie 
sich bei Herrn Müller!) 

weil wir gehört haben, dass dort eine Umstellung 
vom Ertragswert- auf das Sachwertverfahren er-
folgen soll. Herr Sagel, Sie werden das wahr-
scheinlich nicht verstehen.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Ich verstehe das 
sehr gut! Ich bin nämlich vom Fach, im Ge-
gensatz zu Ihnen!) 

Das hat eine tiefgreifende Bedeutung, auch für die 
Aktionäre, für die Werthaltigkeit der Bilanz. Mir 
liegt ein Antrag der RAG Wohnimmobilien GmbH 
an eine bestimmte Gesellschaft vor, die Ge-
schäftsanteile zugunsten der RAG Immobilien Ak-
tiengesellschaft zu verpfänden, damit sie zusätzli-

che Darlehen bekommen kann. Dazu muss ich 
sagen: Es ist Alarmstufe 1 gegeben; da muss 
man nachhaken. 

(Beifall von Rolf Einmahl [CDU]) 

Eine weitere Frage ist offen geblieben. Das wun-
dert mich total, weil es betriebswirtschaftlich an 
und für sich ganz einfach ist. Uns wird immer ge-
sagt: Im Unternehmen sind Rückstellungen vor-
handen, da ist ein Verkaufserlös, wenn man bei-
des zusammennimmt, dann sind die Altlasten ge-
deckt. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Zur Sache!) 

Auf die Frage, ob man Rückstellungen und Ver-
kaufserlöse denn so einfach addieren könne, hat 
Herr Müller gesagt: Das beantworte ich Ihnen 
schriftlich. Es könnte sein, dass da irgendwo eine 
kleine Doppelzählung drin ist.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Zur Sache!) 

Ich sage Ihnen, dass zumindest bezüglich der 
Buchwerte des Beteiligungsvermögens eine Dop-
pelzählung vorhanden ist. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Es geht um den 
Landeshaushalt!) 

– Herr Sagel, seien Sie doch einmal einfach still. 
Wenn Sie es nicht verstehen, kann ich es Ihnen ja 
nachher noch einmal erklären. Ich möchte aber, 
dass einmal zu Protokoll genommen wird, worum 
es dabei geht. Ich möchte, dass Sie Ihre Vorwür-
fe, wir sollten schneller machen, wir sollten nicht 
so sorgfältig sein, endlich einmal einstellen. Herr 
Sagel, im Übrigen danke ich Gott auf den Knien, 
dass jetzt der Kollege Priggen im Wirtschaftsaus-
schuss ist und nicht mehr Sie; denn der hat we-
nigstens Sachverstand, was Sie sehr wohltuend 
unterscheidet. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Machen Sie uns 
das doch einmal vor mit dem Dank auf den 
Knien!) 

Es ist klar, dass Doppelzählungen in Milliarden-
höhe vorgenommen werden. Das möchten wir 
nicht. – Diese Punkte wollte ich einmal klarstellen.  

Jetzt gestatten Sie mir noch ein paar Anmerkun-
gen zu der Situation, in der wir uns jetzt befinden. 
Hier ist zum Teil ziemlich kleinteilig über ein paar 
Millionen, die da oder dort mehr zur Verfügung 
stehen müssten, geredet worden. Sie einschließ-
lich der Fraktionsvorsitzenden der SPD, Frau 
Walsken, haben so getan, als sei die Situation 
plötzlich vom Himmel gefallen. Sie ist nicht vom 
Himmel gefallen, sondern hat eine Vorgeschichte. 
Es gibt Gründe dafür, dass wir heute in dieser 
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grässlichen Schuldenfalle stecken. Niemand an-
ders als die Sozialdemokraten, in den letzten 
zehn Jahren redlich assistiert von den Grünen, 
hat uns da hineingeführt.  

Wenn Sie ehrlich sind, müssen Sie sagen, dass 
sich die Sozialdemokraten, solange sie an der 
Regierung waren, an diesem Land versündigt ha-
ben. Sie haben hemmungslos Klientelpolitik be-
trieben. Sie haben den Strukturwandel verschla-
fen und damit das Wachstum der Wirtschaft ver-
kümmern lassen. Während der Regierungszeit 
der Sozialdemokraten – das schmeckt Ihnen 
nicht, ist aber einwandfrei belegbar – ist der Anteil 
des Landes Nordrhein-Westfalen am deutschen 
Bruttoinlandsprodukt von 27 % auf 22 % gesun-
ken. Nordrhein-Westfalen ist jedes Jahr ein hal-
bes Prozentchen hinter den anderen zurück-
geblieben.  

Sie mögen sagen: Um 5 % gesunken, was ist das 
schon? In Mark und Pfennig bedeutet das, dass 
uns jährlich 150 Milliarden € Wirtschaftsleistung in 
Nordrhein-Westfalen fehlen. Das entspricht Hun-
derttausenden von Arbeitsplätzen, die uns jetzt 
fehlen, und jährlich 30 Milliarden € Steuereinnah-
men, davon 10 für das Land und 4 für die Kom-
munen. Wenn wir diese zusätzlichen Steuerein-
nahmen hätten, wenn Sie in der Vergangenheit 
eine bessere Politik gemacht hätten, dann bräuch-
ten wir heute über manches nicht zu diskutieren, 
dann könnten wir weiterhin Wohltaten verteilen.  

Sie haben immer nach der Devise „Wandel 
braucht Zeit“ gehandelt. Immer wieder haben Sie 
kostspieligen Artenschutz für industrielle Dinosau-
rier betrieben. Sie haben Milliarden über Milliar-
den für die nicht mehr wettbewerbsfähige heimi-
sche Steinkohle ausgegeben und zusätzlich – ich 
sage es einmal salopp – Fassbrause für alle ver-
teilt: Jeder hat bekommen, wonach sein Herz be-
gehrte. Finanziert wurde auf Pump.  

Während der Regierungszeit der Sozialdemokra-
ten haben Sie die Personalkostenquote von 30 
auf 40 % anschwellen lassen. Sie haben einem 
praktisch schuldenfreien Land eine Zinsquote von 
10 % eingebrockt. Mit beidem zusammen haben 
Sie die Investitionskraft unseres Landes schlicht 
und ergreifend ruiniert.  

Sie haben jahrzehntelang den Menschen vorge-
gaukelt, Sie hätten einen Goldesel – um es einmal 
ein bisschen grob zu sagen –, der Dukaten 
scheißt. Um den Anschein aufrechtzuerhalten, 
haben Sie einfach den Schuldenhahn aufgedreht. 
Ihr damaliger Finanzminister Dieter Posser hat 
aus Protest das Handtuch geworfen. Er wollte 
dem Kabinett einer Bananenrepublik nicht länger 

angehören. Andere Sozialdemokraten und auch 
die Grünen hat dieser Protest nicht sonderlich ge-
kratzt. Sie haben ungeniert die Verschuldungsor-
gie fortgesetzt.  

Zum Schluss – das müssen Sie sich einmal auf 
der Zunge zergehen lassen – war Ihr täglicher 
Kreditbedarf auf 20 Millionen € angewachsen. Al-
lein für die aufgelaufenen Schulden mussten Sie 
täglich 13 Millionen € Zinsen zu den Banken tra-
gen – Geld, das für gestaltende Politik fehlt, 
Schulden, die unseren Kindern und Kindeskindern 
wie Mühlsteine um den Hals hängen. Mit den Zin-
sen einer einzigen Woche, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ließe sich ein ganzer Landesjugend-
plan, um den wir so heftig gestritten haben, be-
quem, aber wirklich bequem finanzieren.  

Nun verklagen Sie uns, weil wir nicht genügend 
sparen, und gleichzeitig fordern Sie an allen E-
cken und Enden – wir haben es gehört – höhere 
Ausgaben. Beides zusammen geht nicht. Ich kann 
nur sagen: Diese Taktik mag skrupellos sein, die 
können Sie schizophren oder doppelzüngig nen-
nen, aber aufgehen wird sie auf jeden Fall nicht.  

Dass man nicht zwei gegensätzliche Dinge 
gleichzeitig haben kann, haben schon große Lite-
raten festgestellt. Mir fällt in diesem Zusammen-
hang Schillers Wallenstein ein, der gesagt hat:  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Zur Sache!) 

„Leicht beieinander wohnen die Gedanken, 
doch hart im Raume stoßen sich die Sachen. 
Wo eines Platz greift, muss das andere wei-
chen.“  

Das sollten Sie sich auch einmal durch den Kopf 
gehen lassen, ehe Sie auf der einen Seite Sparen 
fordern und uns verklagen, weil wir angeblich 
nicht genug sparen, und auf der anderen Seite 
den Kredithahn weiter aufdrehen wollen.  

(Beifall von Marie-Luise Fasse [CDU]) 

Das Fazit der Situation ist: Wir haben jetzt die 
Konsolidierung eingeleitet. Ich bin froh und dank-
bar, dass wir einen Finanzminister Helmut Lins-
sen haben, 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

der so standhaft ist und die Dinge auf diese Weise 
betreibt.  

Wenn ich mir nur einmal die Nettoneuverschul-
dungsentwicklung anschaue: 6,7 Milliarden €, 
5,6 Milliarden €, 4,3 Milliarden €. Das hat es bei 
Ihnen nie gegeben. Das ist natürlich immer noch 
zu viel. Wir haben immer noch 13 Millionen € Zin-
sen pro Tag zu zahlen. Aber wir machen nicht 
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mehr 20 Millionen € neue Schulden, sondern nur 
noch 11 Millionen €. Das ist schon mal ein Schritt 
in die richtige Richtung. Wir werden weiter herun-
terkommen, bis wir dieses Land ähnlich wie Bay-
ern wieder komplett ohne neue Schulden fahren 
können.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Im nächsten Jahr-
tausend!) 

Das ist das, was wir brauchen, auch im Hinblick 
auf die Kommunen. Es nützt doch den Kommu-
nen nichts, wenn das Land pleite ist. Denn die 
Kommunen haben nur Anspruch auf Landeszu-
weisungen im Rahmen der finanziellen Möglich-
keiten des Landes. Dass man dabei dann fair und 
ehrlich mit den Kommunen umgehen muss, ist für 
uns eine Selbstverständlichkeit. Nicht nur Sie 
kommen aus Kommunen, auch wir kommen aus 
Kommunen und müssen sehen, wie wir da klar-
kommen.  

Aber es gehört eben dazu, dass alle Menschen in 
diesem Land erfahren müssen, dass sie jahrzehn-
telang hemmungslos belogen wurden, dass ihnen 
etwas vorgegaukelt wurde, was wirtschaftlich 
nicht leistbar ist. Es hat niemals so viele Steuer-
einnahmen gegeben wie heute. Dennoch sind die 
öffentlichen Kassen leer. Das hat nur einen einzi-
gen Grund. Es liegt daran, dass Sie permanent 
mehr versprochen haben, als dieser Staat jemals 
halten kann. Davon müssen wir weg. 

Eigentlich müssten Sie, wenn Sie Kinder haben, 
jeden Abend mit denen beten: Und vergebt uns 
unsere Schulden! 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Quatschen Sie 
nicht so viel! Machen Sie etwas!) 

Nicht: vergebt uns unsere Schuld, sondern: ver-
gebt uns unsere Schulden. Das müssten Sie je-
den Abend beten.  

Sie haben erzählt, was Sie alles weiter fortsetzen 
wollen. Sie sollten einmal in das Gutachten der 
Hartmann-Kommission schauen. Das haben Sie 
vielleicht nicht so ganz ernst genommen. Wir ha-
ben es ernst genommen. Eine Zahl ist faszinie-
rend: Ihr Weg fortgesetzt noch bis zum Jahr 2010 
hätte für uns ein strukturelles Defizit in Höhe von 
11 Milliarden € bedeutet. Wir hätten jedes Jahr 
11 Milliarden € zusätzliche Schulden machen 
müssen. Wo soll das hinführen? Das ist ein 
Verbrechen an der künftigen Generation.  

(Beifall von der CDU) 

Das machen wir nicht. Deswegen bin ich dem Fi-
nanzminister ausgesprochen dankbar dafür, dass 
er einen knallharten Konsolidierungskurs fährt. 

Sie werden sich wundern. Sie haben es auch das 
letzte Mal nicht geglaubt beim Haushalt 2006. Sie 
werden sich auch diesmal wundern. Wir lassen 
uns von diesem Kurs nicht abbringen.  

Ich will Ihnen noch eines ins Stammbuch schrei-
ben. Herr Sagel, Sie haben ja auch so einen 
Nachhaltigkeitsbericht zur Finanzsituation vorge-
legt. Da ist beispielsweise auch aufgefallen, dass 
in dem Schuldenstand, den wir von Ihnen über-
nommen haben – den haben wir ja nicht gemacht, 
sondern der ist schon da gewesen –, noch nicht 
einmal Rückstellungen für Pensionen enthalten 
sind, was im Grunde genommen den Schul-
denstand des Landes verdoppelt.  

Vor diesem Hintergrund kann ich nur sagen: Hö-
ren Sie auf mit unseriösen Forderungen! Hören 
Sie auf, den Menschen kostenlose Kindergarten-
plätze zu versprechen! Das hat Johannes Rau vor 
20 Jahren schon nicht geschafft. Das werden wir 
auch nicht schaffen. Das Geld dafür ist einfach 
nicht da.  

Gewöhnen Sie sich bitte an, bei allem, was Sie 
politisch in den Raum stellen, zunächst einmal zu 
fragen, ob für diese Wohltat das Geld anwesend 
ist oder ob es abwesend ist. Wenn das Geld an-
wesend ist, können wir uns politisch streiten und 
darüber diskutieren. Wenn das Geld aber abwe-
send ist, sollten wir die Diskussion einstellen. Ich 
kann Ihnen sagen: In Nordrhein-Westfalen ist das 
Geld abwesend. Es ist aus den Gründen abwe-
send, die ich Ihnen eben geschildert habe. Rot-
Grün hat zu vertreten, dass wir in dieses Dilemma 
hineingekommen sind. Wir werden in den nächs-
ten fünf Jahren dafür sorgen, dass dieser Lan-
deshaushalt wieder aktionsfähig wird und wir wie-
der Investitionen für die Zukunft tätigen können. – 
Schönen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP – Rüdiger Sagel 
[GRÜNE]: Das ist eine Lachnummer!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Weisbrich. – Aus den Reihen der Fraktio-
nen liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Der Herr Finanzminister hat aber noch einmal um 
das Wort gebeten. Bitte schön.  

Dr. Helmut Linssen, Finanzminister: Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte nur ganz kurz auf einige Punkte in der 
Debatte eingehen. Ich möchte mich nicht beschäf-
tigen mit den Verbalinjurien von Ihnen, Herr Sa-
gel. Über Bilanzfälscher hat, glaube ich, die Kolle-
gin Freimuth schon das Entsprechende gesagt. 
Ich meine, wenn man in der Sache nichts zu sa-
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gen hat, soll man nicht zu solchen Begriffen grei-
fen. Kann es nicht auch ein bisschen kleiner sein? 

(Beifall von der CDU) 

Natürlich ist es sehr hübsch, mit Dagobert Duck 
verglichen zu werden. Aber die intellektuelle Leis-
tung ist dann doch nicht so groß, wenn man eben 
weiß, dass wir zurzeit 113 Milliarden € Schulden 
haben. Dieses Bild ist hübsch. Wenn es sich 
durchsetzt, wäre es besonders hübsch. Wenn es 
mit der Realität in Einklang zu bringen wäre, wäre 
es noch hübscher. Aber bis dahin brauchen wir 
noch ein bisschen Zeit. Lassen Sie uns nur lange 
genug an der Regierung, dann schaffen wir das. 

(Beifall von der CDU – Carina Gödecke 
[SPD]: Das haben Sie nicht zu entscheiden!) 

Ich möchte gerne ein paar Bemerkungen zu der 
Frage machen: Ist irgendwo ein Sparstrumpf an-
gelegt? Dieses Bild wird vor allen Dingen von der 
SPD gebraucht. Nun sind Frau Kraft und Frau 
Walsken leider nicht hier, aber vielleicht können 
Sie es ihnen aufschreiben, damit sie es vielleicht 
doch kapieren. 

(Ralf Jäger [SPD]: Eine Nummer kleiner, 
Herr Linssen!) 

Ich hatte schon zu Beginn darauf aufmerksam 
gemacht. Ich bin gespannt, mit welcher Akrobatik 
Sie versuchen, das heute zu erklären. Sie haben 
es nämlich wieder nicht erläutert. Sie glauben, 
dass es vielleicht irgendwo ankommen könnte, 
wenn Sie sagen: Der hat irgendwo einen Spar-
strumpf. – Aber hier ist der Kreis, in dem wir uns 
austauschen sollten. Sie können das vielleicht in 
Unternehmen machen, indem Sie Rückstellungen 
bilden. Sie haben es in grauer Vorzeit, 1999, ein-
mal mit Rückstellungen versucht, als wir dann 
zum Verfassungsgericht gegangen sind. Beim 
Jährlichkeitsprinzip des Haushaltes und bei der 
Haushaltstechnik Kameralistik können Sie es gar 
nicht. Ich täte es gerne, um Vorsorge für die 
nächsten Jahre zu treffen. Ich verhehle nicht, 
dass mir das gefallen würde. 

(Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 

Aber es geht tatsächlich nicht. Ich will versuchen, 
es Ihnen anhand der Zahlen, die genannt worden 
sind, zu erklären. Wenn Sie zum Beispiel sagen: 
„2,1 Milliarden € Steuern mehr bekommt der, 
dann muss der doch irgendwo Geld hingelegt ha-
ben“, dann versuchen Sie, einmal mitzurechnen: 
2,1 Milliarden € sind die Mai-Steuerschätzung. 
Darin ist die Mehrwertsteuererhöhung von 1,4 Mil-
liarden € berücksichtigt. Herr Sagel, Sie haben auf 
diese 1,4 Milliarden € auch abgehoben.  

Dann darf ich Ihnen vielleicht ein paar grobe Zah-
len nennen – denn der Haushalt hat so viele Auf 
und Ab –, damit Sie auf das Gerüst kommen, das 
im Haushalt deutlich wird. Alle Zahlen, die ich 
nenne, können Sie im Haushalt nachlesen. 

Von den 2,1 Milliarden € müssen Sie dann erst 
einmal 300 Millionen € Steueränderungsgesetze 
zum 1. Januar 2007 abziehen. Das ist ein Faktum, 
das Sie eigentlich kennen müssten. Sie müssen 
abziehen die 80 Millionen € 3 % Mehrwertsteuer 
mehr bei den sächlichen Verwaltungsausgaben. 
Auch das steht im Haushalt. Sie müssen die 
60 Millionen € 3 % Mehrwertsteuer mehr beim Fa-
milienleistungsausgleich dazu rechnen. 140 Millio-
nen € plus Steueränderungsgesetze sind 440 Millio-
nen €. Dann müssen Sie 260 Millionen € mehr bei 
Personal dazu rechnen. Dann müssen Sie 674 Milli-
onen € bei Kommunen dazu rechnen. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

– Die 674 Millionen €, die die Kommunen mehr 
erhalten, sind klar, Herr Sagel. Bei den 1,1 Milliar-
den € Ausgabensteigerung ist das die wesent-
lichste Position überhaupt. Ich versuche ja, es Ih-
nen vorzurechnen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Das sind doch Ta-
schenspielertricks!) 

Auf einmal sind Sie dann bei 2,1 Milliarden € mi-
nus 1,469 Milliarden €, die ich Ihnen gerade vor-
gerechnet habe. Dann sind Sie bei 0,7 Milliar-
den €. Das ist genau das Reduzierungsvolumen 
der Nettoneuverschuldung von 5,1 Milliarden € 
auf 4,35 Milliarden €. Da gibt es noch kleine Auf 
und Ab an allen Seiten. Aber so ist das nun mal. 

Dann versuchen Sie doch einmal zu verstehen. 
Wenn Sie hoffentlich mit mir der Meinung sind, 
dass wir in diesem Jahr mehr Steuern einnehmen, 
als wir in dem Steueransatz haben, dann wissen 
Sie auch, dass das nicht ein Sparstrumpf ist, der 
irgendwo angelegt wird, sondern das voll in die 
Reduzierung der Nettoneuverschuldung geht. 

(Ralf Jäger [SPD]: 23 % an die Kommunen, 
Herr Linssen!) 

Dann haben wir eben statt 5,1 Milliarden € viel-
leicht 4,8 Milliarden €, und dann setzt sich das 
über die nächsten Jahre fort. Es geht voll in die 
Reduzierung der Nettoneuverschuldung. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das sind Grundrechenarten, von denen ich an-
nehme, dass Sie sie wirklich beherrschen. Sie 
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beherrschen sie auch, nur versuchen Sie, dem 
Publikum etwas anderes klarzumachen. 

(Horst Becker [GRÜNE]: Sie bereichern sich 
an kommunalem Geld! Jetzt, wo Sie in der 
Regierung sind, wollen Sie damit nichts mehr 
zu tun haben!) 

Vielleicht noch eine kleine Bemerkung zu dem, 
was Frau Kraft vorgetragen hat. Frau Kraft hat ih-
re Rede damit begonnen, dass sie sich vorkommt 
wie der Hauptdarsteller in dem Film „Und täglich 
grüßt das Murmeltier“. Ich habe lange über dieses 
Bild nachgedacht. 

Wenn Sie sich noch an den Film erinnern, dann 
muss in dem Film der Hauptdarsteller die Wieder-
holung des immer gleichen Tages viele Male er-
tragen. Das war das Bild, das sie gebraucht hat: 
„… schon zum dritten Mal …“, usw. So geht es 
dem Murmeltier. Aber ich sage Ihnen auch: Am 
Ende gewinnt der Hauptdarsteller neue Einsichten 
und Erkenntnisse, und er kehrt zu einem norma-
len Leben zurück. 

(Ralf Jäger [SPD]: Das Bild passt nicht, Herr 
Linssen!) 

Mein Fazit daraus: Wir dürfen darauf hoffen, dass 
Frau Kraft und vielleicht auch die SPD mit ihr 
noch – wenn auch spät – zu den richtigen Er-
kenntnissen kommen können. – Herzlichen Dank 
für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Linssen. – Ich schließe damit die Beratung 
zum Haushalt 2007 und zum Haushaltsbegleitge-
setz. 

Ich eröffne die Beratung zum Gemeindefinan-
zierungsgesetz. – Als erstem Redner für die 
SPD-Fraktion gebe ich das Wort an den Abgeord-
neten Jäger. 

Ralf Jäger (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wir beginnen heute 
die Beratung zum GFG 2007 ohne den zuständi-
gen Innenminister und ohne den extra für diesen 
Zweck eingerichteten Parlamentarischen Staats-
sekretär. Das schein ein Novum in diesem Parla-
ment zu sein. 

(Dr. Michael Brinkmeier [CDU]: Und ohne 
80 % Ihrer eigenen Fraktion!) 

Ach, der Abgeordnete Palmen ist da – wunderbar –, 
aber nur der Abgeordnete Palmen. Der Staatssekre-
tär müsste normalerweise hier sitzen. Herr Linssen, 
vielleicht können Sie das Herrn Wolf aufschreiben 

und ihm ausrichten, so wie wir es mit Frau Kraft tun 
werden, sodass wir die ein oder andere Klärung 
herbeiführen können.  

Herrn Linssen, was Sie Herrn Wolf aufschreiben 
können, ist: Es gibt ein weiteres Novum im Rah-
men der GFG-Beratung, das das Datum vom 
18. August trägt und den Abgeordneten am 
28. August, am letzten Montag, zugestellt worden 
ist. Dieses GFG hatte also zehn Tage vom In-
nenministerium bis zum Landtag gebraucht – Luft-
linie etwa 400 Meter.  

(Zuruf von Horst Becker [GRÜNE]) 

Diese Landesregierung hat versprochen, neue 
Wege zu gehen. Aber dass sie so verschlungen 
sind, dass sie so lange dauern, damit haben wir 
wirklich nicht gerechnet. Es ist verständlich, dass 
man so lange braucht, weil man mit diesem GFG 
viel zu verschleiern hat. Man muss es deutlich sa-
gen: Das geht knapp an einem Verstoß gegen die 
Geschäftsordnung vorbei. Zumindest ist es 
schlechter Stil. Herr Linssen, ich hoffe, Sie haben 
das mitgeschrieben und richten es Herrn Wolf 
aus.  

(Minister Dr. Helmut Linssen: Alle Daten!) 

– Vielen Dank, Herr Linssen.  

Kommen wir nun zum GFG selbst, das in der Tra-
dition des Haushalts bleibt, nämlich flexibel im 
Umgang mit der Wahrheit und den Zahlen zu 
sein.  

Innenminister Wolf, der nicht anwesend ist, hat 
gesagt, die kommunale Finanzlage – wie aufs 
Stichwort kommt er herein; den ersten Teil Ihrer 
Aufträge können Sie bei Herrn Linssen abrufen –, 
sei angespannt. Das ist in der Tat richtig. Er hat 
dies belegt mit 12 Milliarden Schulden für die 
Kommunen.  

Bedauerlicherweise betragen die Gesamtschul-
den der Kommunen in Nordrhein-Westfalen 
35,4 Milliarden €. Das, was Herr Wolf zitiert hat, 
sind nur die Kassenkredite. Herr Wolf, wenn Sie 
nachlesen wollen, empfehle ich einen Blick in Ihr 
eigenes GFG. Auf Seite 53 ist noch einmal der 
Schuldenstand der nordrhein-westfälischen Ge-
meinden aufgelistet. Ich empfehle Ihnen: Lassen 
Sie Ihre Rede überarbeiten!  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 

Um dabei zu bleiben, wie flexibel der Umgang mit 
Zahlen und der Wahrheit in diesem Haushalt ist, 
Herrn Dr. Linssen, haben Sie angeführt, die origi-
näre Verbundmasse steige um 0,8 %. Sie sinkt 
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Die Städte lehnten unter anderem die Heraus-
nahme der Grunderwerbsteuer aus dem Steuer-
verbund – 170 Millionen – sowie die Erhöhung der 
Krankenhausinvestitionsumlage ab. Die Kommu-
nen würden um 280 Millionen zusätzlich belastet.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist das, was ich meine. Das ist nicht transpa-
rent. Das machen Sie hinten herum. Der Minister-
präsident, der Finanzminister und der Innenminis-
ter, der jedenfalls eines nicht ist, nämlich ein 
Kommunalminister, wollen jedoch die Öffentlich-
keit für blöd verkaufen, indem sie sagen, die 
Kommunen haben 820 Millionen € mehr. Ich habe 
Ihnen vorhin nachgewiesen, der Kollege Jäger hat 
es Ihnen nachgewiesen, und Sie können es nicht 
widerlegen: Wenn Sie Ihre eigenen GFG-Zahlen 
daneben legen, dann sehen Sie, dass die keine 
820 Millionen € mehr haben, sondern es ist so, 
wie wir das beschrieben haben. 

Sie müssen sich an dieser Stelle eine Frage stel-
len lassen, nämlich ob Sie das, was Sie in der 
Opposition immer gesagt haben – Verlässlichkeit, 
Planbarkeit, keine Verbundsatzsenkungen –, heu-
te, wo Sie in der Regierung sind, noch ernst mei-
nen. Und wenn Sie das ernst meinen, dann müs-
sen Sie sich die zweite Frage stellen lassen, näm-
lich warum Sie das zwar auf dem Papier weiter 
aufrechterhalten, aber hinter herum über andere 
Mechanismen den Kommunen Hunderte von Mil-
lionen 2006 und 2007 wegkürzen. Diese Fragen 
müssen Sie beantworten.  

Das werden Sie auch Ihre eigenen Kommunalpoli-
tikerinnen und Kommunalpolitiker fragen. Sie wis-
sen ganz genau, dass Sie aus der Zwickmühle 
nicht herauskommen. Sie können vielleicht die Öf-
fentlichkeit an der Stelle hinters Licht führen, aber 
Sie können nicht Ihre eigenen Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister auf Dauer hinters Licht führen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Engel, FDP-Fraktion. 

Horst Engel (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Jäger und 
Herr Becker! Herr Jäger ist ein bisschen darauf 
eingegangen, was es heißt, Konsolidierung zu 
betreiben. Herr Becker, Sie lassen das völlig au-
ßen vor. Sie gehen darauf überhaupt nicht ein. 
Sie berichten aus Verbänden.  

Ich richte von diesem Pult die Botschaft an die 
Spitzenverbände, ebenfalls aus ihren Gräben he-
rauszukommen. Denn das, was sich hier abspielt, 

ist nichts anderes als Ritus. Entscheidend ist für 
den Kämmerer vor Ort – das wissen Sie –, was er 
netto in der Tasche hat, was vor Ort ankommt. 
Und vor Ort kommt für das Jahr 2007 in allen 
Kommunen deutlich mehr an! Das ist Fakt. Das 
können Sie auch nicht wegreden.  

Jetzt sind wir bei der ganz schwierigen Operation – 
das wissen Sie selber; Sie waren ja jahrelang in 
der Regierung – der Konsolidierung. So etwas geht 
eben nicht nach dem Motto – ich habe es gesagt – 
„Wasch mir den Pelz und mach mich nicht nass“. 
Das ist schmerzhaft. Das sage ich auch den Ver-
bänden – ob es der Landkreistag oder der Städte-
tag ist. Das ist alles gar kein Problem, Herr Becker. 
Die liegen alle noch in ihren Schützengräben. Das 
ist das Ritual, das dort geübt wird. 

Entscheidend ist, dass vor Ort mehr ankommt. 
Entscheidend ist, dass diese Regierung das total 
im Blick hat und wirklich auch dem Anspruch ge-
recht wird. Dieser Innenminister und diese Lan-
desregierung sind kommunalfreundlich; denn un-
ser Interesse ist es, dass auch die Kommunen so 
schnell wie möglich erfolgreich in diesen Weg ein-
treten und selber konsolidieren können. 

Mit jedem Tag, den wir weniger Zinsen und Zin-
senszinsen zu den Banken tragen müssen, ge-
winnen wir ein Stückchen Handlungsspielraum 
zurück. Das ist natürlich noch ein langer Weg. 
Dieser Weg ist aber alternativlos. 

Ich schließe damit, dass ich Sie einlade, einmal 
aus Ihren Schützengräben herauszukommen 

(Horst Becker [GRÜNE]: Ich bin in keinem 
Schützengraben!) 

und genau dort mitzumachen – auch, was den 
Einfluss und die Diskussion bei den Verbänden 
angeht. Alles andere hat keine Chance. Alles an-
dere ist „Weiter so, weiter so; Schulden, Schul-
den, Schulden“. Das hat keine Zukunft. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
mir nicht vor. Ich schließe deshalb die Beratung.  

Nach einer langen Debatte kommen wir nun zur 
Abstimmung. Zunächst stimmen wir ab über das 
Haushaltsgesetz 2007 Drucksache 14/2300, 
das Haushaltsbegleitgesetz Drucksache 
14/2303 und die mittelfristige Finanzplanung 
Vorlage 14/572. Der Ältestenrat empfiehlt Ihnen 
die Überweisung der vorgenannten Haushalts-
vorlagen an den Haushalts- und Finanzaus-
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schuss – federführend – sowie die zuständigen 
Fachausschüsse mit der Maßgabe, dass die Be-
ratung des Personalhaushalts einschließlich aller 
personalrelevanten Ansätze im Haushalts- und 
Finanzausschuss unter Beteiligung seines Unter-
ausschusses „Personal“ erfolgt. Wer stimmt die-
ser Überweisungsempfehlung zu? – Wer ist da-
gegen? – Enthaltungen? – Damit ist das einstim-
mig angenommen. 

Zum Zweiten haben wir abzustimmen über das 
Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des 
Landes Nordrhein-Westfalen an die Gemein-
den und Gemeindeverbände im Haushaltsjahr 
2007 Drucksache 14/2302. Hier empfiehlt der Äl-
testenrat die Überweisung an den Haushalts- 
und Finanzausschuss – federführend – und mit-
beratend an den Ausschuss für Kommunalpoli-
tik und Verwaltungsstrukturreform. Wer stimmt 
dieser Überweisungsempfehlung zu? – Gegen-
probe! – Enthaltungen? – Damit ist auch diese 
Überweisungsempfehlung einstimmig angenom-
men. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir kön-
nen nun übergehen zum Tagesordnungspunkt 

3 Fortführung des jährlichen Waldzustands-
berichtes sichern 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/2411 

Ich eröffne die Beratung. – Als erstem Redner ge-
be ich mit Ihrer Zustimmung meinem Kollegen 
Schriftführer, Herrn Abgeordneten Unruhe, für die 
SPD-Fraktion das Wort. Ich denke, dass wir fünf 
Minuten ohne zweiten Schriftführer auskommen. 
Herr Unruhe wird dann gleich wieder hier Platz 
nehmen. – Bitte schön, Sie haben das Wort. 

Jürgen Unruhe (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dem Wald 
geht es nicht gut. Wer seinen Zustand untersucht, 
bekommt keine guten Ergebnisse zu sehen. Wer 
diese Ergebnisse vortragen muss, erntet keinen 
Applaus, sondern bekommt wahrscheinlich Kritik 
und Ärger. Das ist gar nicht angenehm. Daher 
kann der für das Ressort Forsten zuständige Mi-
nister schon einmal auf die Idee kommen, die 
jährliche Berichterstattung zu unterlassen – natür-
lich nicht einfach so; es muss eine smarte Be-
gründung her: Bürokratieabbau ist gerade hip. 

Wir wissen nicht genau, ob es so war. Es drängt 
sich aber schon der Eindruck auf, dass Bundes-
landwirtschaftsminister Horst Seehofer sich von 

solchen Motiven leiten ließ. Nach einem Bericht 
der „Frankfurter Rundschau“ vom 13. Juli 2006 
will Herr Seehofer den jährlichen Waldzustands-
bericht abschaffen und nur noch alle vier Jahre 
einen entsprechenden Bericht veröffentlichen. 

Wir, die SPD-Landtagsfraktion, halten das für 
falsch. Seehofers Vorhaben wird der ernsten Lage 
des Waldes nicht gerecht. Dieser Plan wird dem 
Informationsbedürfnis der Menschen, die vom 
Wald und mit dem Wald leben wollen, nicht ge-
recht. 

Besser ist es so: Sie untersuchen den wichtigen 
ökologischen Lebensraum und Wirtschaftsfaktor 
Wald in möglichst kurzen Abständen, um schnell 
auf Veränderungen reagieren zu können. Sie in-
formieren die interessierte Bevölkerung gut und 
offen, um sie zu einem nachhaltigen Umgang zu 
ermuntern und dafür zu gewinnen. 

Deshalb fordert die SPD-Landtagsfraktion die 
Landesregierung auf, auf Bundesebene darauf 
hinzuwirken, dass der Waldzustandsbericht auch 
weiterhin ein Mal pro Jahr erstellt und veröffent-
licht wird. Vorsichtshalber fordern wir die Landes-
regierung auch auf, den jährlichen Bericht über 
den ökologischen Zustand des Waldes in NRW 
wie bisher weiterzuführen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir reden hier von kei-
ner Kleinigkeit, von keiner Nebensächlichkeit. 
Wenn wir über den Wald diskutieren, sprechen wir 
von einem ökologischen System, dessen vielfälti-
ge Bedeutung kaum messbar ist. Der Wald ist un-
verzichtbare Lebensgrundlage für Flora und Fau-
na, für Pflanze, Tier und Mensch. Die Qualität von 
Boden, Wasser und Luft ist direkt von einem ge-
sunden Wald abhängig. 

Der Wald hat auch eine große ökonomische Be-
deutung. Wir sitzen auf den Stühlen und an den 
Tischen und stehen an den Pulten, deren Rohstoff 
aus dem Wald stammt. Wir lesen aus den Zeitun-
gen und aus den Briefen, deren Grundstoff Papier 
aus dem Wald stammt. Wir verpacken unsere 
wertvollen Güter sorgsam mit Material, das seinen 
Ursprung im Wald hat. 

Der Wald sorgt direkt und indirekt für Arbeit – sei 
es im Forst selbst, in der Säge-, Holzwerkstoff- 
und Furnierindustrie oder in der Möbelindustrie. 
Dies hat auch die Clusterstudie „Forst & Holz“ 
deutlich gezeigt. 

Immer wichtiger wird der Wald als Energieliefe-
rant. Angesichts der Unwägbarkeiten des Ener-
gieimports aus Krisengebieten sollten wir das 
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